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Der Anwaltstag 2023 der
österreichischen
Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte

L iebe Kolleginnen und Kollegen!
Alles Gute für das Neue Jahr, für das ich Ihnen allen

viel – nicht nur beruflichen – Erfolg, aber auch Gesundheit
und Glück wünsche!

Nach einem Anwaltstag ist vor einem Anwaltstag!
Diese Ausgabe unseres Standesmagazins widmet sich

sehr ausführlich dem Anwaltstag 2023 in Linz, der in vieler-
lei Hinsicht einzigartig und jedenfalls – wie uns durch viele
Reaktionen bestätigt wurde – ein voller Erfolg war. Die Teil-
nahme von Kolleginnen und Kollegen (sowohl physisch als
auch online) erreichte einen neuen Rekord und bestätigt
damit die attraktive Neuausrichtung dieses Events, die
schon mit der Tagung am Ossiachersee 2021 begonnen
hatte.

Besonders hervorzuheben war aber auch die Präsenz von
gleich zwei Bundesministerinnen: Wir wurden diesmal so-
wohl von der BMin für Justiz Dr.in Alma Zadić als auch von
der BMin für EU und Verfassung Mag.a Karoline Edtstadler
mit ihrer Anwesenheit beehrt. Wir verstehen das als be-
sondere Anerkennung der Bedeutung der österreichischen
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, aber auch Rechtsan-
waltsanwärterinnen und Rechtsanwaltsanwärter im Gefüge
unseres Rechtsstaats sowie unserer unverzichtbaren Rolle
nicht nur bei der Kontrolle, aber auch in der Verbesserung
unseres Rechtsstaats.

Wir freuen uns darüber, dass beide Ministerinnen unse-
re jahrelangen Forderungen nach einem angemessenen
Kostenersatz nach Freispruch im Strafverfahren oder Ein-
stellung von Ermittlungsverfahren unterstützen. Nun steht
die Umsetzung an, die angesichts des Budgetrahmens von
70 Mio Euro pro Jahr recht herausfordernd wird. Angemes-
sener Kostenersatz wird damit leider nicht immer möglich,
aber zumindest ein angemessener Kostenbeitrag erreichbar
sein. Auch das allein ist ein sehr wichtiger Erfolg im Dienste
des Rechtsstaats, den wir uns durchaus auch auf unsere
Fahnen heften dürfen.

Auch das – in Zusammenarbeit mit der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der JKU – gewählte Generalmotto des

Anwaltstags „Über-
nimmt KI in Zukunft
das Recht?“ konnte
nicht aktueller ge-
wählt sein. Am Puls der Zeit wurden viele damit verbundene
Rechtsfragen sehr umfassend erörtert und haben einen gro-
ßen Beitrag für die Weiterentwicklung der Anwaltschaft und
ein besseres Verständnis für die mit der Digitalisierung ver-
bundenen Herausforderungen geleistet. Der unglaublich be-
eindruckende und fesselnde Festvortrag von Univ.-Prof. Dr.
Meinhard Lukas „Der generative Rechtsstaat“ wird vielen
wohl noch lange in Erinnerung bleiben.

Allen mit der Vorbereitung befassten Personen und In-
stitutionen gebührt größter Dank für die Ausrichtung der
Veranstaltung, allen voran der Oberösterreichischen
Rechtsanwaltskammer unter der Leitung ihres Präsidenten
Dr. Franz Mittendorfer, dem Generalsekretariat des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertages, allen Vortragen-
den und Diskussionsteilnehmerinnen und Diskussionsteil-
nehmern, vor allem aber Ihnen allen, die Sie sehr zahlreich
teilgenommen haben.

Für alle diejenigen, die es aber nicht geschafft haben, da-
bei zu sein, bietet diese Ausgabe eine gute Möglichkeit der
Nachlese. Möge damit ein weiterer Anreiz verbunden sein,
beim nächsten Anwaltstag der österreichischen Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte in Wien teilzunehmen.

Dieser wird wiederum einzigartig werden, markiert er
doch gleichzeitig das 50-jährige Jubiläum des Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertages, der im Gründungsjahr
1974 seine Tätigkeit unter dem legendären und unvergesse-
nen Präsidenten Dr. Walter Schuppich aufgenommen hat.

SAVE THE DATE: 27. September 2024 in Wien

ARMENAK UTUDJIAN
Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
(ÖRAK)
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CHRISTIAN
MOSER (CM)
ÖRAK, Juristischer
Dienst

MARLEN
WOHLMUTH (MW)
ÖRAK

e-cards ab 1. 1. 2024 nur mehr mit Foto
Gem § 31a Abs 8 ASVG sind bis 31. 12. 2023 alle e-cards
ohne Foto auszutauschen, für die keine Ausnahme (Kinder
unter 14 Jahren, Senioren ab 70 Jahren sowie Personen in
Pflegestufe 4–7) besteht. Kann ein Tausch nicht vorgenom-
men werden, ist die alte e-card mit 1. 1. 2024 zu sperren.

Für Opting-Out-Versicherte besteht seit 22. 3. 2021 die
Möglichkeit, kostenlos eine e-card unkompliziert mittels
Online-Formular auf www.svs.at/e-card-Antrag zu bean-
tragen. Diese e-cards wurden alle bereits mit Foto ausge-
stellt! Sollten Sie jedoch noch eine e-card ohne Foto aus
einer früheren Erwerbstätigkeit besitzen und aktuell keiner
gesetzlichen Krankenversicherung unterliegen, so erfolgt
keine automatische Neuausstellung und Sie müssen unter
dem obenstehenden Link eine neue e-card beantragen.

Wenn für Sie kein Foto verfügbar ist (zB über den Reise-
pass, Personalausweis, Führerschein) und keine der oben
angeführten gesetzlichen Ausnahmen gilt, müssen Sie ein
Foto bringen, damit eine e-card produziert werden kann.
Alle Registrierungsstellen sowie die Passbildkriterien und
mitzubringenden Dokumente finden Sie unter www.chip-
karte.at/foto.

Weiterführende Informationen und Antworten auf
häufig gestellte Fragen finden Sie im ÖRAK-Mitgliederbe-
reich auf www.oerak.at unter Versorgungseinrichtungen/
Krankenversicherung/e-card.

Für weitere Fragen zur e-card-Ausstellung oder zur Mel-
dung bei Defekt, Verlust oder Diebstahl wenden Sie sich
bitte an die e-card-Serviceline unter 05 0124 3311.

Für Fragen zu ELGA und zum e-Impfpass wenden Sie
sich bitte an die ELGA-Serviceline unter 05 0124 4411.

CM

Datenwartung
Im ÖRAK-Mitgliederbereich auf www.oerak.at unter Da-
tenwartung haben Sie die Möglichkeit, bestimmte Daten,
welche mit Ihrem ADVM-Code verknüpft sind, selbst zu
warten. Bitte achten Sie auf die Aktualität Ihrer Daten, da
diese automatisch ins ERV-Teilnehmerverzeichnis über-
nommen werden!

Geändert werden können die Kontaktdaten, das sind
Telefon-, Telefax-, Mobiltelefonnummer sowie E-Mail-Ad-
resse und Website. Ebenso besteht die Möglichkeit, Ihrem
Eintrag im Rechtsanwaltsverzeichnis ein Foto durch Hoch-
laden hinzuzufügen. Es können auch die bevorzugten Tä-
tigkeitsgebiete sowie die Fremdsprachen geändert werden.
Diese Änderungen werden unmittelbar in das Online-
Rechtsanwaltsverzeichnis übernommen.

Wenn Sie das ÖRAK-Infom@il an eine andere E-Mail-
Adresse erhalten möchten, so haben Sie ebenfalls die Mög-
lichkeit, das anzugeben.

Wir dürfen darauf hinweisen, dass Ihre angegebenen
Daten ua von Kolleginnen/Kollegen, Klientinnen/Klienten
und anderen Institutionen verwendet werden, um Sie zu
kontaktieren. Bitte überprüfen Sie daher Ihre eingegebenen
Daten regelmäßig auf Aktualität und nehmen Sie erforder-
lichenfalls Änderungen vor.

Bitte denken Sie daran, dass Sie nicht nur Ihre persön-
lichen Daten, sondern auch die Ihrer Gesellschaft stets
aktuell halten!

Weiters können die Bankverbindungen für den ERV
(Forderungs-/Gebühreneinzugskonto) modifiziert wer-
den. Bitte kontrollieren Sie im Mitgliederbereich, ob
Sie den aktuellen IBAN und BIC angegeben haben
und nehmen Sie erforderlichenfalls die notwendigen Än-
derungen vor.

Bitte beachten Sie, dass die Angabe Ihrer Daten im
Rechtsanwaltsverzeichnis unabhängig von Ihrer Kanzlei-
software ist. Für den behördlichen Datenaustausch wer-
den stets die von Ihnen angegebenen Daten im Rechtsan-
waltsverzeichnis herangezogen.

Sollten Sie Ihr Passwort für den Mitgliederbereich ver-
gessen haben, können Sie dieses mittels der Funktion „Pass-
wort vergessen“ zurücksetzen.

MW

Beschluss Rechtsanwaltskammer Wien
Vom Ausschuss der Rechtsanwaltskammer Wien wird ge-
mäß § 70 Abs 1 DSt kundgemacht, dass über Herrn Mag.
Gerald GÖLLNER, Rechtsanwalt in 1010 Wien, Friedrich-
straße 7, 2. Stock Top 3, mit Beschluss des Disziplinarrates
der Rechtsanwaltskammer Wien vom 25. 10. 2023 gem § 19
Abs 3 Z. lit d und Abs 1a DSt die einstweilige Maßnahme
der vorläufigen Untersagung der Ausübung der Rechtsan-
waltschaft verlängert worden ist.

Die Bestellung der Frau Mag. Stefanie LIEBENWEIN,
Rechtsanwältin in 1010 Wien, Hohenstaufengasse 7, für
die Dauer dieser Untersagung als Kammerkommissärin
bleibt aufrecht.

Beschluss Rechtsanwaltskammer
Niederösterreich
Rechtsanwalt Dr. Viktor Strebinger, Schulgasse 1/Ecke
Neunkirchner Straße, 2700 Wiener Neustadt, hat die ihm
zukommenden Aufgaben als Kammerkommissär gemäß
§ 34a (2) RAO erfüllt und wird dieser über Antrag vom
9. 11. 2023 von seiner Funktion als bestellter Kammerkom-
missär für Dr. Martin Hembach, vormals Rechtsanwalt in
2700 Wiener Neustadt, Herzog Leopold Straße 26/1/7, ge-
mäß § 34a (7) RAO enthoben.
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Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von

ULLRICH SAURER (US)
Rechtsanwalt

MANFRED
AINEDTER (MA)
Rechtsanwalt

FRANZ GALLA (FG)
Rechtsanwalt

§§ 2, 5a, 11, 76 GenG

2024/2

Zur Haftung der Mitglieder einer Genossenschaft
1. Gem § 11 GenG darf der Genossenschaftsvertrag von den
Bestimmungen des GenG nur abweichen, soweit dies aus-
drücklich vom Gesetz zugelassen ist. Gem § 76 GenG haftet
jedes Mitglied einer mit beschränkter Haftung errichteten
Genossenschaft im Falle des Konkurses oder der Liquida-
tion für deren Verbindlichkeiten, insofern der Gesell-
schaftsvertrag nicht einen höheren Haftungsbetrag festsetzt,
nicht nur mit seinen Geschäftsanteilen, sondern auch noch
mit einem weiteren Betrag in der derselben Höhe. Diese Be-
stimmung regelt zwingend das Minimum der Haftsumme
der Genossenschafter. Satzungsautonomie besteht nach
dem klaren Wortlaut des § 76 GenG lediglich hinsichtlich
einer Erhöhung, nicht aber einer Verringerung der Haft-
summe.
2. Gegenständlich sieht der geänderte § 15 Abs 2 der Sat-
zung nunmehr vor, dass investierende Mitglieder „nur mit
der Höhe des ersten gezeichneten investierenden Geschäfts-
anteils haften. Durch die Beteiligung mit weiteren investie-
renden Geschäftsanteilen tritt eine Erhöhung der Haftsum-
me nicht ein“.
3. Da die Deckungspflicht betraglich nach oben mit der
Haftsumme begrenzt ist und nur im Falle eines Konkurses
oder einer Liquidation der Genossenschaft besteht, kann
§ 15 Abs 2 der Satzung nur als speziellere Regelung gegen-
über Abs 1 für investierende Mitglieder im Konkurs- oder
Liquidationsfall verstanden werden. Im Ergebnis würde da-
her damit geregelt, dass ein Genossenschafter Geschäftsan-
teile mit beschränkter Haftung und solche mit Geschäftsan-
teilshaftung hielte. Zutreffend hat daher das Rekursgericht
erkannt, dass diese Satzungsbestimmung inWiderspruch zu
§ 76 GenG tritt.
4. Die Argumentation, wonach ohne Haftungsbeschrän-
kung faktisch keine investierenden Mitglieder generiert
werden könnten, greift insofern zu kurz, als auch § 76
GenG eine Staffelung der Haftung zulässt, sofern das gesetz-
liche Minimum gewahrt bleibt. Im Übrigen wäre auch nicht
ersichtlich, inwiefern eine von § 76 GenG abweichende Be-
stimmung im deutschen Genossenschaftsrecht Auswirkun-
gen auf die Zulässigkeit inländischer Genossenschaftsver-
träge zeitigen soll.
OGH 30. 8. 2023, 6 Ob 246/22b JusGuide 2023/42/
21234. US

§ 17 PSG; § 167 ABGB; § 2 AußStrG

2024/3

Zu Rechtsgeschäften der Privatstiftung mit einem
Mitglied des Stiftungsvorstands
1. Gem § 17 Abs 5 PSG bedürfen im Fall, dass die Privat-
stiftung keinen Aufsichtsrat hat, Rechtsgeschäfte der Privat-
stiftung mit einem Mitglied des Stiftungsvorstands der Ge-

nehmigung aller übrigen Mitglieder des Stiftungsvorstands
und des Gerichts. Die Zustimmung des Stifters vermag die
Genehmigung durch das Gericht nicht zu ersetzen. Nach
dem klaren und eindeutigen Wortlaut der Bestimmung ist
weder dieser noch ein Begünstigter zur Genehmigung be-
rufen. Normzweck der Bestimmung ist, dass die Gefahr
der Schmälerung des Stiftungsvermögens durch kollusiv
handelnde Vorstandsmitglieder verhindert werden soll.
2. Unterfällt ein Rechtsgeschäft der Genehmigungspflicht
nach § 17 Abs 5 PSG, dann darf dieses vom Gericht nur
genehmigt werden, wenn der Abschluss im Interesse der
Privatstiftung liegt und somit deren Wohl entspricht. Das
Genehmigungsverfahren nach § 17 Abs 5 PSG ist mit jenem
nach § 167 Abs 3 ABGB vergleichbar, in dem grundsätzlich
nur dem betroffenen Pflegebefohlenen Parteistellung zu-
kommt. Daher ist etwa der (potenzielle) Vertragspartner
der Privatstiftung im Genehmigungsverfahren nach § 17
Abs 5 PSG nicht Beteiligter.
3. Gegenstand des vorliegenden Verfahrens ist ein Mandats-
vertrag zwischen der Tochter-GmbH der Privatstiftung und
einer Rechtsanwalts-GmbH, deren selbstständig vertre-
tungsbefugter Geschäftsführer zugleich Geschäftsführer
der Tochter-GmbH ist. Das Rekursgericht war der Ansicht,
dieser Vertrag berühre die Rechtsstellung der Einschreiter
als Begünstigte nicht. Daran ändere auch der Umstand
nichts, dass die Privatstiftung und ihre Tochtergesellschaft,
vertreten durch diese Rechtsanwalts-GmbH, als Kläge-
rinnen in zwei Zivilprozessen gegen die Verlassenschaft
nach dem Stifter aufträten. Das Interesse der Einschreiter
„als Erbansprecher und Pflichtteilsberechtigte“ am Ausgang
der Zivilprozesse sei ein rein wirtschaftliches. Diese Beur-
teilung findet Deckung in den erörterten Rechtsprechungs-
grundsätzen.
4. Vor dem Hintergrund, dass bloße Reflexwirkungen für
eine unmittelbare Beeinflussung und damit für die Begrün-
dung einer materiellen Parteistellung nicht genügen, ver-
mögen die Rechtsmittelwerber auch nicht nachvollziehbar
aufzuzeigen, inwiefern iZm den beiden Zivilprozessen, in
denen sie gar nicht Partei sind, durch die bloße Mandatie-
rung und diesbezügliche Genehmigung seitens des Stif-
tungsvorstands eine unmittelbare Beeinflussung ihrer
Rechtsstellung stattfinden sollte.
OGH 30. 8. 2023, 6 Ob 118/23 f JusGuide 2023/42/
21233. US

§§ 4, 16 MarkSchG; § 23 PAV

2024/4

Zur Unterscheidungskraft bei „sonstigen Marken“
1. Eine Marke, die unter keine der üblichen Markenformen
(Wortmarken, Wortbildmarken, Formmarken etc) fällt, ist
eine „sonstige Marke“. Sie muss in einer angemessenen
Form unter Verwendung allgemein zugänglicher, dh auch
vom Patentamt verarbeitbarer Technologien eindeutig, prä-
zise, abgeschlossen, leicht zugänglich, verständlich, dauer-
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haft und objektiv wiedergegeben werden, sodass jedermann
klar und präzise feststellen kann, für welchen Gegenstand
Schutz gewährt wird.
3. Nach § 4 Abs 1 Z 3 MarkSchG sind Zeichen von der Re-
gistrierung ausgeschlossen, die keine Unterscheidungskraft
haben. Unterscheidungskraft kommt einer Marke zu, wenn
sie unmittelbar als Hinweis auf die betriebliche Herkunft
der fraglichen Waren oder Dienstleistungen wahrgenom-
men werden kann und so die Ursprungsidentität garantiert,
sodass die maßgeblichen Verkehrskreise die Waren oder
Dienstleistungen des Markeninhabers ohne Verwechs-
lungsgefahr von denen anderer betrieblicher Herkunft un-
terscheiden können. Fehlt die Unterscheidungskraft, so
kann das Zeichen die Hauptfunktion der Marke als betrieb-
licher Herkunftshinweis nicht erfüllen. Die Unterschei-
dungskraft ist anhand der konkret beanspruchten Waren
und Dienstleistungen zu beurteilen.
4. Einer Marke, die aus einer Kombination von Bestandtei-
len besteht, von denen jeder in Bezug auf die fraglichenWa-
ren und Dienstleistungen keine Unterscheidungskraft hat,
fehlt auch die Unterscheidungskraft in Bezug auf diese Wa-
ren und Dienstleistungen, es sei denn, es liegen besondere
Angaben wie die Art und Weise vor, in der die verschiede-
nen Bestandteile miteinander kombiniert sind; dies macht
deutlich, dass die komplexe Marke in ihrer Gesamtheit
mehr darstellt als die Summe ihrer Bestandteile.
5. Im hier zu beurteilenden Fall liegen ebenfalls unter-
schiedliche Elemente vor, die weder einzeln noch in ihrer
Gesamtheit betrachtet die erforderliche Unterscheidungs-
kraft besitzen. Zunächst liegen keine außergewöhnlichen
Umstände vor, die die Unterscheidungskraft dieser (mäßig
auffälligen) Farbe bzw ihrer konkreten Positionierung be-
gründen könnten. Der bloße Umstand, dass die Anzahl
der am Markt tätigen Tankstellenunternehmen überschau-
bar sein mag, rechtfertigt es nicht, von der restriktiven Auf-
fassung iZm Farbmarken abzugehen, dies auch aufgrund
des diesbezüglichen Freihaltebedürfnisses des Geschäftsver-
kehrs.
OGH 12. 9. 2023, 4 Ob 16/23s JusGuide 2023/43/
21250. US

§§ 9, 10 PSG; § 4 GmbHG; §§ 6, 914 ABGB

2024/5

Zum Verlust der Stellung als Begünstigter
1. Der Stifterwille ist aus der Stiftungserklärung durch deren
Auslegung zu ermitteln. Dabei sind die für die Satzungen
juristischer Personen entwickelten Auslegungskriterien
auch für Stiftungen anzuwenden. Derartige korporative Re-
gelungen sind nicht wie Verträge, sondern – unter Anwen-
dung der Auslegungsgrundsätze der §§ 6f ABGB – nach
Wortlaut und Zweck in ihrem systematischen Zusammen-
hang objektiv auszulegen. Dies gilt auch für die Regelungen
über die Begünstigtenstellung, und zwar jedenfalls wenn –

wie hier – die Stellung als Begünstigter und Verlust dieser

Stellung in den Stiftungsurkunden ausführlich geregelt sind
und dem Stiftungsvorstand kein diesbezügliches Ermessen
eingeräumt ist.
2. Die hier maßgebliche Bestimmung der Stiftungszusatz-
urkunde lautet dahin, dass Zuwendungen an einen Be-
günstigten unterbleiben, wenn er sich eines Verhaltens
schuldig gemacht hat, „das eine Erbunwürdigkeit oder ei-
nen Enterbungsgrund gegenüber den Stiftern oder einer
Person darstellt, von der er die Begünstigtenstellung ablei-
tet“.
3. Die Parteien und das Erstgericht sind zutreffend davon
ausgegangen, dass damit ein Verweis auf die Rechtslage vor-
genommen wurde, wie sie im Zeitpunkt der letzten (Neu-)
Fassung der Stiftungsurkunden am 27. 12. 2006 bestanden
hat. Anhaltspunkte für eine „dynamische“ Verweisung sind
aus den Stiftungsurkunden nicht zu erschließen.
4. Hier beging die Beklagte als Begünstigte eine versuchte
Erpressung nach §§ 15, 144 Abs 1 StGB, und zwar zum
Nachteil ihres Bruders, einem der Stifter. Dieser Umstand
macht die Beklagte erbunwürdig iSd § 568 ABGB in der
hier relevanten Fassung, zumal eine Verzeihung des Opfers
nicht vorliegt. Damit haben nach der Stiftungszusatzurkun-
de Zuwendungen der Stiftung an die Beklagte als Begüns-
tigte zu „unterbleiben“.
5. Diese Rechtsfolge ist bei der hier gebotenen systematisch-
objektiven Auslegung der Stiftungsurkunden dahin zu ver-
stehen, dass die Beklagte die Rechte aus ihrer Stellung als
Begünstigte verloren hat. Dies erhellt aus der weiteren An-
ordnung der Stiftungszusatzurkunde, wonach die Zuwen-
dungsanteile jene Person, die einen „Ausschlussgrund“ ge-
setzt hat, auf ihre in die Begünstigtenstellung nachfolgen-
den Personen iS der Stiftungszusatzurkunde „übergehen“.
Daraus kann nicht abgeleitet werden, dass der Beklagten
Nebenrechte einer Begünstigten, wie etwa Auskunfts- und
Einsichtsrechte, weiterhin zustünden, obwohl die Haupt-
rechte auf Zuwendungen auf andere übergegangen wären.
OGH 25. 9. 2023, 6 Ob 102/23b JusGuide 2023/45/
21290. US

§ 288 Abs 1 StPO

2024/6

Erfolgreiche Anfechtung eines Freispruchs
Nach seit Jahren gefestigter stRsp des OGH bedarf es für
den Erfolg einer gegen einen Freispruch oder die Nichtan-
nahme einer Qualifikation erhobenen NB – neben der (zu-
treffenden) Geltendmachung von Begründungsmängeln zu
(sämtlichen) verneinten oder der begehrten rechtlichen Be-
urteilung entgegenstehenden Tatbestandselementen – auch
der (erfolgreichen) Reklamation von Feststellungsmängeln
zu jenen Tatbestandsmerkmalen, zu denen das U keine
Konstatierungen enthält.
OGH 14. 3. 2023, 11 Os 131/22g (LG Krems a d Donau
29 Hv 38/22w) EvBl 2023/240 MA
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§ 114 Abs 2 StPO (§§ 6f ABGB; § 69 Abs 3, § 110
Abs 1 Z 2 StPO)

2024/7

Keine analoge Anwendung von § 114 Abs 2 StPO auf
unkörperliche Vermögenswerte
Das in § 69 Abs 3 StPO geregelte Vorgehen nach einer gem
§ 110 Abs 1 Z 2 StPO erfolgten Sicherstellung im Ermitt-
lungsverfahren bezieht sich ausschließlich auf die Rückgabe
von Gegenständen an das Opfer, deren Beschlagnahme aus
Beweisgründen nicht erforderlich ist.
OGH 28. 3. 2023, 14 Os 137/22m (OLG Wien 31 Bs 158/
20t; LGSt Wien 317 HR 303/17m) EvBl 2023/241 MA

§ 43 Abs 1 StGB (§ 281 Abs 1 Z 11 dritter Fall StPO)

2024/8

Mangelnde Schuldeinsicht kein Grund zur Ablehnung
(teil-)bedingter Strafnachsicht
Die Heranziehung der mangelnden Schuldeinsicht des
Angekl („mangelnde Kooperation und völlige Uneinsichtig-
keit“) als eine für die Ablehnung der Gewährung bedingter
Nachsicht auch nur eines Teils der Strafe (mit-)entschei-
dende Tatsache stellt einen unvertretbaren Gesetzesverstoß
iSd § 281 Abs 1 Z 11 dritter Fall StPO dar. Das Recht des
Angekl, seine Verantwortung frei zu wählen (§ 49 Abs 1
Z 4, § 164 Abs 1 und 4, § 245 Abs 2 StPO) und sich nicht
selbst zu belasten, ist ein wesentlicher Bestandteil eines fai-
ren Verfahrens (Art 6 Abs 1 MRK; Grabenwarter/Pabel,
EMRK7 § 24 Rz 138). Dieses Recht darf durch den Vorwurf
der mangelnden Schuldeinsicht bei der Sanktionsfindung
nicht konterkariert werden (RIS-Justiz RS0090897 [T 11]).
OGH 5. 12. 2022, 15 Os 104/22s EvBl 2023/242 MA

§ 148 zweiter Fall StGB

2024/9

Gewerbsmäßiger schwerer Betrug
Gewerbsmäßiger schwerer Betrug verlangt die Absicht des
Täters, sich durch wiederkehrende Begehung von jeweils
schon für sich gesehen schwerem Betrug (§ 147 Abs 1 bis
2 StGB) längere Zeit hindurch ein nicht bloß geringfügiges
fortlaufendes Einkommen zu verschaffen. Nur derjenige al-
so, welcher einen – wenn auch bloß versuchten – schweren
Betrug (§ 147 StGB) in der Absicht begeht, sich durch wie-
derkehrende Begehung von (erneut) schwerem Betrug län-
gere Zeit hindurch ein nicht bloß geringfügiges fortlaufen-
des Einkommen zu verschaffen, kommt als Täter des nach
§ 148 zweiter Fall StGB qualifizierten Verbrechens in Be-
tracht (Kirchbacher/Sadoghi in WK2 StGB § 148 Rz 6; RIS-
Justiz RS0122009).
OGH 18. 1. 2023, 15 Os 107/22g EvBl 2023/243 MA

§ 195 Abs 1 StPO

2024/10

Aufklärungsmängel als Grund für Fortführung eines
Ermittlungsverfahrens
Das Gesetz unterscheidet bei Einstellungen aus tatsächli-
chen Gründen (§ 190 Z 2 StPO) zwischen Ermessensmiss-
brauch (§ 195 Abs 1 Z 1 StPO), der sich aus einer willkür-
lichen (also nach den Kriterien des § 281 Abs 1 Z 5 StPO
mangelhaft begründeten) Beurteilung ergeben kann, und
erheblich bedenklichem Ermessensgebrauch (§ 195 Abs 1
Z 2 StPO; Nordmeyer, WK-StPO § 195 Rz 15/2). Der Fort-
führungsgrund des § 195 Abs 1 Z 1 StPO kann grundsätz-
lich auch mit dem Einwand unrichtiger Beurteilung der
Einstellungsvoraussetzungen nach § 190 Z 2 StPO infolge
Unterbleibens einer Aufnahme aktenkundiger Beweise, die
zu einer Klärung des Sachverhalts und Intensivierung des
Tatverdachts hätte führen können, geltend gemacht werden
(vgl 11 Os 155/19g).
OGH 18. 1. 2023, 15 Os 121/22 s EvBl 2023/260 MA

§ 33 Abs 2 Z 3 StGB

2024/11

Missbrauch einer Autoritätsstellung als
Erschwerungsgrund
Eine Autoritätsstellung iSd § 33 Abs 2 Z 3 StGB erfordert
eine im Verhältnis zum Opfer übergeordnete (Macht-)Posi-
tion, wie sie insb in Erziehungs-, Betreuungs-, Arbeits- und
Ausbildungsverhältnissen besteht. Diese Stellung miss-
braucht, wer die Autorität gezielt (sei es auch nur durch
schlüssigen Einsatz eines Täter und Opfer bewussten Ab-
hängigkeitsverhältnisses) zur Deliktsverwirklichung ein-
setzt, die Autorität des Täters solcherart für die Tatausfüh-
rung mitbestimmend ist, nicht aber derjenige, der bloß eine
sich im Zusammenhang mit seiner Stellung bietende Gele-
genheit zur Tatbegehung nützt.
OGH 18. 1. 2023, 15 Os 123/22k EvBl 2023/261 MA

§ 283 Abs 1 StPO (§ 467 Abs 2 zweiter Satz StPO)

2024/12

Sanktionsrüge als Berufungsvorbringen
Dem RMWerber steht es frei, Nichtigkeit des Sanktionsaus-
spruchs bloß als Berufungsgrund geltend zu machen, womit
für den OGH keine Veranlassung besteht, von einer verfehl-
ten Bezeichnung des RM auszugehen.
OGH 18. 1. 2023, 15 Os 127/22y EvBl 2023/262 MA

§ 127 Abs 3 StPO (§ 281 Abs 1 Z 4 StPO)

2024/13

Widerspruch im Verhältnis der Angaben mehrerer SV
zueinander
Ein aus § 281 Abs 1 Z 4 StPO garantiertes Überprüfungs-
recht hinsichtlich eines bereits durchgeführten SVBeweises
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besteht (nur) dann, wenn der Bf in der HV einen in § 127
Abs 3 erster Satz StPO angeführten Mangel von Befund
oder GA aufgezeigt und das dort beschriebene Verbesse-
rungsverfahren erfolglos bleibt. § 127 Abs 3 erster Satz
(zweiter Fall) StPO (weiteres GA im Fall erheblicher Abwei-
chungen zweier SV) im Stadium des Hauptverfahrens be-
zieht sich nur auf (aus dem Blickwinkel des § 281 Abs 1
Z 4 StPO betrachtet: im Zeitpunkt der Antragstellung)
vom Gericht in der HV beigezogene SV (vgl § 126 Abs 3
erster Satz StPO)
OGH 14. 4. 2023, 15 Os 13/22h, 14/22 f (LG Klagenfurt
80 Hv 13/19d) EvBl 2023/263 MA

§ 5a Abs 1 Z 3 KSchG; § 16 Abs 1 RAO

2024/14

Informationspflicht von Rechtsanwälten gegenüber
Verbrauchern über Honorarberechnung
Die klagende Rechtsanwaltsgesellschaft vertrat die Beklag-
te in einem von ihr angestrengten Prozess, mit dem sie
von ihrer Tochter gestützt unter anderem auf Schen-
kungswiderruf und Irrtum die Rückübereignung zweier
Liegenschaften begehrte. Vor der Einbringung jener Klage
war zwischen der Klägerin und der Beklagten festgehalten
worden, dass eine „Abrechnung nach Einheitssatz“ erfol-
gen werde. Über Intervention der Beklagten und ihres sie
innerfamiliär beratenden Stiefsohns, eines Juristen, wurde
letztlich von der Klägerin der Streitwert in der Klage mit
€ 1.000.000,– festgelegt. Die Beklagte und ihr Stiefsohn
wollten „durch diese hohe Bemessung des Streitwertes ei-
ne Drucksituation auf [die Tochter der Beklagten] be-
werkstelligen“.
Nach Meinung des OGH steht die Verurteilung der Be-
klagten durch die Vorinstanzen zur Zahlung der ihr von
der Klägerin in Rechnung gestellten Vertretungskosten
weder in Widerspruch zu § 5a Abs 1 Z 3 KSchG noch
zur Entscheidung des EuGH v 12. 1. 2023, C-395/21.
Der Beklagten war die Größenordnung der Kostenbelas-
tung bekannt, sie wusste, dass sich ihre Kosten nach den
von der Klägerin für sie im Prozess erbrachten Leistungen
richteten und dass deren Preis von der Bemessungsgrund-
lage, nämlich von dem von ihr selbst gewählten Streit-
wert, abhing. Die Beklagte verfügte damit über alle not-
wendigen Informationen, um die finanziellen Folgen des
Eingehens der vorliegenden Honorarvereinbarung nach
Einheitssatz abschätzen zu können. Der Wortlaut des
§ 5a Abs 1 KSchG sieht keine Verpflichtung zur Einhal-
tung einer bestimmten Form vor, weshalb die Informatio-
nen nach allgemeiner Ansicht auch mündlich erteilt wer-
den können.
OGH 6. 9. 2023, 3 Ob 146/23a Zak 2023/593, 337. FG

§ 246 Abs 3 Z 2, § 275 Z 1 ABGB

2024/15

Kein Ablehnungsrecht des zum Erwachsenenvertreter
bestellten Rechtsanwalts nach Erledigung der
rechtlichen Angelegenheiten
Die Intention des Gesetzgebers bei der Schaffung von § 275
ABGB war ausweislich der Gesetzesmaterialien (ErläutRV
1461 BlgNR 25. GP 44), einer langjährigen Forderung der
Notare und Rechtsanwälte nachzukommen, dass eine Ver-
pflichtung zur Übernahme dann nicht besteht, wenn nicht
vorwiegend rechtliche Angelegenheiten betroffen sind. In
diesem Zusammenhang kann nur die Übernahme abge-
lehnt werden, bei einer bereits rechtskräftigen Bestellung
gibt es kein Ablehnungsrecht mehr.
Das in § 275 Z 1 ABGB vorgesehene Ablehnungsrecht bei
Übernahme einer Erwachsenvertretung mangels erforderli-
cher Rechtskenntnisse führt nicht notwendig zu einer Über-
tragung einer bestehenden Erwachsenenvertretung auf eine
andere Person, wenn die zu Beginn erforderlichen Rechts-
kenntnisse zu einem späteren Zeitpunkt nicht mehr nötig
sind. Ein solcher Fall ist nach den Kriterien des § 246 Abs 3
Z 2 ABGB zu prüfen, wobei sich aus den nunmehr nicht
mehr erforderlichen Rechtskenntnissen eine bessere Eig-
nung eines anderen Erwachsenenvertreters ergeben kann,
die gegen eine allfällige mit einer Umbestellung einherge-
hende Belastung des Betroffenen abzuwägen ist, wobei im
Allgemeinen eine stabile Betreuungssituation wünschens-
wert ist.
OGH 30. 8. 2023, 7 Ob 79/23b Zak 2023/614, 353. FG

§§ 863, 914 ABGB; § 67 VersVG

2024/16

Kein Regress des Gebäudeversicherers gegen leicht
fahrlässig handelnden Mieter (Judikaturänderung)
Der Beklagte hatte in seiner Wohnung eine Fachfirma mit
dem Einbau einer Küche beauftragt. Diese hatte an den
drucklosen Speicher eine druckdichte Küchenarmatur an-
geschlossen. Der Untertischspeicher ist durch Überdruck
geborsten, wodurch über eine Dauer von etwa fünf bis zehn
Stunden rund 3.000 l Leitungswasser in die Gebäudesub-
stanz austraten. Die Klägerin bezahlte die Kosten für die
Sanierung des Wasserschadens und macht nun gegen den
Beklagten Regress geltend. Zur Versicherung gegen Lei-
tungswasserschäden hatte der Oberste Gerichtshof bisher
ausgesprochen, dass sie eine Sachversicherung ist, die der
Erhaltung des Gebäudes, sohin des Eigentums des Versiche-
rungsnehmers, dient.
Der erkennende Fachsenat erachtete aber eine Neubewer-
tung der Frage des Schutzes des Sachersatzinteresses des
Mieters im Sachversicherungsvertrag des Vermieters für er-
forderlich. Entscheidend sei die erkennbare Interessenlage
des Eigentümers. Diese ist dadurch geprägt, dass er Ausei-
nandersetzungen mit einem Besitzer, dem er – meist auf-
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grund eines Vertrags – die Sachherrschaft eingeräumt hat,
vermeiden will. Zudem kann ihm am Schutz des Mieters
gelegen sein, weil er die Prämie (anteilig) auf diesen abge-
wälzt hat.
Im vorliegenden Fall war die dargestellte Interessenlage der
Vermieterin der Klägerin bei Abschluss des Versicherungs-
vertrags erkennbar. In der Versicherungspolizze war aus-
drücklich angeführt, dass es sich bei dem versicherten Ge-
bäude um ein „Mietshaus“ handelt, wobei ein Hinweis der
Klägerin auf die am Versicherungsmarkt grundsätzlich be-
stehende Möglichkeit der Vereinbarung eines Regressver-
zichts zu Gunsten der Mieter der Vermieterin nicht fest-
steht. Ein redlicher Erklärungsempfänger durfte daher da-
rauf vertrauen, dass die Klägerin jedenfalls auf Regressan-
sprüche wegen leichter Fahrlässigkeit gegen jene Mieter, auf
die ihre Versicherungsnehmerin ihre Prämien (typischer-
weise – vgl § 21 MRG) überwälzt, verzichtet.
OGH 27. 9. 2023, 7 Ob 99/23v Zak 2023/623, 356. FG

§§ 1293, 1328a, 1330 Abs 2 ABGB

2024/17

Kein Ersatz für ideelle Schäden bei Ehrverletzung
oder Rufschädigung
Aufgrund eines Mitgliedsvertrags war der Kläger zur Benüt-
zung der Einrichtungen der Fitnessclubs der Beklagten be-

rechtigt gewesen. Wegen eines Konflikts mit einem Club-
manager wurde der Kläger unter Beiziehung des Sicher-
heitsdienstes aus dem Fitnessclub verwiesen. Die Vorins-
tanzen haben die auf Feststellung, Unterlassung sowie
Zahlung von € 3.000,– Schadenersatz wegen entgangener
Trainingsfreude, Beleidigung und Bloßstellung gerichtete
Klage abgewiesen. Dazu der OGH:
Der Kläger stützt sein Zahlungsbegehren auf § 1328a
ABGB, wonach bei erheblichen Eingriffen in die Privats-
phäre eine Entschädigung für die erlittene persönliche Be-
einträchtigung gebührt. Da die Beklagte aber weder in den
privaten Lebensbereich des Klägers eingedrungen ist noch
irgendwelche Informationen dazu veröffentlicht hat, liegt
keine Verletzung der Privatsphäre des Klägers vor.
Eine analoge Anwendung des § 12 Abs 2 Pauschalreisege-
setz kommt mangels einer planwidrigen Unvollständigkeit
des Gesetzes nicht in Betracht. Im Übrigen entspricht es der
ständigen Rechtsprechung, dass der Ersatz ideeller Schäden
regelmäßig nur in den vom Gesetz angeführten Fällen be-
ansprucht werden kann. So hat der Oberste Gerichtshof
auch im Fall einer Ehrverletzung oder Rufschädigung, wie
sie vom Kläger behauptet wird, den Ersatz ideeller Schäden
nach § 1330 Abs 2 ABGB mangels gesetzlicher Grundlage
abgelehnt.
OGH 3. 8. 2023, 8 Ob 55/23f Zak 2023/628, 357. FG
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Diese Ausgabe von
„Europarecht kurz &
bündig“ entstand
unter Mitwirkung von

RAINER HABLE (RH)
Rechtsanwalt in Wien/
Brüssel

Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts

2024/18

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz der
finanziellen Interessen der Europäischen Union –

Art 325 Abs 1 AEUV – SFI-Übereinkommen – Art 2
Abs 1 – Verpflichtung zur Bekämpfung von Betrug
zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union
durch abschreckende und wirksame Maßnahmen –

Pflicht, strafrechtliche Sanktionen vorzusehen –

Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Schwerer
Mehrwertsteuerbetrug – Verjährungsfrist für die
strafrechtliche Verantwortlichkeit – Urteil eines
Verfassungsgerichts, mit dem eine nationale, die
Gründe für die Unterbrechung dieser Frist regelnde
Bestimmung für ungültig erklärt wurde – Systemische
Gefahr der Straflosigkeit – Schutz der Grundrechte –

Art 49 Abs 1 GRC – Erfordernisse der
Vorhersehbarkeit und der Bestimmtheit des
Strafgesetzes – Lex mitior – Grundsatz des Vorrangs
des Unionsrechts
Im Jahr 2020 wurden C.I., C.O., K.A., L.N. und S.P. (die
„Rechtsmittelführer“) vom rumänischen Berufungsgericht
wegen Steuerhinterziehung im Zusammenhang mit einem
Sachverhalt aus dem Jahr 2010 verurteilt. Zwischen 2010
und 2020 änderten jedoch zwei Urteile des Verfassungsge-
richts das geltende Recht zu strafrechtlichen Verjährungs-
fristen. Folglich gab es von 2018 bis 2022 keine Gründe für
eine Unterbrechung der Verjährungsfrist, was die Be-
schwerdeführer möglicherweise von ihrer strafrechtlichen
Verantwortung befreit hätte.
Das Berufungsgericht legte dem Gerichtshof Fragen zur
Vereinbarkeit des rumänischen Gesetzes – in der Auslegung
durch das Verfassungsgericht – mit EU-Recht vor, insbe-
sondere hinsichtlich des Grundsatzes wirksamer und ab-
schreckender Strafen in Betrugsfällen zum Nachteil finanzi-
eller Interessen der EU, den Grundsatz der rückwirkenden
Anwendung des milderen Strafrechts und den Grundsatz
des Vorrangs des EU-Rechts.
Der Gerichtshof prüfte die Fragen im Lichte von Art 325
Abs 1 AEUV und Art 2 Abs 1 SFI-Übereinkommen1, wo-
nach die Mitgliedstaaten wirksame strafrechtliche Sanktio-
nen für Betrug sicherstellen müssen. Der Gerichtshof prüfte
auch Art 49 Abs 1 GRC, der die verfahrensrechtlichen
Grundrechte garantiert.
Der Gerichtshof (Große Kammer) stellte fest, dass die na-
tionalen Gerichte wegen des Vorrangs von EU-Recht
grundsätzlich verpflichtet sind, solche Rechtsprechung un-
angewendet zu lassen, da die Anwendung der Verfassungs-
gerichtsurteile das systemische Risiko mit sich bringen
könnte, dass Straftaten zum Nachteil der finanziellen Inte-
ressen der EU nicht geahndet werden. Diese Verpflichtung
darf jedoch nicht gegen die Grundrechte nach Art 49 Abs 1
GRC verstoßen, dh gegen den Grundsatz, dass Straftatbe-
stände und Strafen gesetzlich festgelegt werden müssen,

und den Grundsatz der rückwirkenden Anwendung des
milderen Strafrechts. Selbst wenn die Vorschriften über
Verjährungsfristen in Strafsachen nicht in den Anwen-
dungsbereich von Art 49 Abs 1 fallen, können die nationa-
len Gerichte höhere Standards anwenden, insbesondere
wenn dadurch der Grundsatz der Rechtssicherheit, ein we-
sentliches Element der Rechtsstaatlichkeit, gewährleistet
wird. Daher seien die rumänischen Gerichte nicht ver-
pflichtet, die nationale Rechtsprechung, die diesen besonde-
ren nationalen Standard rechtmäßig aufrechterhält, nicht
anzuwenden. Dennoch könne das mildere Recht, das sich
aus dem Urteil ergibt, mit dem die Verfassungswidrigkeit
des Gesetzes über die Unterbrechung der Verjährungsfrist
für die strafrechtliche Haftung festgestellt wurde, nicht
rückwirkend vor diesem Urteil gelten. Vor 2018 sah das ru-
mänische Strafgesetzbuch nämlich Gründe für die Unter-
brechung der Verjährung der strafrechtlichen Verantwort-
lichkeit vor, die die Verurteilungen der Rechtsmittelführer
ermöglichten.
Somit sind die rumänischen Gerichte zwar nicht verpflich-
tet, die Urteile des Verfassungsgerichts insgesamt unange-
wendet zu lassen. Sie müssen dies aber tun, wenn diese Ur-
teile die Unterbrechung der Verjährungsfrist für die straf-
rechtliche Verantwortlichkeit durch Verfahrenshandlungen
in Frage stellen, die vor der Feststellung der Ungültigkeit
erfolgt sind. Indem sie dieser Verpflichtung nachkommen,
erfüllen die nationalen Gerichte die ihnen durch die Ver-
träge übertragenen Aufgaben, was nicht als Vergehen ange-
sehen werden kann, das eine disziplinarische Haftung nach
sich ziehen könnte.
EuGH (GK) 24. 7. 2023, Lin, C-107/23 PPU. RH

Grenzkontrollen, Asyl und Migration

2024/19

Untätigkeitsklage – Verordnung (EU) 2018/1806 –
Art 7 Abs 1 lit f – Liste der Drittländer, deren
Staatsangehörige beim Überschreiten der
Außengrenzen der Mitgliedstaaten im Besitz eines
Visums sein müssen – Liste der Drittländer, deren
Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind
– Grundsatz der Gegenseitigkeit – Aufforderung zum
Erlass eines delegierten Rechtsakts, mit dem die
Visumbefreiung für Staatsangehörige der
Vereinigten Staaten von Amerika für einen Zeitraum
von zwölf Monaten vorläufig ausgesetzt wird
Die Europäische Kommission legte dem Parlament und
dem Rat eine Mitteilung vor, in der sie auf das anhaltende
Fehlen der Gegenseitigkeit bei der Visumbefreiung mit den
Vereinigten Staaten hinwies. Diese verlangten immer noch
ein Visum für die Bürger/innen einiger EU-Mitgliedstaaten.
Das Parlament forderte in der Folge die Kommission auf,
einen Rechtsakt zu erlassen, der vorübergehend die Visum-

1 Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europä-
ischen Gemeinschaften (ABl C 1995/316, 48–57).
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befreiung für die Bürger/innen der USA aussetzt. Die Kom-
mission lehnte dies jedoch ab. Daraufhin erhob das Parla-
ment beim Gerichtshof Klage und beantragte die Feststel-
lung einer Vertragsverletzung durch die Kommission.
Der Gerichtshof (Große Kammer) prüfte, ob die Kommis-
sion nach Art 7 Abs 1 lit f VO (EU) 2018/18062 verpflichtet
war, einen delegierten Rechtsakt zu erlassen, mit dem die
Befreiung von der Visumpflicht für Bürger der Vereinigten
Staaten vorübergehend ausgesetzt würde. Der Gerichtshof
lehnte eine Auslegung ab, die bedeutet hätte, dass die Kom-
mission uneingeschränkt zum Erlass des delegierten Rechts-
akts verpflichtet gewesen wäre, und stellte fest, dass lit f un-
ter Berücksichtigung des Kontextes und der Struktur des
Gegenseitigkeitsmechanismus von Art 7 zu lesen sei. Dem-
zufolge verfüge die Kommission über einen begrenzten Er-
messensspielraum, der durch drei Kriterien in Art 7 Abs 1
lit d begrenzt ist: (1) das Ergebnis der vom Mitgliedstaat er-
griffenen Maßnahmen, (2) die Interventionen der Kommis-

sion bei den Vereinigten Staaten und (3) die Folgen der
Aussetzung der Visumbefreiung für die Außenbeziehungen
der Union zu den Vereinigten Staaten. Der Gerichtshof kam
zum Schluss, dass die Kommission diese Kriterien sorgfältig
geprüft hatte, bevor sie beschloss, den delegierten Rechtsakt
nicht zu erlassen, und wies daher die Untätigkeitsklage als
unbegründet ab.
EuGH (GK) 5. 9. 2023, C-137/21, Parlament/Kommission. RH

LEHRGANG

Arbeitsrecht
2024

Zum Arbeitsrechtspro   – in 6 Tagen! 

Lehrgangsleitung
ao. Univ.-Prof. Dr. Martin Gruber-Risak

manz.at/rechtsakademie

TOP-
VORTRAGENDE!

6. – 7. MÄRZ, 3. –  4. APRIL
magdas HOTEL Vienna City

Wien 

UND 5. – 6. MAI 2024
25hours Hotel beim MuseumsQuartier

Wien 

2 VO (EU) 2018/1806 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
14. 11. 2018 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehöri-
ge beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müs-
sen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Vi-
sumpflicht befreit sind.
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CCBE Human Rights Award 2023

D er CCBE hat den CCBE-Menschenrechtspreis 2023 an
die chinesische Rechtsanwältin Hang Tung Chow so-

wie die Rechtsanwälte Xu Zhiyong und Ding Jiaxi für ihren
Mut, ihre Entschlossenheit und ihr Engagement zur Vertei-
digung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit in
China verliehen.

Der Präsident des CCBE, Panagiotis Perakis, überreichte
die Auszeichnungen während der CCBE-Vollversammlung
am Freitag, dem 24. 11. 2023, in Athen. Mit dieser Aus-
zeichnung möchte der CCBE das langjährige und herausra-
gende Engagement und die Aufopferung hervorheben, die
diese drei Anwältinnen und Anwälte bei der Wahrung der
Grundwerte des Anwaltsberufs und bei der Verteidigung
und dem Einsatz für die Menschenrechte und die Achtung
der Rechtsstaatlichkeit gezeigt haben.

Mit dem CCBE-Menschenrechtspreis soll die Arbeit
eines oder mehrerer Anwältinnen/Anwälte oder An-
waltsorganisationen gewürdigt werden, die sich in
herausragender Weise für die Wahrung der Grund-
werte engagiert und aufgeopfert haben. Die Preis-
trägerinnen und Preisträger haben dem Berufsstand
Ehre gemacht, indem sie sich für die höchsten Werte
des beruflichen und persönlichen Verhaltens im Be-
reich der Menschenrechte eingesetzt haben.

CCBE-Präsident Panagiotis Perakis erklärte anlässlich der
Preisvergabe: „(. . .) Über den CCBE werden die europäischen
Anwältinnen und Anwälte die Situation weiterhin genau be-
obachten und ihre chinesischen Kolleginnen und Kollegen
unterstützen, die Hilfe benötigen. Wir werden niemals akzep-
tieren, dass Anwältinnen und Anwälte wegen ihrer legitimen
Tätigkeit als Anwältinnen und Anwälte angegriffen werden.“

Die Preisträger Hang Tung Chow, Xu Zhiyong und Ding Jiaxi Foto:
CCBE

Die Preisträger
Hang Tung Chow ist eine praktizierende Anwältin und De-
mokratieaktivistin, die seit dem 8. 9. 2021 aufgrund von
Anklagen in vier Fällen im Tai Lam Centre for Women in-
haftiert ist. Sie war die stellvertretende Vorsitzende der
Hong Kong Alliance in Support of Patriotic Democratic
Movements of China und gehörte dem Vorstand von Am-
nesty International Hongkong an. Die gegen sie laufenden
Verfahren wurden allesamt angestrengt aufgrund von fried-

lichen Handlungen im Zusammenhang mit der Arbeit der
Allianz oder dem Gedenken an das Tiananmen-Massaker.
Chow hat sich in den Rechtssystemen Chinas und Hong-
kongs für die Förderung der Demokratie und den Schutz
der Grundrechte eingesetzt.

Hang Tung Chow droht eine Haftstrafe von zehn Jahren
wegen „Anstiftung zum Umsturz“ ohne Garantie auf ein
faires Verfahren sowie der Ausschluss aus der Rechtsan-
waltskammer von Hongkong.

Xu Zhiyong wurde erstmals 2003 bekannt, als er und
zwei andere Rechtswissenschaftler den Fall eines Studenten
aufgriffen, der in Guangzhou zu Tode geprügelt wurde, und
sich für die Abschaffung des Systems der Inhaftierung und
Rückführung einsetzten. Diese Kampagne veranlasste die
chinesische Regierung, ein System abzuschaffen, in dem
Migranten aus dem ländlichen Raum von der Polizei in
den Großstädten willkürlich inhaftiert, mit Geldstrafen be-
legt und vertrieben wurden.

Zhiyong vertrat als „Bürgervertreter“ zahlreiche Man-
danten und gehörte 2003 zu den Gründern der Open Con-
stitution Initiative, eines gemeinnützigen Rechtszentrums.

In 2009 wurde die Open Constitution Initiative wegen
Steuerhinterziehung zu einer Geldstrafe verurteilt und von
den Behörden als illegale Organisation geschlossen. Xu
wurde unter dem Vorwurf der Steuerhinterziehung verhaf-
tet, aber die Anklage wurde schließlich fallengelassen. Ihm
wurde untersagt, Lehrveranstaltungen an der Pekinger Uni-
versität für Post und Telekommunikation zu halten. Xu war
ein produktiver Essayist, der über Themen wie den Zugang
zu fairer Bildung, Misshandlungen durch die Regierung,
Rückführung von Wanderarbeitern, Korruption und ver-
schwenderische Staatsausgaben schrieb.

Nach zehn Jahren als Wirtschaftsanwalt begann Ding
Jiaxi im Jahr 2010, Menschenrechtsfälle und -fragen zu un-
tersuchen und sich für mehr staatliche Transparenz,
Rechtsstaatlichkeit und die Rechte von Arbeitsmigranten
einzusetzen.

Im Jahr 2010 initiierten Zhiyong und Jiaxi das New Ci-
tizens’ Movement, eine zivilgesellschaftliche Bewegung, die
sich für eine Verfassungsreform, Transparenz der Regie-
rung und eine stärkere institutionelle Beachtung der Men-
schenrechte einsetzte. Die Bewegung war bestrebt, unter
den chinesischen Bürgerinnen und Bürgern ein Bürgertum
zu fördern, das in demokratischen Idealen von Freiheit und
gesellschaftlicher Verantwortung verwurzelt ist. Unter an-
derem setzte sich die Bewegung für gleiche Sozial- und Bil-
dungsleistungen für Wanderarbeiter in Peking ein.

Im Dezember 2012 organisierte das New Citizens’ Mo-
vement eine Anti-Korruptionskampagne, in der gefordert
wurde, dass mehr als 200 hochrangige Funktionäre der
Kommunistischen Partei, darunter auch Präsident Xi Jin-
ping, ihren finanziellen Reichtum offenlegen. Die Kampag-
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ne umfasste friedliche Demonstrationen in ganz China im
März und April 2013. Die Bewegung forderte auch die Ra-
tifizierung des Internationalen Pakts über bürgerliche und
politischen Rechte, den China 1998 unterzeichnet hatte.

Xu Zhiyong wurde 2013 verhaftet und 2014 zu vier Jah-
ren Haft (einschließlich der in der Untersuchungshaft ver-
brachten Zeit) verurteilt wegen „Versammlung einer Men-
schenmenge zur Störung der öffentlichen Ordnung“. Im Ju-
li 2017 wurde er freigelassen.

Ebenfalls im April 2013 wurde Ding Jiaxi wegen „Ver-
sammlung einer Menschenmenge zur Störung der öffentli-
chen Ordnung“ verhaftet. In der Konsequenz wurde er von
der Rechtsanwaltschaft ausgeschlossen und am 18. 4. 2014
zu dreieinhalb Jahren Haft (einschließlich der in Untersu-
chungshaft verbrachten Zeit) verurteilt, bevor er zweiein-
halb Jahre später freigelassen wurde.

In den Jahren 2019 und 2020 wurden beide in Isolations-
haft in „häuslicher Überwachung an einem designierten
Ort“ (RSDL) festgehalten.

Während ihrer Inhaftierung in der RSDL wurden beide
gefoltert und misshandelt, einschließlich Schlafentzug, Fol-
ter durch laute Geräusche, lange Verhöre, mehrtägige Fes-
selung an einen eisernen „tiger chair“ sowie das Fehlen an-
gemessener Nahrungsmittel und Hygieneeinrichtungen.

Im Jahr 2021 wurden sie wegen „Umsturzes der Staats-
gewalt“ angeklagt. Am 10. 4. 2023 wurde Xu Zhiyong zu
vierzehn Jahren Gefängnis plus vier Jahren Entzug der po-
litischen Rechte und Ding Jiaxi zu zwölf Jahren Gefängnis
plus zwei Jahren Entzug der politischen Rechte verurteilt,
beide wegen „Umsturzes der Staatsgewalt“.

Ihre Familien konnten von den Verteidigern keine Kopie
der Urteile erhalten, aufgrund zusätzlicher, von den Anwäl-
ten unterzeichneter, Vertraulichkeitsvereinbarungen.

Die Verurteilung erfolgte nach mehr als drei Jahren
Haft, und ihre Urteile gehören zu den härtesten, die gegen
chinesische Rechtsanwälte seit dem harten Durchgreifen ge-
gen diesen Berufsstand im Jahr 2015 ergangen sind.

Quelle: CCBE Press Release

Sicher durch
den Zivilprozess
• das Standardwerk in der Anwaltsbranche
• 133 praktische Schriftsatz-Muster
•  aktualisiert insb mit ZVN 2022 und

BRÄG 2022 

Heinke
Schriftsätze im Zivilprozesse

9. Au  age 2023. XX, 464 Seiten. Geb.
ISBN 978-3-214-25349-3

148,00 EUR
inkl. MwSt.

AUCH AUF
 rdb.at

shop.manz.at
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NEU: Band I & II zum
Internationalen Privatrecht
Das IPR von Verschraegen und Heindler neu 
kommentiert in zwei Bänden:
• Allgemeiner Teil
•  Internationales Personen-, Familien- und 

Erbrecht
•  Internationales Sachen-, Immaterialgüter- 

und Schuldrecht

Rummel / Lukas / Geroldinger (Hrsg)
ABGB – Teilband IPR I und IPR II

Paketpreis 
Teilband IPR I: 4. Au  age 2023. LXIV, 1.036 Seiten. Geb.
Teilband IPR II: 4. Au  age 2023. LXIV, 804 Seiten. Geb.
ISBN 978-3-214-25488-9

428,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

AUCH AUF
 rdb.at

Alles Wesentliche
• alle wesentlichen Bereiche des Privatrechts,
• mit zahlreichen Beispielen erläutert:
•  Zivilrecht, Unternehmensrecht,

Gesellschaftsrecht, Wertpapierrecht sowie 
Wettbewerbsrecht, Gewerblicher 
Rechtsschutz und Urheberrecht.

Peter Bydlinski
Grundzüge des Privatrechts

12 Au  age  2023. XLIV, 478 Seiten. Br.
ISBN 978-3-214-25381-3

52,50 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at



Der Juristenkalender 
2024
• Tarife und Tabellen
• Rechtsmittel, Termine, Fristen und Indizes
• Jahres-, Monats- und Tageskalendarium

JUKA
Österreichischer Juristenkalender 2024

2023. 720 Seiten. Geb.
ISBN 9 78-3-214-25404-9

149,00 EUR
inkl. MwSt.

Im Abonnement

119,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

Die wichtigsten Keypoints 
zur Einnahmen-Ausgaben-
Rechnung!
•  Neu in der 4. Au  age: Arbeitsplatzpauschale,

Kleinunternehmerpauschalierung, 
•  Änderungen aufgrund der

Ökosozialen Steuerreform 2022/2023

Barbara Huber
So führen Sie Ihre
Einnahmen-Ausgaben-Rechnung
erfolgreich

4. Au  age 2023. XII, 62 Seiten. Br.
ISBN 978-3-214-04259-2

23,80 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

AUCH AUF
 rdb.at



ANWALTSTAG 2023

16 Eröffnung Anwaltstag 2023 in Linz

17 Eröffnungsrede Anwaltstag 2023

20 Grußworte Bundesministerin Mag.a Karoline Edtstadler

22 Begrüßungsrede Bundesministerin Dr.in Alma Zadić

23 Der generative Rechtsstaat

29 Ist unser Beruf noch attraktiv und zukunftsfit? (1)

31 Ist unser Beruf noch attraktiv und zukunftsfit? (2)

32 KI-Herausforderungen für die Digitalisierung der Justiz –
Stand und Ausblick

35 Grundrechtliche und strafprozessrechtliche Grenzen:
Welche rote Linien zieht das Recht?

42 Kann künstliche Intelligenz die Lügendetektion revolutionieren?

44 Digitale Identitäten und Datenschutz

15

Schwerpunkt

österreichisches anwältinnenblatt 01_2024



Eröffnung Anwaltstag 2023 in Linz
Sehr geehrte Festgäste,

es ist mir eine besondere Ehre und Freude, Sie zu unse-
rem Anwaltstag begrüßen zu dürfen.

Ich bedanke mich bei dieser Gelegenheit bei allen, die
zum Gelingen dieses Anwaltstags Besonderes beigetragen
haben: an erster Stelle natürlich unsere Referentinnen und
Referenten. Die bislang noch nie dagewesene Anzahl der
Anmeldungen ist beeindruckender Beweis für die Attrakti-
vität der Vortragenden und deren Beiträge.

Es ist mir aber ein besonderes Anliegen, mich in diesem
Zusammenhang bei zwei Personen besonders zu bedanken:

Michael Mayrhofer, Dekan der Rechtswissenschaftlichen
Fakultät der JKU, Mitglied des Verfassungsgerichtshofs, hat
als Leiter des Law Lab schon vor einigen Jahren richtungs-
weisend mit den Themenkreisen, mit denen wir uns heute
beschäftigen dürfen, begonnen. Ohne ihn wäre es nicht ge-
lungen, dieses hochkarätige Team an Referenten und Refe-
rentinnen zu gewinnen. Lieber Michael, vielen herzlichen
Dank dafür.

Meinhard Lukas ist seit nunmehr fast genau acht Jahren
Rektor der JKU und er hat wie keiner zuvor diese Universi-
tät geprägt. Er hat dabei nicht nur architektonisch dem
Campus im wahrsten Sinne des Wortes ein neues Gesicht
gegeben, sondern auch Entwicklungen vorangetrieben auf
allen Ebenen, wie insbesondere den Aufbau der Medizini-
schen Fakultät und des Linz Institute of Technology (LIT).
Lieber Meinhard, danke, was du alles für die JKU zustande
gebracht hat und danke, dass du heute die Festrede halten
wirst.

„Übernimmt KI in Zukunft das Recht?“ soll als kritische
Standortbestimmung verstanden werden. Die Frage ist
nicht, was machen wir mit der Technik. Die Kernfrage ist,
was macht die Technik mit uns? Erodieren Grundsätze un-
seres Rechtsstaats durch die Verlockungen der technischen
Möglichkeiten?

Ich darf Ihnen dazu ein Beispiel geben, das aus Sicht der
Anwaltschaft einen besorgniserregenden Zustand aufzeigt:
Das erste Smartphone wurde im Jänner 2007 präsentiert.
Aus demselben Jahr stammen die wesentlichen Bestimmun-
gen unserer Strafprozessordnung zur Sicherstellung. Mitt-
lerweile gibt es die 15. Auflage dieses Smartphones und es
ist zum Standard geworden, auf seinem mobilen Gerät de
facto im wahrsten Sinne des Wortes sein ganzes Leben do-
kumentiert zu haben: Fotos, Kommunikation in allen Berei-
chen der digitalen Möglichkeiten, wohlgeordnet und über-
sichtlich.

Demgegenüber ist die Strafprozessordnung zur Frage
der Sicherstellung von Kommunikationsgeräte de facto lei-
der nicht einmal im sog Beta-Stadium, weil nach wie vor
Regeln gelten aus einer Zeit, als das Handy wirklich nur
ein Telefon war. 94 Prozent der Österreicher nutzen laut
demMobile Communications Report aktuell ein Smartpho-

ne. Die Anwaltschaft hat die damit verbundenen rechts-
staatlichen Defizite und den damit verbunden Reformbe-
darf aufgezeigt. Es geht hier gerade nicht um Personen
des öffentlichen Interesses, es geht um Staatsbürger, die
von Zufallsbefunden betroffen sind und die plötzlich durch
die antiquierten Bestimmungen der StPO vor den Vorhang
der Öffentlichkeit gezerrt werden.

Wir haben heute die Ehre und die Freude, dass sogar
zwei Ministerinnen anwesend sind, bei denen die Anwalt-
schaft auf besonderes Verständnis für unser Anliegen in
diesem Bereich hofft. Sehr geehrte Frau Bundesministerin-
nen Alma Zadić und Karoline Edtstadler, ich ersuche Sie im
Namen der Anwaltschaft um Unterstützung des längst
überfälligen Reformbedarfs bei der Sicherstellung und Aus-
wertung von Daten und Datenträgern:

Die Anwaltschaft fordert seit langem:
• die Anhebung der Voraussetzungen für die Sicherstellung
von Kommunikationsgeräten durch Einführung beson-
derer Bestimmungen in Anlehnung an die bestehenden
Regelungen zur Nachrichtenüberwachung

• die Schaffung klarer Regelungen im Umgang mit Zufalls-
funden

• Transparenz gegenüber Beschuldigten im Zusammen-
hang mit Sicherstellungen

• eine Verkürzung der Dauer des Auswertungsprozesses
durch Einführung verbindlicher Fristen; es kann und darf
in einem funktionierenden Rechtsstaat nicht passieren,
dass die von einer Sicherstellung betroffene Person nicht
innerhalb angemessener Frist, die wohl nur aus berech-
tigten Gründen länger als 14 Tage sein kann, keine Kopie
der gesamt sichergestellten Daten erhält

• die Beschränkung der Akteneinsicht von Mitbeschuldig-
ten, soweit deren Interessen nicht beeinträchtigt werden –

analog zur Rechtslage betreffend Opfer, Privatbeteiligte
und Privatankläger

• die Anerkennung eines Widerspruchsrechts des Beschul-
digten in Berufung auf ein Verschwiegenheitsrechts eines
Berufsgeheimnisträgers

Heute beschäftigen uns ChatGPT und Large Language Mo-
dels (LLMs). Begriffe, der zumindest vor einem Jahr der
breiten Masse völlig unbekannt waren. Heute Nacht hat
Microsoft mitgeteilt, dass in ihren Programmen ein sinni-
gerweise als Co-Pilot bezeichnetes KI-Modul integriert
wird. Das bedeutet wohl nichts anderes, als dass in Zukunft
KI „mitsteuern“ wird. Um die dramatische Dynamik zu un-
terstreichen: OpenAI entwickelt ChatGPT seit 2015, veröf-
fentlicht wurde der Prototyp Ende November 2022. Seither
gibt es de facto keine Branche, die sich nicht mit der Frage
einer disruptiven Auswirkung von ChatGPT auf ihr Ge-
schäftsmodell beschäftigt.

Unter anderem wurde im März veröffentlicht, dass
ChatGPT Anwaltsprüfungen (wohl gemerkt: nur in den

FRANZ
MITTENDORFER

Der Autor ist Präsident
der Oberösterreichischen
Rechtsanwaltskammer
und Rechtsanwalt in
Linz.
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USA) bestanden hätte, Zentralmatura-Aufgaben werden
durch dieses System bestanden und es gibt schon die ersten
Fälle, bei denen sich ein Rechtsvertreter auf ChatGPT bei
seinen Eingaben verlassen hat und feststellen musste, dass
ChatGPT letztlich auf einen Algorithmus zurückzuführen
ist, der einen sehr kreativen Umgang mit Fakten hat.

Darin liegt wohl mE der Kern, den wir nicht vergessen
dürfen: Die Feststellung der Fakten, aus denen dann Rechts-
folgen abgeleitet werden, darf nicht Algorithmen überlassen
werden. Das Recht auf den gesetzlichen Richter ist viel mehr
als eine Sicherstellung von Zuständigkeitsregeln.

ChatGPT wird aber mE weit mehr sein als ein reines tech-
nisches Gimmick, wie es Neudeutsch heißt. Es wird wohl ein
Hilfsmittel in der Recherche sein, das neue Geschäftsmodelle
eröffnet, wohl in erster Linie für IT-Dienstleister im vorge-

lagerten Beratungsbereich. Die Anwaltschaft wird dann zu
entscheiden haben, inwieweit der Einsatz derartiger Dienst-
leistungen erforderlich ist für die Rechtsberatung.

Ziel unseres heutigen Anwaltstags ist, zu all diesen The-
men die entscheidenden Grundlagen zu kennen, um auch
die notwendigen Grenzen nachschärfen zu können, um ei-
nen funktionierenden Rechtsstaat sicherzustellen, der nicht
nur jede technische Möglichkeit nutzt, sondern auch die
Fundamente der Rechtsstaatlichkeit nicht in Frage stellt.
Es ist vermessen glauben zu wollen, heute die passenden
Antworten finden zu können. Es wäre aber schon ein ent-
scheidender richtungsweisender Schritt die richtigen Fra-
gen stellen zu können. Ich darf Ihnen im Namen der Ober-
österreichischen Rechtsanwaltskammer einen aufschlussrei-
chen Veranstaltungstag wünschen.

Eröffnungsrede Anwaltstag 2023
Sehr geehrte Frau Bundesministerin Dr.in Zadić!

Sehr geehrte Frau Bundesministerin Mag.a Edtstadler!
Sehr geehrter Herr Landesrat!
Magnifizenz!
Spektabilität!
Werte Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich begrüße Sie herzlich bei unserem diesjährigen An-

waltstag in Linz. Linz ist ein echter Knotenpunkt mitten
in Österreich. Linz ist Knotenpunkt von West nach Ost,
von Norden nach Süden, technisch, infrastrukturell, ge-
schichtlich, aber zunehmend auch wissenschaftlich. Beson-
ders die juristische Fakultät hat einen hervorragenden Ruf –
wir freuen uns, wenn sie noch mehr ausgezeichnete Juris-
tinnen und Juristen für unseren Stand hervorbringt. Gerade
auch die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit unse-
rem Tagesthema KI im LIT-Law Lab erachte ich als echten
Meilenstein.

Das und die industrielle Bedeutung dieser Stadt sind
Wegweiser, wo in Zukunft Arbeit und Wertschöpfung statt-
finden, wie sie stattfinden und nach welchen Regeln sie
stattfinden müssen.

Es ist die Arbeit jedes Einzelnen und der Gesellschaft
insgesamt, die uns gemeinsam Perspektive gibt. Mut, Zu-
versicht und Motivation, um das aufrechtzuerhalten, was
wir als Gemeinschaft geschaffen haben und was wir weiter
schaffen müssen, um letztlich unsere Zivilisation weiter zu
entwickeln.

Eine entwickelte Zivilisation, das ist ein fragiles Gebilde,
in dem Freiheit kein immaterielles Konsumgut ist, sondern
die Basis, die die Menschen brauchen, um zu wirtschaften,
um den Wohlstand zu schaffen, der uns allen ein selbstbe-
stimmtes und friedliches Leben ermöglicht.

Eine zivilisierte Gesellschaft, das ist aber auch und vor
allem Bekenntnis zu Recht und Sicherheit, um diese Freiheit
und unser friedliches Zusammenleben zu schützen.

Vor allem dazu braucht es den Staat.
Sicherheit und Rechtsstaat. Das ist es, neben den Grund-

bedürfnissen der Menschen, worum sich der Staat in erster
Linie kümmern muss, kümmern sollte. Anstatt uns allen
mehr und mehr Fesseln anzulegen, durch Gebühren, durch
Steuern, durch Bürokratie, aber auch durch teilweise sinn-
lose Gießkannenförderungen. Wir müssen unsere Wirt-
schaft entfesseln, indem wir den Staat möglichst fernhalten
aus unseren Geldtaschen und unser Staat sich auf Sicherheit
und Rechtsstaat konzentrieren kann.

Dafür braucht es mehr Geld für den Rechtsstaat. Das
braucht es immer, weil der Rechtsstaat einer stetigenDynamik
unterworfen ist. Er ist kein Perpetuum Mobile, der sich von
selbst bis in die Unendlichkeit weiterdreht. Der Rechtsstaat
braucht Anstöße, Kurskorrekturen und Menschen, die für
und an ihm arbeiten. Wir Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte sind solche Menschen. Täglich, rund um die Uhr. Weil
es unser Auftrag ist. Unser Selbstverständnis. Unsere Rolle.

So verstehe ich unseren Beruf – so verstehen wir alle un-
seren Beruf. Das macht ihn auch so großartig. Kein Rechts-
staat ohne freie Anwaltschaft.

Und wenn ich von Geld für den Rechtsstaat spreche,
meine ich auch die wirtschaftliche Unabhängigkeit und
Freiheit der Anwaltschaft. Nur wenn diese gewährleistet
ist, können wir unsere Aufgaben erfüllen. Wie beispielswei-
se Verfahrenshilfe, juristische Prozessbegleitung, Bereit-
schaftsdienst, Erste Anwaltliche Auskunft usw.

Ich sage das bewusst – um deutlich zu machen, dass die
flächendeckende Versorgung der Bevölkerung mit hoch-
qualifizierten und unabhängigen Rechtsdienstleistungen

ARMENAK UTUDJIAN
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auch kein Perpetuum Mobile ist. Die in diesem Jahr vorge-
nommenen Anpassungen des Rechtsanwaltstarifs und der
Pauschalvergütung für unsere Verfahrenshilfeleistungen
waren daher dringend notwendig, um das Funktionieren
unseres Rechtsstaats weiterhin zu gewährleisten. Aber auch
im Bereich der juristischen Prozessbegleitung von Opfern
in Strafverfahren werden mehr Mittel als bisher notwendig
sein, wenn wir keine Einbußen unserer Rechtsstaatlichkeit
hinnehmen wollen. Das wollen wir wohl alle nicht.

Rechtsstaatlichkeit ist kein Status, kein ideales Moment,
Rechtsstaatlichkeit ist vielmehr ein immerwährender Weg.
Eine ständige Adaptierung an sich verändernde Realitäten,
ein ständiger leiser Marsch für Recht und Freiheit.

Der Weg, auf dem wir gehen, ist das Ziel. Ein Weg, auf
dem Bewährtes, Erprobtes nie in Vergessenheit geraten darf
und dennoch jeden Tag neue Landschaften durchschritten
und bestellt werden müssen. Rechtsstaatlichkeit und gesell-
schaftliche Eintracht sind eine ständige Innovation.

Die Stadt Linz ist weltweit bekannt für Stahl und Stahl-
produktion. Nicht deshalb, weil man ihn hier besonders bil-
lig erzeugen könnte, sondern weil hier eine innovative Me-
thode zur Stahlerzeugung erfunden wurde: das Linz-Dona-
witz-(kurz LD-)Verfahren.

Das sollte uns allen Vorbild und Denkanstoß sein, wenn
wir über die Entwicklung unseres Stands und unserer Ge-
sellschaft sprechen: Es ist die Innovation, die zählt! Die Be-
reitschaft über den Tellerrand hinauszublicken und auch
Schritte auf neue Ziele zuzugehen. Stillstand ist nicht akzep-
tabel, weil er in Wahrheit Rückschritt bedeutet.

Wir freuen uns darüber, dass wir heute zwei Bundesmi-
nisterinnen zu unseren Ehrengästen zählen dürfen – wir
verstehen Ihre Anwesenheit nicht nur als Wertschätzung
für uns Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, sondern
auch als besonderes Bekenntnis für den Rechtsstaat und un-
sere Bundesverfassung. Herzlichen Dank für Ihren Einsatz
bei vielen rechtspolitischen Themen!

Wenn wir Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte uns zu
Wort melden, hat das immer den einen Zweck, diesen „Mut
zum Voranschreiten“ einzumahnen, von der Politik, von
den Bürgerinnen und Bürgern, aber auch von uns selbst.

Wir sind die einzige vom Staat wirklich unabhängige Be-
rufsgruppe, in einem streng genormten staatlichen Zusam-
menspiel von Kräften. Wir sind die Antithese zum staatli-
chen Gewaltmonopol, mit dem wir aber letztlich gemein-
sam zu einer rechtsstaatlichen Synthese gelangen.

Wir sind der Motor der Justizpolitik, der immer läuft,
immer auf der Reise in die Zukunft.

Der Weg nach vor ist unser Ziel.
Ich fordere die Politikerinnen und Politiker auf, es uns

gleichzutun. Staatspolitik vor Parteipolitik, so wie auch wir
Staatspolitik stets vor Standespolitik stellen. Auch aus ei-
nem ganz pragmatischen Zugang heraus. Der Rechtsstaat
ist unsere Berufsgrundlage. Ohne ihn ist alles nichts. Ohne
ihn brauchen wir uns über RATG-Anpassungen keine Ge-
danken mehr zu machen, ohne ihn sind wir keine Rechts-

anwältinnen und Rechtsanwälte mehr und auch keine freien
Bürgerinnen und Bürger.

Diese Grundlage, verbunden mit unserer fundierten
Ausbildung und unserem umfassenden Verständnis über
die Strukturen und die Tiefen und Untiefen des Rechts-
staats, machen gerade unsere Kritik so wichtig für den Staat.
Ich bitte Politikerinnen und Politiker aller Couleurs das zu
respektieren und wertzuschätzen. Letztlich sind wir alle
Bürgerinnen und Bürger, die gemeinsam auf dem Weg in
die Zukunft schreiten.

Wir haben mit der Tarifanpassung einen wichtigen
Schritt erreicht, um auch zukünftig keine allzu großen Bar-
rieren entstehen zu lassen, sein Recht durchzusetzen. Auf
„sein gutes Recht“ zu bestehen, muss leistbar bleiben. Die
vorgenommene Anpassung war in diesem Sinne dringend
notwendig. Ich finde es aber immer wieder rechtsstaatlich
entwürdigend, wenn wir Anwältinnen und Anwälte alle Jah-
re wieder mit der Politik um eine angemessene Entschädi-
gung der Obsiegenden in einem Zivilprozess ringen müssen.

Da hören wir dann oft: Die Anwaltschaft will sich durch
die Tarifanpassung ja nur höhere Honorare sichern. Selbst
wenn das so wäre, sage ich: „Ja, und?“

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind ein wesent-
licher Teil des Rechtssystems und haben für ihre Leistungen
ordentlich entlohnt zu werden. In anderen Bereichen sind
automatische Inflationsanpassungen ein Selbstverständnis.
Die Anpassung des Rechtsanwaltstarifs zieht sich meist aber
solange hin, bis uns die Realität der Inflation längst wieder
überholt hat – zum Nachteil der Menschen, die in unserem
Land leben. Um deren angemessenen Kostenersatz geht es!
Wir fordern daher eine gesetzliche Wertsicherung. Im Inte-
resse der Rechtsstaatlichkeit in unserem Land!

Wenn wir auf dem Weg des Rechtsstaats vorankommen
wollen, brauchen wir aber auch einen angemessenen Kosten-
ersatz bei Freispruch und Einstellung im Strafverfahren. Wir
haben uns beim Justizministerium mit einem Modell einge-
bracht, das die Festsetzung eines angemessenen Kostenersat-
zes auf Basis der AllgemeinenHonorar-Kriterien vorsieht. Ich
danke allen Kolleginnen und Kollegen, die daran mitgearbei-
tet haben. Aber jetzt erwarten wir uns auch, dass zügig umge-
setzt wird. Darüber, dass es endlich eine angemessene Ent-
schädigung bei Freispruch oder Einstellung geben muss, sind
sich ja alle Parteien einig. Der Staat hat seine Bürger, wenn er
sie zu Unrecht beschuldigt, auch angemessen zu entschädi-
gen. Das Strafverfahren selbst darf nie die Bestrafung sein.

Beschuldigtenrechte allgemein, auch über den Kostener-
satz hinaus, sind nicht hoch genug einzustufen, gerade
wenn es um das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger
in ihren Staat geht. Präsident Mittendorfer hat mit dem
dringenden Reformbedarf bei der Sicherstellung und Aus-
wertung von Datenträgern und Daten bereits ein weiteres
konkretes Beispiel genannt. Auch hier herrscht weiterhin
dringender Handlungsbedarf.

Letztlich ist es eine einfache Formel, die einen Staat aus-
macht: Beim Schutz und bei der Weiterentwicklung des
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Rechtsstaats dürfen Kosten keine Rolle spielen. Ich zitiere
einen Satz, den wir vor nicht allzu langer Zeit oft gehört
haben: „Koste es, was es wolle“. Und hier, nämlich nur hier,
hat dieser Satz eine echte Berechtigung.

Die Justizpolitik darf weder budgetär noch inhaltlich
vernachlässigt werden. Es gibt wenige so wichtige gesell-
schaftliche Klammern wie das Recht und wie man mit
ihm in einer Gesellschaft umgeht.

Transparenz ist in diesem Zusammenhang ein wichtiger
Punkt im komplexen Gefüge des demokratischen Rechts-
staats. Deshalb glaube ich, dass uns ein echtes Informations-
freiheitsgesetz guttun würde. Mehr Service und Transpa-
renz statt Amtsschimmel!

Auch hier meine Frage: Wo ist es geblieben? In den
Mahlwerken der Parteiarbeit aufgerieben? Es wird junkti-
miert, hört man. Wie so vieles!

Justiz- und Rechtsstaatsthemen sind aber niemals für
Junktime geeignet. Entweder ist etwas sachlich notwendig
oder nicht. Da gibt es keine ideologischen Sichtweisen.
Das ist staatspolitisches Fundament.

Staatspolitische Verantwortung! Damit vertragen sich
auch monatelange interimistische Bestellungen bei hohen
Funktionen in der Justiz keinesfalls. Die Justiz braucht Klar-
heit und Verlässlichkeit, um voranzukommen. Und sie
braucht die besten Köpfe. Jene, die objektiv am besten geeig-
net sind.

Natürlich entscheiden Richterinnen und Richter unab-
hängig. Es darf aber nicht einmal den Anschein einer Ver-
politisierung der Justiz geben. So verspielt man das Vertrau-
en der Bevölkerung in unsere unabhängige Gerichtsbarkeit.
Ohne Not, aber mit schwerwiegenden Folgen.

Es besteht jedenfalls Verbesserungsbedarf, wie die Lei-
tungsfunktionen in der Justiz besetzt werden. Für die Be-
stellung des Präsidiums des Obersten Gerichtshofs wurde
bereits ein erster Schritt gesetzt. Mögen noch weitere folgen!

Auch hier braucht es Innovation. Was spricht gegen un-
abhängige Auswahlkommissionen? Wieso bezieht man
nicht auch die Anwaltschaft in den Auswahlprozess mit
ein? Wir Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind jeden-
falls dazu bereit. Wir sind wichtiger Bestandteil des Rechts-
staats und können daher unsere Expertise aus einer anderen
Perspektive (als zB Justiz und Politik) einbringen.

Ich meine auch, dass bei der Auswahl und Bestellung der
Richterinnen und Richter am Verfassungsgerichtshof Ver-
besserungsbedarf besteht. Auch hier bringen wir uns gerne
ein. Aber eines ist auch klar: Die über Jahrzehnte hinweg
bewährte Beteiligung von Praktikerinnen und Praktikern
an der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs sollte
jedenfalls erhalten bleiben.

Sehr geehrte Bundesministerinnen! Trauen Sie Ihren Be-
amtinnen und Beamten und den Richterinnen und Richtern
ruhig noch etwas mehr zu als bisher. Und vor allem auch
uns Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten. Wir sind we-
der gierig noch streitsüchtig noch weltfremd, wir sind fach-
kundige Staatsbürgerinnen und Staatsbürger. Wir wollen

die Verbesserungen, die wir als Justizbedienstete, Richterin-
nen und Richter oder Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl-
te einmahnen, nicht weil es UNS dann besser geht, sondern
weil wir sehen und verstehen, dass es diesem Staat sonst
womöglich irgendwann sehr schlecht geht. Diesem Staat,
der nicht die Bundesregierung ist, sondern wir alle.

Wenn wir Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte uns
für Erleichterungen bei Formvorschriften im Gesellschafts-
recht aussprechen – Stichwort FlexKapG –, dann tun wir
das nicht aus Selbstzweck, sondern weil es um eine Stärkung
unserer Wirtschaft und der vielen – auch jungen – Wirt-
schaftstreibenden geht.

Weil wir uns heute im schönen Oberösterreich treffen,
möchte ich auch noch kurz auf ein rechts- und verwaltungs-
politisches Föderalismusproblem zu sprechen kommen: die
Landesverwaltungsgerichte. Da ist strukturell einiges ver-
besserungswürdig, wie so oft gerade im Bereich der Kom-
munikation mit dem Gericht. Der digitale Weg der Kom-
munikation für ein Gericht ist und bleibt der Elektronische
Rechtsverkehr.

Das sollte auch für die Landesverwaltungsgerichte gel-
ten. Und insgesamt fehlt die qualitative Einheitlichkeit die-
ser Gerichte in vielen Bereichen. Ich erwähne die für uns
positiven Beispiele heute gerne, denn das sind Oberöster-
reich und Salzburg. Andere Beispiele erwähnt unser dies-
jähriger Wahrnehmungsbericht, der übrigens im Herbst
erstmals digital präsentiert und auch digital geführt und er-
weitert werden wird.

Apropos Wahrnehmungsbericht: Die systematische Un-
gleichbehandlung der Freien Berufe im Zusammenhang mit
diversen staatlichen Fördermaßnahmen – von COVID-Tes-
tungen bis zum Energiekostenzuschuss – ist schon ein ganz
besonders negatives Highlight der letzten Monate. Es gibt
keinen sachlichen Grund, weshalb man bestimmte Berufs-
gruppen, die allesamt übrigens Nettozahler in den Steuer-
topf sind, von staatlichen Fördermaßnahmen ausnimmt.
Der nichtsachliche Grund lautet: weil sie nicht Mitglieder
der Wirtschaftskammer sind. Dagegen werden wir uns weh-
ren und als Anwältinnen und Anwälte wissen wir auch, wie.

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen!

Der Weg ist das Ziel. Unsere Arbeit wird immer gefragt
sein, solange unsere Gemeinschaft eine entwickelte Zivilisa-
tion, ein Rechtsstaat bleibt. Unsere Arbeit ist es, denÜberblick
zu bewahren, denWeg nicht aus den Augen zu verlieren, auch
wenn die Sichtverhältnisse einmal nicht optimal sind. Unsere
Arbeit ist spannend, detailreich und dennoch strategisch. Ich
kann jeder Juristin und jedem Juristen aus ganzem Herzen
dazu raten, diesen Beruf zu ergreifen, auch auf die Gefahr
hin, hervorragende Konkurrenz zu ermutigen. Aber auch
das ist Zeichen des nahezu unbändigenGemeinschaftswillens,
der unseren Berufsstand ausmacht: Bei aller Konkurrenz und
professioneller Auseinandersetzung ist die gegenseitige ehrli-
che Wertschätzung gegenüber Kolleginnen und Kollegen
wohl nirgends ausgeprägter als bei uns.
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Eintracht ist eine wesentliche Voraussetzung für Fort-
schritt. Das Potenzial vieler, oft auch als „Schwarmintelli-
genz“ bezeichnet, bringt uns voran.

Die digitale Welt und die Unterstützungen durch Künst-
liche Intelligenz eröffnen wieder einmal ein neues Aufga-
bengebiet für uns. Sobald Innovation in einer Gesellschaft
auftritt, müssen wir den Einsatz und den Umgang mit ihr
diskutieren, wo unbedingt nötig, reglementieren und dann
im Alltag darüber wachen, dass sich jedes Mitglied der Ge-
sellschaft an die ausgemachten Regeln hält. So funktioniert
der Rechtsstaat.

Zutiefst bin ich als unverbesserlicher Optimist davon
überzeugt, dass wir Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
uns an (auch technische) Innovationen rasch anpassen und
auch Chat-GPT und ähnliche Herausforderungen nicht nur
meistern, sondern daraus sogar gestärkt hervorgehen.

Abschließend möchte ich noch das wichtigste Schwer-
punktthema meiner Präsidentschaft ansprechen. Es ist qua-
si die Brücke von der Künstlichen Intelligenz zurück zur
natürlichen Intelligenz: Es geht um die Zukunft unseres Be-
rufsstands, seine Attraktivität für junge Menschen und ins-
besondere um Frauen im Anwaltsberuf. Kein Beruf hat we-
niger Unterschied zwischen den Geschlechtern gemacht als
unserer. Leider auch im negativen Sinne. Die Kolleginnen,
die zwei Tage nach der Geburt ihres Kindes wieder in der
Kanzlei gesessen sind, um keinen Mandanten zu verlieren,
sind zahlreich. Hier braucht es noch bessere Rahmenbedin-
gungen. Dafür werde ich mich weiter einsetzen.

Ich habe mir vorgenommen, die Anwaltschaft noch stär-
ker zusammenzuführen, indem wir die Kolleginnen in den

Mittelpunkt des Stands rücken. Und das wird mehr sein als
die periodische Umbenennung unserer Monatsschrift in
„Anwältinnenblatt“. Dieses Symbol sollte nur ein Zeichen
für den Weg der Fairness und der anwaltlichen Eintracht
zwischen Kolleginnen und Kollegen sein. Wie auch die An-
passungen unseres Außenauftritts als Standesvertretung.
Auch diesen Weg werden wir weitergehen.

Aber auch hier ist der Weg das Ziel. Zusammen einen
Weg in die Zukunft zu gehen, das ist die Aufgabe jeder
funktionierenden Gemeinschaft. Nie letztgültig mit der er-
reichten Wegstrecke zufrieden zu sein. Bei jeder neuen
Weggabelung die richtige Entscheidung zu treffen und zu-
rückzufinden, wenn man dennoch einmal falsch abgebogen
ist. Aufzupassen, dass keiner strauchelt oder liegenbleibt.
Der soziale Staat ist untrennbar mit Gerechtigkeit verbun-
den, nämlich wenn die Bürgerinnen und Bürger ein Gefühl
für Gerechtigkeit und Recht in sich tragen und auch in den
Regierenden erkennen.

Wenn wir Anwältinnen und Anwälte meistens von
Recht und selten von Gerechtigkeit sprechen, sollte Gerech-
tigkeit dennoch unser gesellschaftlicher Anspruch sein und
wir sollten „das Recht“ als den besten Weg dorthin aner-
kennen.

Ich wünsche mir jedenfalls für Österreich den besten
Rechtsstaat der Welt und nicht nur den besten aus beiden
Welten.

Ich danke Ihnen für Ihre Teilnahme am Anwaltstag –

wir haben heuer einen Teilnahmerekord – und wünsche Ih-
nen interessante Diskussionen!

Grußworte Bundesministerin Mag.a Karoline
Edtstadler
Sehr geehrte Frau Bundesministerin!

Sehr geehrter Herr Landesrat!
Sehr geehrter Herr Bürgermeister!
Sehr geehrter Herr Präsident!
Sehr geehrter Herr Rektor!
Geschätzte Ehrengäste,
meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich freue mich, heute als Juristin, ehemalige Strafrichte-

rin, geprüfte Anwältin und Bundesministerin für EU und
Verfassung hier zu sein. Sie alle stellen als Anwältinnen
und Anwälte einen wesentlichen Grundpfeiler unseres
Rechtsstaats dar. Dank Ihnen wird geschriebenes Gesetz
zum Leben erweckt. Sie stellen sicher, dass für Ihre Man-
dantinnen und Mandanten das Recht gewahrt bleibt. Mit
Ihrer Aufgabe geht also eine große rechtsstaatliche Verant-
wortung einher. Ich möchte den heutigen Tag dazu nutzen,
Ihnen allen Danke zu sagen!

Die Leitfrage des diesjährigen Anwaltstags – „Über-
nimmt KI in Zukunft das Recht?“ – könnte aktueller nicht
sein.

Es ist unzweifelhaft die richtige Zeit, sich diese Frage
zu stellen. Die globalen Entwicklungen im Bereich der
künstlichen Intelligenz sind rasant und zugleich unauf-
haltbar. KI ist bereits ein integraler Teil unseres Alltags,
ob sichtbar oder unsichtbar. ChatGPT, Google Bard und
viele andere Anwendungen sind für jede und jeden greif-
bar. Aber auch in der Medizin hören wir immer wieder
von unfassbar tollen Möglichkeiten durch den Einsatz
von KI, etwa in der Hautkrebsvorsorge oder bei der For-
schung hinsichtlich Querschnittslähmungen. Gleichzeitig
gibt es Bereiche in unserem Leben, wo der potenzielle
Einsatz von KI besorgniserregend ist, wie etwa zur Vor-
hersage von Straftaten allein aufgrund von sozialem Ver-
halten.

KAROLINE
EDTSTADLER
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Linz ist auch der richtige Ort, sich die heutige Leitfrage
zu stellen. Das Linz Institute of Technology an der Johannes-
Kepler-Universität ist ein wissenschaftlicher Leuchtturm in
unserem Land. An dessen Law Lab forschen herausragende
Rechtsexpertinnen und -experten im Hinblick auf Heraus-
forderungen des Rechts im digitalen Zeitalter. Sehr geehrter
Herr Rektor, ich möchte Ihnen herzlich gratulieren, denn
Ihre Universität hat unzweifelhaft den forschenden Finger
am Puls der Zeit.

Als Politikerin bin ich davon überzeugt, dass wir uns
folgende Vorfragen stellen müssen: Übernimmt das Recht,
der Souverän, der Gesetzgeber die Regulierung von KI?
Oder überlassen wir unsere Zukunft dem Zufall? Mit dem
Gesetz über künstliche Intelligenz, dem sogenannten AI Act,
versucht die Europäische Union, eine Balance zwischen
notwendiger Regulierung und sinnvoller Innovation zu
schaffen. Es geht dabei stets darum, KI anhand unserer ge-
meinsamen europäischen Werte zu bewerten und nötigen-
falls auch regulierend einzugreifen. Denn natürlich wollen
wir die Chancen von KI nutzen, auch im Bereich des Rechts
und der juristischen Berufe. Gleichzeitig müssen wir mög-
liche Risiken minimieren und dystopischen Vorstellungen,
dass etwa ein KI-gesteuerter Roboter als Richter ein Urteil
spricht, mit aller Entschiedenheit entgegenwirken.

Wir entscheiden dabei gesamthaft als Gesellschaft und
müssen endlich das Steuerrad in die Hand nehmen. Wir
sind uns unseres gemeinsamen, globalen Ziels bewusst.

Als eines von zehn Mitgliedern im von VN-Generalsek-
retär Antonio Guterres eingerichteten Leadership Panel des
Internet Governance Forums der Vereinten Nationen ist für
mich in all den Fragen der digitalen Transformation klar:
Der digitale Raum ist kein rechtsfreier Raum. Wir brauchen
für die passenden rechtlichen Grundlagen das Rad nicht
neu zu erfinden, denn der globale Wertekanon ist in der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte festgehalten.

Lassen Sie mich hier den Bogen etwas weiter spannen:
Die Grund- und Menschenrechte erfordern den dringenden
Ausbau des fairen Verfahrens in Österreich. Auch hier gilt:
Der potenzielle Einsatz von KI kann sinnvoll und nützlich
sein, wie das Beispiel „Handydatenauswertung“ zeigt. Fak-
tum ist einerseits, dass die Sicherstellungsregelung in der

Strafprozessordnung für Handys und andere Datenträger
vollkommen aus der Zeit gefallen ist und wir hier dringend
Anpassungen im Sinne des Art 6 Europäische Menschen-
rechtskonvention (EMRK) – Recht auf ein faires Verfahren
– brauchen. Faktum ist aber auch, dass die Verfahren zu
lange dauern, nicht zuletzt aufgrund der Unmengen an Da-
ten, die sichergestellt werden und deren Auswertung Wo-
chen, Monate, ja Jahre in Anspruch nimmt. In diesem Be-
reich kann durch den Einsatz von sicherer KI zur Auswer-
tung der Daten eine tatsächliche Verbesserung erreicht wer-
den, indem Verfahren beschleunigt werden.

Die Notwendigkeit des Anwaltsberufs in einem Rechts-
staat lässt sich ebenfalls aus der EMRK ableiten, denn Art 6
Abs 3 lit c EMRK besagt sinngemäß, dass jeder Angeklagte
das Recht hat, den Beistand eines Verteidigers seiner Wahl
oder eines Pflichtverteidigers zu erhalten. Wie nahezu jeder
Beruf wird sich auch die Anwaltstätigkeit durch den Ein-
fluss von KI ändern. Ich bin aber davon überzeugt, dass es
immer eine anwaltliche Tätigkeit in persona geben wird!
Denn nichts kann den Kontakt von Mensch zu Mensch er-
setzen.

Gerade bei einer Anwalt-Mandanten-Beziehung geht es
um Vertrauen. Ein Vertrauen, das Sie als Anwältinnen und
Anwälte sich tagtäglich hart erarbeiten. Ein Vertrauen, das
Ihre Mandantinnen und Mandanten in Sie als ihre Berate-
rinnen und Berater setzen, aber vor allem auch in Sie als
Menschen, die Verständnis haben und zuhören. Der
Schlüssel zum langfristigen, technologisch entwickelten Er-
folg lautet also: offen sein für Neues und bereit sein, sich zu
verändern. Die Redewendung „Wer nicht mit der Zeit geht,
geht mit der Zeit“ könnte kaum zutreffender sein.

Ohne den heutigen hochkarätigen Podien vorgreifen zu
wollen, möchte ich dennoch die brennende Frage des Tages
aus meiner Sicht beantworten: KI wird das Recht beeinflus-
sen, sie wird aber den Rechtsstaat als Gesamtheit nicht
übernehmen. Ich bin sehr gespannt, zu welchem Ergebnis
Sie alle heute kommen und wünsche Ihnen gute und ange-
regte Diskussionen! Ich freue mich auf einen weiteren guten
Austausch und bin für Anregungen und Ideen jederzeit
dankbar! Für eine gemeinsame positive Zukunft, mit künst-
licher Intelligenz und menschlichem Herz und Verstand!

Karoline Edtstadler Grußworte Bundesministerin Mag.a Karoline Edtstadler
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Begrüßungsrede Bundesministerin
Dr.in Alma Zadić
Sehr geehrte Teilnehmerinnen und Teilnehmer,

liebe Kolleginnen und Kollegen,
es freut mich sehr, Sie heute persönlich beim Anwaltstag

2023 begrüßen zu dürfen. Herzlichen Dank, Herr Präsident
Dr. Utudijan, für die Einladung. Der Anwaltstag der öster-
reichischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ist ein
Fixstern im juristischen Geschehen in Österreich. Umso
mehr freut es mich, dass sich dieses wichtige Forum wieder
einem topaktuellen Thema widmet:

Künstliche Intelligenz ist in aller Munde. Die Digitalisie-
rung unserer Gesellschaft schreitet unaufhörlich voran. Wie
wird der Arbeitsalltag in einer Anwaltskanzlei oder einem
Gericht der Zukunft aussehen?

Passend dazu habe ich mir erlaubt, ChatGPT die heute
zu diskutierende Frage zu stellen: Übernimmt KI in Zu-
kunft das Recht? Die Antwort fiel recht erbaulich aus: Es
sei unwahrscheinlich, dass in „absehbarer“ Zukunft KI das
Rechtssystem vollständig übernehmen wird. Stattdessen
werde KI als Werkzeug zur Unterstützung von Jurist:innen
und Richter:innen dienen. Die menschliche Urteilsfindung
und ethische Abwägungen seien für viele Aspekte des
Rechts unverzichtbar. Es sei jedoch wichtig, den Einsatz
von KI im Rechtswesen sorgfältig zu regulieren und sicher-
zustellen, dass ethische und rechtliche Standards eingehal-
ten werden. Ich hoffe, dass sie Recht behält, denn falls sie
nur sagt, was wir hören wollen, dann müssen wir uns gut
vorbereiten.

Jedenfalls schreitet die Digitalisierung unaufhörlich vo-
ran, sie ist nicht mehr wegzudenken. Sie hat aber auch im
Anwalts- und Gerichtsalltag für einige wesentliche Erleich-
terungen gesorgt.

Im Bereich der Nutzung neuer Medien und der Digita-
lisierung nimmt die österreichische Justiz weiterhin eine
Vorreiterrolle in Europa ein und hat bereits zahlreiche Aus-
zeichnungen in diesem Bereich gewonnen. Viele unserer
Errungenschaften auf dem Weg Richtung Justiz 3.0 wären
ohne die gemeinsamen Anstrengungen mit der Rechtsan-
waltschaft so nicht möglich gewesen – dafür darf ich mich
bei Ihnen allen herzlich bedanken.

Bei all den positiven Aspekten müssen wir uns aber die
Gefahren, die KI mit sich bringt, stets vor Augen führen. So
können KI-Anwendungen zur Fortschreibung von Diskri-
minierungsmustern führen – Stichwort „unconscious bia-
ses“. Die Möglichkeit, Inhalte mittels KI automatisiert zu er-
stellen und zu verbreiten, kann eine massive Zunahme von
Desinformation und Online-Hass bedeuten. Es braucht da-
her Rahmenbedingungen, um die Potenziale Künstlicher In-
telligenz zu fördern und die Risiken effektiv einzudämmen.

Auch wenn KI im Rechtsleben eine immer größere Rolle
spielt und spielen wird, müssen wir weiter dafür sorgen,

dass der Mensch als letzte Entscheidungsinstanz erhalten
bleibt.

KI ist aber nicht die einzige Herausforderung, der wir
uns als Gesellschaft stellen müssen. Wir leben in einer Zeit
der globalen Krisen, Umbrüche und tiefgreifenden gesell-
schaftlichen Veränderungen. Der Rechtsstaat und die
Grundfeste unserer Gesellschaft werden täglich auf die Pro-
be gestellt.

Es bleibt daher noch einiges zu tun, um unseren Rechts-
staat zukunftsfit zu machen.

Zum einen ist es notwendig, die Unabhängigkeit der
Justiz langfristig abzusichern. Dazu braucht es eine von
der Politik unabhängige und weisungsfreie Generalstaatsan-
waltschaft, welche statt der Justizministerin an der Spitze
der Staatsanwaltschaften steht. Eine Generalstaatsanwalt-
schaft, die sowohl bei der Bestellung als auch in der Aus-
übung ihrer Tätigkeit den höchsten rechtsstaatlichen Stan-
dards entspricht. Jeder Beschuldigte hat das Recht auf ein
faires Verfahren – und das heißt auch ein von der Politik
unabhängiges Verfahren.

Wenn es um die Sicherstellung eines gerechten Prozesses
geht und der Stärkung der Rechte der Beschuldigten in ei-
nem Strafverfahren, dann kommt man unweigerlich an ei-
ner Reform nicht vorbei – der Reform des Kostenersatzes.
Seit über zehn Jahren wird immer wieder darauf aufmerk-
sam gemacht, dass der Kostenersatz bei Weitem nicht das
deckt, was man für eine gute Verteidigung ausgeben muss.
Dafür braucht es selbstverständlich erhebliche zusätzliche
Budgetmittel, die das Justizbudget alleine nicht stemmen
kann. Das mag vermutlich auch einer der Gründe sein, wa-
rum es in den letzten zehn Jahren nicht möglich war, die
längst fällige Reform umzusetzen. Ich bin aber zuversicht-
lich, dass unser Vorschlag und Vorstoß in den Budgetver-
handlungen Früchte tragen wird. Ich möchte mich bei die-
ser Gelegenheit beim ÖRAK und beim Präsidenten für die
wertvolle Unterstützung in dieser Sache bedanken. Denn
wie so oft steckt der Teufel im Detail; die Aufbereitung
des notwendigen Zahlenmaterials war viel komplexer, als
sich viele vorstellen können.

Eine weitere wichtige Modernisierung unseres Gesell-
schaftsrechts möchte ich Ihnen nicht vorenthalten. Die
FlexKap befindet sich auf der Zielgeraden. Der vorgeschla-
gene Entwurf soll unter anderem wichtige Neuerungen für
Start-ups und innovative KMU beinhalten. Formvorschrif-
ten sollen gelockert werden, sodass in Zukunft für Anteils-
übertragung bspw auch eine anwaltliche Urkunde ausrei-
chen soll.

Neben dem, was wir uns vorgenommen haben, ist es
wichtig, innezuhalten und zu reflektieren, was wir schon
alles gemeinsam erreicht haben:

ALMA ZADIĆ
Die Autorin ist Bundes-
ministerin für Justiz.
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Dieses Jahr konnte – nach mehr als sieben Jahren – die
Zuschlagsverordnung zum Rechtsanwaltstarifgesetz
(RATG) erlassen werden. Die Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte leisten wertvolle und unverzichtbare Arbeit
für die Rechtspflege und es ist unerlässlich für unseren
Rechtsstaat, dass ihre Leistungen adäquat honoriert werden.
Neben der Zuschlagsverordnung ist uns auch die Erhöhung
der Pauschalvergütung gemeinsam bereits zweimal gelun-
gen.

Als Bundesministerin für Justiz darf ich mich schließlich
auch für die wertvolle und wichtige Arbeit, die die österrei-
chische Rechtsanwaltschaft im Interesse des Rechtsstaats

und jeder einzelnen Bürgerin und jedes einzelnen Bürgers
tagtäglich leistet, sehr herzlich bedanken. Ihre Beiträge, sei
es in der Öffentlichkeit, durch Stellungnahmen im Gesetz-
gebungsprozess oder in Arbeitsgruppen, sind eine wichtige
Stimme des Rechtsstaats. Die umfassende Parteienvertre-
tung, und damit der Schutz von individuellen Interessen
und Rechten, ist ein ganz zentraler Baustein eines freien
und funktionierenden Rechtsstaats, den es auch in der Zu-
kunft zu bewahren und zu stärken gilt. Danke!

In diesem Sinn darf ich dem diesjährigen Anwaltstag ei-
nen guten Verlauf und Ihren wertvollen Diskussionen und
Gesprächen viel Erfolg wünschen.

Der generative Rechtsstaat
Übernimmt Künstliche Intelligenz in Zukunft das Recht?

I. KÜNSTLICHE „INTELLIGENZ“1

1. Kurze Ideengeschichte

Die Idee, eine Intelligenz zu erschaffen, die das menschliche
Denken mechanisch nachbildet, hat eine gedankliche Wur-
zel bereits in der Epoche der Aufklärung. Der französische
Arzt und Philosoph La Mettrie (1709–1751) sieht im Men-
schen eine sich selbst steuernde biologische Maschine
(„L’Homme-Machine“). Das Spiegelbild davon ist eine der
Selbststeuerung fähige mechanische Maschine.

Der wichtigste Wegbereiter und Vordenker von dem,
was wir heute Künstliche „Intelligenz“ (KI) nennen, ist
der britische Logiker, Mathematiker, Kryptoanalytiker und
Informatiker Alan Turing (1912–1954). In seinem bahn-
brechenden Aufsatz „Computing machinery and intelligen-
ce“ aus 1950 formuliert er die Frage „Can machines think?“.
Zur Beantwortung dieser Frage schlägt er ein „imitation ga-
me“ vor, das später als „Turing-Test“ bezeichnet wird. Ein
Mensch kommuniziert mit zwei nicht sichtbaren Ge-
sprächspartnern, von denen einer ein Mensch und einer ei-
ne Maschine ist. Gelingt es dem menschlichen Urteiler
nicht zu entscheiden, wer Mensch und wer Maschine ist,
so gilt der Test als bestanden.

Ein weiterer Meilenstein ist eine Konferenz am Dart-
mouth College im US-Bundesstaat New Hampshire im
Sommer 1956. Die hier vertretenen Wissenschaftler sind
der Ansicht, dass Aspekte des Lernens sowie andere Merk-
male der menschlichen Intelligenz von Maschinen simuliert
werden können. Der Programmierer John McCarthy
(1927–2011) schlägt dafür schließlich den Begriff „Artificial
Intelligence“ vor. Während der Konferenz wird mit dem
„Logic Theorist“ zudem ein Programm geschrieben, das als
erstes KI-Programm der Welt gilt, zumal es mehrere Dut-
zend mathematische Lehrsätze beweisen kann.

Der Ansatz, maschinelles Lernen am menschlichen Ler-
nen zu orientieren, wird vor allem im bereits auf die 1940er-
Jahre zurückgehenden Konzept der künstlichen neuronalen
Netzwerke verwirklicht. Diese orientieren sich an ihren na-
türlichen Vorbildern, die eine Vernetzung von Neuronen
im Nervensystem eines Lebewesens darstellen. Auf einer be-
sonders ausgefeilten und heute besonders bedeutenden Va-
riante dieses Konzepts, nämlich dem rudimentär schon in
den 1960er-Jahren begründeten Deep Learning, beruhen
auch „Large Language Models“ (LLM) wie ChatGPT.

2. Begriffsbildung auf europäischer
Ebene

Die Europäische Union definiert Künstliche Intelligenz (KI)
als Fähigkeit einer Maschine, menschliche Fähigkeiten wie
logisches Denken, Lernen, Planen und Kreativität zu imitie-
ren. Der von der Europäischen Kommission am 21. 4. 2021
vorgelegte und vom Europäischen Parlament am
14. 6. 2023 adaptierte Vorschlag für einen „Artificial Intelli-
gence Act“ (AI Act) adressiert „Systeme der künstlichen In-
telligenz“ (KI-Systeme). Es geht dabei vor allem um Soft-
ware, die mit Konzepten des maschinellen Lernens, mit lo-
gik- und wissensgestützten Konzepten oder mit statisti-
schen Ansätzen entwickelt worden ist (Art 3 Z 1 iVm
Anh 1 Draft AI Act).

3. Generative KI

Wenn heute im Alltag von KI die Rede ist, wird damit häu-
fig generative KI gemeint. Das hat viel mit dem Launch von
ChatGPT Ende November 2022 zu tun. Dieses in seinen

1 Erweiterte Fassung des vom Autor beim Anwaltstag 2023 gehaltenen Fest-
vortrags. Die Vortragsform ist beibehalten worden, sodass auf die Einfügung
von Fußnoten verzichtet wird.

MEINHARD LUKAS

Der Autor ist Universi-
tätsprofessor am Institut
für Zivilrecht der Johan-
nes Kepler Universität
Linz.
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Möglichkeiten beeindruckende große Sprachmodell (LLM)
ist der aktuell prominenteste Vertreter von generativer KI.
Mit diesem Begriff werden KI-Systeme bezeichnet, die in
der Lage sind, mithilfe generativer Modelle Texte, Bilder
oder andere Medien zu erzeugen. Generative KI-Modelle
lernen die Muster und die Struktur ihrer eingegebenen
Trainingsdaten und bringen dann, getrieben durch den trai-
nierten Algorithmus, neue Daten mit ähnlichen Eigenschaf-
ten (zB Texte, Bilder, Audio, Video etc) hervor.

Der jüngst verstorbene Ex-US-Außenminister Henry
Kissinger, Ex-Google-Chef Eric Schmidt und der Dean des
College of Computing des Massachusetts Institute of Tech-
nology Daniel Huttenlocher haben in einem gemeinsamen
Beitrag für die Washington Post vom 24. 2. 2023 generative
KI als intellektuelle Revolution bezeichnet, die eine philoso-
phische und praktische Herausforderung in einem Ausmaß
darstelle, wie es sie seit Beginn der Aufklärung nicht gege-
ben habe: „Während die Druckmaschine eine Fülle des mo-
dernen menschlichen Denkens hervorbrachte, erreicht die
neue Technologie dessen Destillation und Ausarbeitung. Da-
bei entsteht eine Lücke zwischen menschlichem Wissen und
menschlichem Verständnis. Um diesen Wandel erfolgreich zu
meistern, müssen neue Konzepte des menschlichen Denkens
und der Interaktion mit Maschinen entwickelt werden.“

4. Große Sprachmodelle und der
„stochastische Papagei“

Das weltweit bekannteste Beispiel generativer KI ist das
Large Language Model ChatGPT von OpenAI. Weil die
Sprache dieses und vergleichbarer Chatbots wie etwa Goog-
les Bard der des Menschen gleiche („natural language“),
spiele uns unsere Wahrnehmung unweigerlich einen
Streich, sagt die einflussreiche Sprachwissenschaftlerin Emi-
ly M. Bender von der University of Washington. So unter-
stellen wir den meist ganz natürlich wirkenden Texten
fälschlich eine kommunikative Absicht und ein Verständnis
von der Welt. Tatsächlich wissen die Modelle dahinter
nichts und verstehen nichts. Bender hat daher den Begriff
vom sogenannten stochastischen Papagei geprägt, um
LLMs bewusst zu entmenschlichen.

„Stochastic parrot“ kommt der Sache nahe. Der vom
Nutzer befragte Chatbot produziert Wort um Wort aus ei-
nem vorgegebenen Wörterbuch (in verschiedenen Spra-
chen). Die Wahl des jeweiligen Worts folgt einem hoch-
komplexen (und meist intransparenten) KI-Modell. Dieses
Modell ist mit Billionen von Textdaten darauf trainiert, die
Wahrscheinlichkeit des nächsten und wieder nächsten
Worts bzw Wortbestandteils („token“) bei einer ergän-
zungsbedürftigen Wortfolge vorherzusagen („next word
prediction“). So generiert ChatGPT den Text, den der Nut-
zer als Reaktion auf seinen Befehl („prompt“) erhält. Je bes-
ser der Befehl des Nutzers das Wahrscheinlichkeitsmodell
des Systems anspricht, desto treffender ist auch die Aus-
gabe.

Was große Sprachmodelle von einem bloßen Papagei
signifikant unterscheidet, ist die durch KI begründete Fä-
higkeit, bedarfsgerecht völlig neue Texte zu erzeugen. Ihre
Fähigkeiten sind schlicht beeindruckend. Zugleich sind die
systemimmanenten Grenzen der Sprachmodelle ernst zu
nehmen, wie KI-Pionier Stuart Russel von der University
of California am 2. 4. 2023 im Guardian betont: „Leider sind
LLMs dafür berüchtigt, dass sie ‚halluzinieren‘ – völlig falsche
Antworten geben, die oft mit fiktiven Zitaten untermauert
werden – weil ihr Training keine Verbindung zur Außenwelt
hat.“

II. KI UND DEMOKRATISCHER RECHTSSTAAT

Die aktuelle juristische Debatte über die Wirkung von KI
im und auf den Rechtsstaat fokussiert einerseits auf ihre Re-
gelung auf europäischer Ebene (Stichwort „AI Act“) und
andererseits auf ihren (möglichen) Einsatz in Justiz und
Verwaltung. Mindestens ebenso wichtig ist aber ihr enor-
mer (potentieller) Einfluss auf die verfassungsrechtliche
Grundordnung und die damit verbundenen Prozesse in ei-
ner deliberativen Demokratie. Schließlich können KI-Syste-
me wie ChatGPT (insbesondere auch im Zusammenwirken
mit sozialen Medien) öffentliche Debatten und auch die
Meinungsbildung substantiell beeinflussen.

1. Öffentlichkeit und demokratische
Meinungsbildungsprozesse

Die Deliberation bildet im Rechtsstaat eine wesentliche Säu-
le der freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Be-
sonders repräsentative Demokratien wie Österreich bedür-
fen öffentlicher Debatten, öffentlicher Beratung, der Teilha-
be der Bürger an öffentlicher Kommunikation und des Zu-
sammenwirkens von Deliberation und parlamentarischen
Entscheidungsprozessen.

Nach Jürgen Habermas lässt sich die für demokratische
Debatten so wichtige Öffentlichkeit am ehesten als ein
Netzwerk für Kommunikation von Inhalten und Stellung-
nahmen, also von Meinungen, beschreiben. Öffentlichkeit
ist demnach kein vorgefundener Raum, sondern muss
durch ein interessiertes Publikum und durch kommunika-
tiv handelnde Teilnehmer erst hergestellt werden. Eine sol-
che Öffentlichkeit besitzt bei Habermas drei Funktionen,
nämlich das Erkennen und Wahrnehmen gesamtgesell-
schaftlicher Probleme, das Thematisieren und Herantragen
dieser Themen an die Entscheidungsträger im politischen
Zentrum und die Kontrolle des politischen Zentrums.

Die gerade für die repräsentative Demokratie so wichtige
Rollenverteilung zwischen Politik, Medien und Bürgern ist
bereits durch die schon im 20. Jahrhundert vollzogene Me-
dienkonzentration unter Medienmogulen wie Rupert Mur-
doch und Medienkonzernen wie Time Warner (nunmehr
Warner Bros. Discovery) in eine gewisse Schieflage geraten.
Bereits diese Veränderung der „Öffentlichkeit“ war von
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großem Einfluss auf demokratische Prozesse, prägen doch
die Medien unser Wissen von der Welt, wie es der Soziologe
Niklas Luhmann (1927–1998) in „Die Realität der Massen-
medien“ zuspitzt: „Was wir über unsere Gesellschaft, ja über
die Welt, in der wir leben, wissen, wissen wir durch die Me-
dien.“

Die sozialen Medien haben, wie von Habermas zuletzt
postuliert, einen „neuen Strukturwandel der Öffentlichkeit“
mit sich gebracht. Diesen Wandel sieht er vor allem darin,
dass jeder Bürger zugleich als Adressat und Autor politi-
scher Artikulationen agieren kann. Das damit verbundene
„emanzipatorische Versprechen“ könne aber nur von ent-
sprechend (digital) gebildeten Bürgerinnen und Bürgern
eingelöst werden: „Wie der Buchdruck alle zu potentiellen
Lesern gemacht hatte, so macht die Digitalisierung heute alle
zu potentiellen Autoren. Aber wie lange hat es gedauert, bis
alle lesen gelernt hatten?“

Wie Habermas bereits bei der Entgegennahme des Kyo-
to-Preises 2004 betont hat, lässt sich der Zustand einer De-
mokratie am Herzschlag ihrer politischen Öffentlichkeit ab-
horchen. Die digitalen, nach außen abgeschotteten Blasen
von Gleichgesinnten sind nun gerade das Gegenteil jenes
Diskurses, der für den Herzschlag der Demokratie sorgt.
Denn dieser Diskurs muss für alle zugänglich sein und ra-
tionalen Argumenten folgen. Umso nachdenklicher muss es
stimmen, wenn zufolge des Bitcom Survey Germany
55 Prozent der unter 30-Jährigen angeben, sie würden ohne
soziale Medien oft nicht wissen, was in der Welt passiert.

2. Einfluss von KI auf die
öffentliche Meinung

Nur wenn man die gerade angesprochene Bedeutung der
Öffentlichkeit in der Demokratie erkennt, versteht man
den enormen (realen und potenziellen) Einfluss von KI-Sys-
temen auf demokratische Prozesse, ja möglicherweise sogar
auf die Grundfeste der Demokratie. Das kann im Rahmen
der vorliegenden Überlegungen nur angedeutet werden.

KI-getriebene Chatbots wie ChatGPT werden zuneh-
mend als Informationsquellen genutzt, obwohl sie – wie
schon angedeutet – kein enzyklopädisches Wissen bereit-
stellen. Ihre Algorithmen werden lediglich mit gigantischen
Textmengen trainiert, die unter anderem auch digitalen En-
zyklopädien wie Wikipedia entnommen werden. Wie zu-
verlässig eine Antwort ist, hängt wesentlich von der Qualität
der zum Training verwendeten Texte ab. Verzerrungen (zB
geschlechtsspezifische „biases“) in diesen Texten setzen sich
auch in den Antworten des Chatbots fort.

Viele weitere – vom Betreiber teils beeinflussbare und
auch beeinflusste, teils unbeeinflussbare – Faktoren können
sich auf die Qualität einschlägiger Chatbots auswirken. Ein
besonderes Problem stellen Halluzinationen dar. Es handelt
sich dabei um ein überzeugend formuliertes Resultat eines
KI-Systems, das nicht durch Trainingsdaten gerechtfertigt
zu sein scheint und vor allem objektiv falsch ist. Auch die

(meist intransparente) Einflussnahme der Betreiber auf die
Algorithmen, etwa um – wie es heißt – „toxische“ Antwor-
ten zu vermeiden, stellt ein großes demokratiepolitisches
Problem dar.

KI-Chatbots beeinflussen nicht nur als vermeintliche In-
formationsquellen die öffentliche Meinung. Sie können
auch eingesetzt werden, um in beliebiger Zahl variierbare
Postings mit ganz bestimmten politischen Absichten zu ge-
nerieren, um damit die sozialen Medien zu durchdringen.
Das sei an folgendem Beispiel demonstriert:

Der Autor hat für eine Keynote im Rahmen des „Parla-
mentarischen Forums zu Auswirkungen von KI auf Gesell-
schaft und Demokratie“ am 26. 6. 2023 unter anderem fol-
gende Eingabe in ChatGPT gemacht: „Verfasse einen Tweet
zum Einfluss von Geldgebern, Politik und NGOs auf For-
schung. Ziehe daraus den Schluss, dass deshalb oftmals die
Unabhängigkeit der Forschung und auch der Klimaforschung
fraglich ist.“ Dazu hat er folgende Ausgabe erhalten: „#Geld-
geber, #Politik und #NGOs können einen starken Einfluss auf
die #Forschung ausüben. Das wirft Fragen zur #Unabhängig-
keit der Forschung auf, einschließlich #Klimaforschung. Es ist
an der Zeit, Mechanismen zur wissenschaftlichen Unabhän-
gigkeit und Integrität zu stärken. #Forschungsethik“.

In diesem Zusammenhang darf natürlich auch die Mög-
lichkeit des KI-getriebenen Microtargeting nicht unerwähnt
bleiben. Angesprochen ist damit gezielte Kommunikation
mit Nachrichten, die auf bestimmte Charakteristika einer
Person zugeschnittenen sind, um damit beispielsweise de-
ren Wahlverhalten zu beeinflussen. Das kann ebenso in so-
zialen Netzwerken wie in Internetnachrichtenkanälen erfol-
gen.

Zuletzt sei hier auch der Einsatz von Deepfakes ange-
sprochen, die eingesetzt werden, um die öffentliche Mei-
nung zu manipulieren. Mit Hilfe von Deep-Learning-Algo-
rithmen werden realistisch wirkende Medieninhalte (Foto,
Audio, Video usw) generiert, die mit der Wirklichkeit nicht
übereinstimmen. Ein bekanntes Beispiel ist ein gefälschtes,
weil mit KI erzeugtes, „Foto“ einer vermeintlichen Explo-
sion am Pentagon vom Mai 2023. Es wurde über Twitter
(jetzt „X“) von einem Account verbreitet, der jenem der
Nachrichtenagentur Bloomberg ähnelte. Das reichte für ei-
nen kurzfristigen Börseneinsturz. Solche Deepfakes verfeh-
len selbst dann nicht eine gewisse Wirkung, wenn ihre
Falschheit von dem, der sie verbreitet, offengelegt wird.
Dann stellen sie aus Sicht typischer Adressatenkreise eben
dar, wie es zumindest „ohne Weiteres“ sein könnte und ha-
ben auch insofern eine affirmative Wirkung.

III. KI-SYSTEME IM GERICHTS- UND
VERWALTUNGSVERFAHREN

1. Analyse großer Datenmengen

In der Rechtspraxis kommt KI vor allem in Gestalt von Me-
thoden des maschinellen Lernens zur Anwendung. Die
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Analyse großer Datenmengen ist dabei ein wichtiges prakti-
sches Einsatzfeld. Man denke an die Beschlagnahme von
großen Datenbeständen, die computerunterstützt ausge-
wertet werden sollen. Einschlägige Software-Anwendungen
sind Nuix (genutzt für die Auswertung der Panama Papers),
ZyLAB (beim Internationalen Strafgerichtshof eingesetzt),
Watson Discovery von IBM (testweiser Einsatz bei der ba-
yerischen Generalstaatsanwaltschaft) oder das System m2n,
das von der Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwalt-
schaft in Wien angewendet wird und sogar die Beziehungen
zwischen Personen oder Organisationen offenlegen kann.

Maschinelle Lernverfahren kommen auch in Zivilverfah-
ren zur Anwendung. Erwähnt seien die Programme OLGA
und FRAUKE. OLGA kommt bei Verfahren im Zusammen-
hang mit dem Dieselskandal am OLG Stuttgart zur Anwen-
dung. Es analysiert in den angefochtenen erstinstanzlichen
Urteilen sowie Berufungsbegründungen und -erwiderungen
Parameter, nach denen die entscheidenden Richter Fall-
gruppen bilden (Motortyp, Abgasnorm, Rückrufbetroffen-
heit etc), um gleichgelagerte Fälle gemeinsam bearbeiten zu
können.

FRAUKE ist am Amtsgericht Frankfurt am Main im
Einsatz, um Verfahren zu den Fluggastrechten zu bewälti-
gen. Dieses Programm extrahiert aus den Schriftsätzen au-
tomatisch relevante Falldaten (Start- und Zielflughafen,
Flugentfernung), um deren Übertragung in die Entschei-
dung zu beschleunigen. FRAUKE schlägt zudem regelba-
siert passende Urteilsbausteine auf Basis von bereits getrof-
fenen Entscheidungen vor, wobei es sich insofern um keine
KI-Anwendung handelt.

Besonders hervorzuheben ist ein an der Universität Köln
unter der Leitung der Strafrechtsprofessorin Frauke Rostals-
ki durchgeführtes Projekt. Mit maschinellem Lernen sollen
für die Strafbemessung relevante Informationen aus Urtei-
len extrahiert werden. Ausgehend davon soll eine Daten-
bank mit den Erwägungen bei der Strafbemessung und
der korrespondierenden Strafhöhe aufgebaut werden. Ver-
gleichbare Systeme könnten etwa auch bei der Schmerzen-
geldermittlung helfen.

2. Unterstützung bei der
Beweiswürdigung bzw
Beweisaufnahme

Abgesehen von der Möglichkeit, die Beweisaufnahme in
Strafprozessen durch die Schaffung eines virtuellen Tatorts
zu unterstützen, besteht eine andere Möglichkeit darin, mit
Hilfe digitaler Tools widersprüchliche Beweise zu identifi-
zieren. Unter Verwendung von neuronalen Netzen, auto-
matischer Sprachverarbeitung und anderer Technologien
sollen verfügbare große Datenmengen ausgewertet werden,
um aufgenommene Zeugenaussagen auf Widersprüche zu
untersuchen. Genau das soll einer der Zugänge des bei chi-
nesischen Staatsanwaltschaften im Einsatz befindlichen KI-
Tools „System 206“ sein. Inwiefern dieses System rechts-

staatliche Garantien nach unserem Verständnis erfüllt, ist
nicht bekannt.

Angesichts der Möglichkeiten von KI lebt auch die De-
batte über den Einsatz von „Lügendetektoren“ in der Be-
weiswürdigung neu auf. Der OGH (9 Os 6/66) sprach sich
bereits 1966 gegen die Zulässigkeit polygraphischer Verfah-
ren aus und stützte sich imWesentlichen auf die mangelnde
Verlässlichkeit der eingesetzten Geräte und auch auf recht-
liche Gründe. Jede Beeinflussung der freien Entscheidung
des Angeklagten darüber, ob und was er aussagen wolle,
sei als Eingriff in dessen unantastbare Persönlichkeitsrechte
unzulässig.

Wie nun Clara Ifsits in einem Beitrag in der ÖJZ 2023/
115, 709 ausführt, könnte dem Argument der Unzuverläs-
sigkeit angesichts der Fortschritte bei KI-Lügendetektoren
bald der Boden entzogen werden. So zeigen Modellversuche
zum Einsatz von KI als Lügendetektor bisweilen vielver-
sprechende Ergebnisse, schneiden doch hier KI-Systeme
mit einer Treffergenauigkeit von über 85% weitaus besser
ab als spezialisierte Sachverständige. Es sind daher nach
Meinung von Ifsists vor allem die maßgeblichen menschen-
und strafprozessrechtlichen Argumente, die de lege lata
weiterhin dem Einsatz von Lügendetektoren entgegenste-
hen.

3. Predictive Analytics

Werden im juristischen Kontext historische Daten herange-
zogen, um mittels KI zukünftige Ereignisse vorherzusagen,
spricht man von Predictive Analytics. Dieses Feld hat durch
den Einsatz des Programms COMPAS (Correctional Offen-
der Management Profiling for Alternative Sanctions) in den
USA schon viel Aufmerksamkeit erfahren.

Dieses Programm soll die Rückfallswahrscheinlichkeit
von Straftätern vorhersagen. Die dabei eingesetzten Algo-
rithmen werden in der Regel mit historischen Kriminali-
tätsdaten trainiert. Ausgehend davon werden auf der
Grundlage von Interviews mit den betroffenen Personen
und der Auswertung der Strafakte Metriken (scores) gebil-
det, die das Rückfallrisiko repräsentieren sollen. Dieses Sys-
tem erweist sich schon deswegen als bedenklich, weil dessen
Einzelheiten als Geschäftsgeheimnis geschützt sind und da-
her die genaue Arbeitsweise den Beteiligten verborgen
bleibt.

KI-Algorithmen werden auch bereits dazu eingesetzt,
den wahrscheinlichen Ausgang eines Gerichtsverfahrens
vorherzusagen. Das in diesem Zusammenhang immer wie-
der genannte System zur Vorhersage von Entscheidungen
des US Supreme Court soll mit einer Genauigkeit von etwa
70% vorhersagen, ob das Höchstgericht die instanzgericht-
liche Entscheidung bestätigen oder aufheben wird. Zur Vor-
hersage soll dieses System freilich vor allem formale Daten
und Metadaten nutzen, wie etwa die Tendenz des Richters
zur Aufhebung oder Bestätigung von Entscheidungen oder
dessen politische Gesinnung. Als viel schwieriger gelten KI-
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gestützte Vorhersagen auf der Basis von Vorjudikatur ins-
besondere mit Blick auf neuartige Sachverhalte und Geset-
zesänderungen.

4. Lernende juristische
Assistenzsysteme

Große Sprachmodelle wie ChatGPT sind aktuell die Grund-
lage für die Entwicklung lernender juristischer Assistenz-
systeme, die vor allem die Arbeit von Anwaltskanzleien un-
terstützen sollen. Diese Systeme helfen bei der Rechtsre-
cherche etwa in Gestalt hochspezialisierter Chatbots, die ju-
ristische Memos erstellen, bei der Dokumentensichtung
und -prüfung oder auch bei der Vertragsgestaltung.

Als besonders ausgereiftes Assistenzsystem, das auf
ChatGPT aufbaut, gilt CoCounsel vom US-Start-Up Case-
text, das zuletzt Thomson Reuters für 650 Millionen US-
Dollar übernommen hat. Seine Anwendung „Legal Research
Memo“ erstellt nicht nur die angeforderten kurzen rechtli-
chen Analysen, sondern bietet auch einen detaillierteren
Analyseabschnitt mit der problemorientierten Darstellung
von relevanten Fällen. Die Funktion „Review Documents“
kann für Due Diligence, E-Discovery und interne Untersu-
chungen eingesetzt werden. Weitere Funktionen sind „Pre-
pare for a Disposition“, „Extract Contract Data“ oder „Con-
tract Policy Compliance“.

In Österreich setzen die Rechtsrecherchesysteme RDB
und Lexis 360 ebenfalls zunehmend auf den Einsatz genera-
tiver KI. Die diesbezüglichen Projekte firmieren unter „Gen-
jus“ (RDB) bzw „AI volution“ und „Lexis AI“ (LexisNexis).

5. KI anstelle des Richters?

Eine KI, die eigenständig Gesetze auslegt, Sachverhalte er-
mittelt und subsumiert und schließlich auf dieser Grundla-
ge Entscheidungen trifft („Richterautomat“ oder auch „Ro-
bo-Richter“), gibt es nicht und wird es wohl auch noch län-
gere Zeit nicht geben. Berichte über ein diesbezügliches
Projekt in Estland, die immer noch im Netz kursieren, ha-
ben sich als falsch erwiesen.

Der Einsatz eines KI-Systems, das richterliche Funktio-
nen übernimmt, würde auch das in Art 83 Abs 2 B-VG ver-
briefte Recht auf einen gesetzlichen Richter verletzen. Wie
aus der Bestimmung des Art 86 Abs 2 B-VG zur Richterbe-
stellung folgt, muss es sich bei Richtern um „Personen“ han-
deln. KI-Systeme kommen daher ebenso wenig wie andere
Maschinen als Richter in Betracht.

6. EuGH und deutsches
Bundesverfassungsgericht zum
Einsatz von KI in staatlichen
Verfahren

Sowohl das deutsche Bundesverfassungsgericht (BVerfG)
als auch der Europäische Gerichtshof (EuGH) haben bereits

zum Einsatz von KI in staatlichen Verfahren Stellung ge-
nommen.

Das BVerfG (16. 1. 2023, 1 BvR 1547/19, 1 BvR 2634/20)
hat Bestimmungen in einem hessischen Landesgesetz für
verfassungswidrig und nichtig erklärt, die der Polizei erlau-
ben, in Datenbanken nach Mustern zu suchen, um Krimi-
nellen auf die Spur zu kommen. Durch Datenverknüpfung
soll die Polizei in Sekundenschnelle Aufschluss über die Ge-
fährlichkeit von Personen bekommen. Dabei ist auch der
Einsatz selbstlernender Systeme (KI) erlaubt, die krimino-
logisch fundierte Muster weiterentwickeln oder überhaupt
neue Muster generieren.

Das ging dem BVerfG zu weit: „So könnten besonders
weitgehende Informationen und Annahmen über eine Person
erzeugt werden, deren Überprüfung spezifisch erschwert sein
kann. Denn komplexe algorithmische Systeme könnten sich
im Verlauf des maschinellen Lernprozesses immer mehr
von der ursprünglichen menschlichen Programmierung lösen
und die maschinellen Lernprozesse und die Ergebnisse der
Anwendung könnten immer schwerer nachzuvollziehen sein
(. . .). Dann droht zugleich, die staatliche Kontrolle über diese
Anwendung verloren zu gehen.“

In dieser Entscheidung verweist das BVerfG auf ein Ur-
teil des EuGH (21. 6. 2021, C-817/19, Ligue des droits hu-
mains, ECLI:EU:C:2022:491, Rn. 195) zur EU-Richtlinie
zu Fluggastdatensätzen (PNR-RL). Die hier vorgesehene
Vorabüberprüfung der Fluggastdaten (PNR-Daten) dient
dazu, jene Personen zu ermitteln, die vor ihrer Ankunft
oder ihrem Abflug genauer überprüft werden müssen. Der
EuGH sieht darin einen schwerwiegenden Eingriff in die
durch Art 7 und 8 Grundrechtscharta garantierten Rechte
auf Achtung des Privat- und Familienlebens und auf Schutz
personenbezogener Daten. Daher müssen die in der Richt-
linie vorgesehenen Befugnisse eng ausgelegt werden.

Ausgehend davon dürfen Fluggastdaten nur mit Daten-
banken abgeglichen werden, die frei von Diskriminierung
sind. Zum anderen dürfe die PNR-Zentralstelle bei der Vor-
abüberprüfung anhand im Voraus festgelegter Kriterien
keine Technologien der KI im Rahmen selbstlernender Sys-
teme („machine learning“) heranziehen, die – ohne mensch-
liche Einwirkung und Kontrolle – den Bewertungsprozess
und insbesondere die Bewertungskriterien, auf denen das
Ergebnis der Anwendung dieses Prozesses beruht, sowie
die Gewichtung der Kriterien ändern können.

Sowohl aus Sicht des EuGH als auch des deutschen
BVerfG darf es also beim Einsatz von KI in staatlichen Ver-
fahren zu keinem Verlust der staatlichen Kontrolle kom-
men.

IV. BASISMODELLE WIE CHATGPT IM
GEPLANTEN EU „AI-ACT“

Der Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Ver-
ordnung zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für
Künstliche Intelligenz („AI Act“) vom 21. 4. 2021 soll ein
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großer Wurf werden. Die Kommission versteht ihn als eine
Reaktion auf die Forderung des Europäischen Parlaments
und des Europäischen Rats nach legislativen Maßnahmen
zur Gewährleistung eines reibungslos funktionierenden
Binnenmarkts für KI-Systeme. Ja, mehr noch: Der AI Act
soll bei der Entwicklung einer sicheren, vertrauenswürdigen
und ethisch vertretbaren Künstlichen Intelligenz weltweit
eine Führungsrolle einnehmen.

Wie hochgestochen dieses Ziel ist, zeigt freilich bereits
das weitere Gesetzgebungsverfahren. So wurde nach der
weltweiten Verbreitung von ChatGPT Ende des Jahres
2022 rasch klar, dass der Vorschlag der Kommission schon
dieser Entwicklung nicht gerecht wird und damit lange vor
seiner Gesetzwerdung bereits überholt erscheint.

Der adaptierte (und bei Drucklegung dieses Beitrags im
Rahmen des Trilogs schon wieder heftig umstrittene) Vor-
schlag des Europäischen Parlaments vom 14. 6. 2023 adres-
siert daher gezielt generative KI, indem er sogenannte „Basis-
modelle“ („Foundation Models“) in die Regulierung einbe-
zieht. Gemeint sind damit KI-Systemmodelle, die auf einer
breitenDatenbasis trainiert wurden, auf eine allgemeine Aus-
gabe ausgelegt sind und an eine breite Palette unterschiedli-
cher Aufgaben angepasst werden können, wie das eben auch
bei ChatGPT oder Bard der Fall ist. Die Regeln für die Basis-
modelle gelten unabhängig von der sonst in der geplanten
Verordnung vorgesehenen Risikoeinstufung von Systemen.

Anbieter solcher Basismodelle sollen bereits vor deren
Bereitstellung am Markt oder Inbetriebnahme umfassende
Pflichten treffen. Erfasst ist ein Basismodell unabhängig da-
von, ob es als eigenständiges Modell oder eingebettet in ein
KI-System oder ein Produkt oder unter freien und Open-
Source-Lizenzen als Dienstleistung sowie über andere Ver-
triebskanäle bereitgestellt wird. Die geplante Regelung für
Basismodelle erfasst damit IT-Riesen ebenso wie jedes
KMU oder Start-up, das deren Technologie in spezifischen
Anwendungen Kunden bereitstellt. Ob diese Gleichbehand-
lung wirklich ein Beitrag zum Funktionieren des Binnen-
markts leistet, wird bereits zu Recht intensiv diskutiert.

Bei Basismodellen muss erkennbar sein, dass der Inhalt
durch KI generiert wurde. Ihre Anbieter müssen durch ge-
eignete Planung, Erprobung und Analyse Risiken für Ge-
sundheit, Sicherheit, Grundrechte, Umwelt sowie Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit vor und während der Ent-
wicklung identifizieren, verringern und abschwächen. All
das gilt aber nur für „vernünftigerweise vorhersehbare“ Ris-
ken. Anbieter sind auch verpflichtet, urheberrechtlich ge-
schützte Daten, die für das Training des Basismodells ver-
wendet wurden, in einer Zusammenfassung zu veröffentli-
chen.

Auch die weiteren vom Parlament im vorgeschlagenen
Art 28b AI Act vorgesehenen Pflichten sind in ihrer Stoß-
richtung nachvollziehbar, etwa die qualitativen Anforde-

rungen an die Trainingsdaten, um Verzerrungen („biases“)
zu vermeiden. Bei der Erfüllung dieser Anforderungen ist
nun aber der „allgemein anerkannte Stand der Technik“ zu
berücksichtigen. Damit wird das eigentliche Problem der
Regulierung offenkundig.

Die geplante Verordnung regelt mit den Basismodellen
eine Technologie, die von den IT-Giganten im Silicon Val-
ley beherrscht und weitergetrieben wird. Sie geben den
Stand der Technik vor, an den die EU-Gesetzgebung nur
hilflos anknüpfen kann. Und noch viel gravierender. Die
technischen Dokumentationen zu den hochgezüchteten
Sprachmodellen hinter den Chatbots werden mit jeder Ver-
sion immer spärlicher. Letztlich versucht also die Union ei-
ne Technologie regulatorisch in den Griff zu bekommen,
die für sie (jedenfalls vor Inkrafttreten der geplanten Offen-
legungspflichten) weitgehend eine Blackbox ist.

In Wahrheit ist die Lage aber noch prekärer. Selbst die
Technologen hinter den bereits so einflussreichen Chat-
bots räumen freimütig ein, dass nicht einmal sie die Funk-
tionsweise der von ihnen konzipierten Sprachmodelle hin-
reichend verstehen. Das hat auch Sébastien Bubeck, KI-
Chefingenieur bei Microsoft, in dem weltweit vielbeachte-
ten wissenschaftlichen Artikel „Sparks of Artificial General
Intelligence“ (gemeinsam mit anderen Autoren) zugestan-
den: „Insgesamt ist die Aufklärung der Natur und der Me-
chanismen von KI-Systemen wie GPT-4 eine gewaltige He-
rausforderung, die plötzlich wichtig und dringend geworden
ist.“

Aus all dem ist ein zentraler Schluss zu ziehen: Europa
wird die angestrebte digitale Souveränität nur erreichen,
wenn es selbst in der Lage ist, große Basismodelle wie
ChatGPT zu entwickeln, zu erforschen und zu durchdrin-
gen. Allein schon dafür braucht es eine europäische KI-For-
schungsinstitution mit einer Rechnerinfrastruktur in den
Maßstäben von Google, Amazon oder Microsoft. Die Ein-
richtung einer solchen Institution sollte in Gestalt einer
Selbstverpflichtung als Art 1 dem AI Act vorangestellt wer-
den. Nur dann kann dieser die in ihn gesetzten gigantischen
Erwartungen zumindest ansatzweise erfüllen.

POSTSKRIPTUM:
Am 9. 12. 2023 verkündeten Komission, Rat und Parla-

ment eine „vorläufige Einigung“ über den geplanten AI Act.
Was darüber bisher kommuniziert wurde, ist – von EU-PR
abgesehen – wenig aufschlussreich. Daher nur soviel: Es ist
trotz großen Widerstands von Frankreich und Deutschland
zwar weiterhin eine Regelung der Basismodelle vorgesehen.
Sie soll aber – gegenüber dem Vorschlag des Parlaments –
verwässert worden sein. Nur für Basismodelle mit einem
„high impact“ (so wohl ChatGPT) sollen strengere Regeln
gelten. Der zuständige Kommissar hat den vorläufigen Kon-
sens jedenfalls als „historisch“ bezeichnet. Man darf ge-
spannt sein.
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Ist unser Beruf noch attraktiv und zukunftsfit? (1)
Redebeitrag zum Workshop am 22. 9. 2023 des Anwaltstages 2023 der Österreichischen Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte

Der Beitrag befasst sich mit den Ergebnissen der vom ÖRAK in Auftrag gegebenen Studie zur „Attraktivität des
Rechtsanwaltsberufs“ und gibt in zusammengefasster Form die Diskussionspunkte des Workshops „Ist unser Beruf
noch attraktiv und zukunftsfit?“ im Rahmen des Anwaltstages 2023 aus Sicht der beiden Autorinnen wieder.

I. MARKTFORSCHUNGSSTUDIE ZUR
ATTRAKTIVITÄT DES
RECHTSANWALTSBERUFES

Der ÖRAK hat im Frühjahr 2023 eine Studie zur Attrakti-
vität des Rechtsanwaltsberufs in Auftrag gegeben, an der
sich insgesamt 1.272 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
und Rechtsanwaltsanwärterinnen und Rechtsanwaltsanwär-
ter beteiligten. Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass die
Motive für die Ergreifung des Rechtsanwaltsberufs nach
wie vor das persönliche Interesse, die Möglichkeit, in ver-
schiedenen Bereichen tätig zu sein, sowie die guten Ver-
dienstmöglichkeiten sind. Als wesentliche Herausforderun-
gen des Berufs wurden Stress, hohe Arbeitsbelastung und
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie identifiziert.

Deutlich mehr als die Hälfte der teilnehmenden
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte hält die Dauer der
Ausbildung zur Rechtsanwältin und zum Rechtsanwalt für
genau richtig, allerdings gab immerhin ein gutes Viertel
der teilnehmenden Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
an, bewusst keine Rechtsanwaltsanwärterinnen und
Rechtsanwaltsanwärter mehr auszubilden. Überraschen-
derweise zeigte die Studie auch, dass immerhin 57,7%
der derzeitigen Rechtsanwaltsanwärterinnen und Rechts-
anwaltsanwärter noch nicht sicher sind, ob sie den Beruf
des Rechtsanwalts/der Rechtsanwältin überhaupt ergreifen
wollen.

Immerhin 40,2% der Rechtsanwaltsanwärterinnen und
Rechtsanwaltsanwärter nannten die mangelnde Vereinbar-
keit des Anwaltsberufs mit der Familie als Grund für ihre
Entscheidung gegen den Anwaltsberuf. Insgesamt 76,5% al-
ler Befragten gaben an, dass die mangelnde Durchlässigkeit
der Sozialversicherungssysteme für sie ein Faktor ist, der sie
dazu veranlasst, sich gegen den Anwaltsberuf bzw die An-
waltsausbildung zu entscheiden.

II. DER ANWALTSBERUF – EIN TRAUMBERUF
IM WANDEL DER ZEIT

1. Anforderungen an den Anwaltsberuf
von morgen

Die Ergebnisse der Studie machen deutlich, dass der An-
waltsberuf vor neuen Herausforderungen steht und insbe-
sondere die jüngeren Generationen offenbar andere Priori-

täten setzen als in der Vergangenheit. Eine hohe Flexibilität
steht an erster Stelle und Remote-Arbeit ist in vielen Kanz-
leien bereits zur Normalität geworden.

Auch der Einsatz von Legal Tech und KI-Tools gewinnt
im juristischen Alltag zunehmend an Bedeutung, zumal die-
se die Arbeitsabläufe noch effizienter gestalten. Ein weiterer
Aspekt, der an Stellenwert gewinnt, ist die Bedeutung einer
sinnstiftenden Tätigkeit. Hier befinden wir uns offensicht-
lich in einer Übergangsphase.

Die bisher stark kapitalistisch geprägten Vorstellungen
von Erfolg und Karriere, zu denen auch die Höhe des Ein-
kommens und frühere Statussymbole gehören, verlieren an
Bedeutung. Stattdessen rückenWerte wie Work-Life-Balan-
ce, Flexibilität, persönliche Freiheit und Sinnhaftigkeit der
Arbeit in den Vordergrund. Status und Erfolg scheinen sich
zunehmend aus Aspekten wie Vereinbarkeit von Beruf und
Familie, Flexibilität und Sinnhaftigkeit der beruflichen Tä-
tigkeit abzuleiten.

2. Herausforderungen und Chancen

Die Ergebnisse der Studie zeigen auch, dass viele die Tätig-
keit in der Rechtsanwaltschaft zu Ausbildungszwecken nut-
zen und danach gezielt in andere Berufe wie die Justiz, in
andere Bereiche des Bundesdienstes oder etwa in die Privat-
wirtschaft abwandern. Als Gründe für diese Entwicklung
werden die nach wie vor kaum realisierbaren Möglichkeiten
einer erfolgreichen Teilzeitarbeit bzw einer erfolgreichen
Berufsausübung ohne regelmäßige Überstunden ausge-
macht.

Auch wollen sich Rechtsanwaltsanwärterinnen und
Rechtsanwaltsanwärter nicht mehr zur Gänze dem Job un-
terordnen und überbordende Überstunden leisten. Hier hat
sich der Anwaltsberuf ein Image geschaffen, das für viele
Menschen der nachkommenden Generationen nicht mehr
attraktiv erscheint. So ist die Ausbildung zum Rechtsan-
walt/zur Rechtsanwältin für viele immer noch mit der Vor-
stellung verbunden, 60 Stunden und mehr in der Woche zu
arbeiten und teilweise auch am Wochenende im Büro sein
zu müssen. Dies hat zur Folge, dass sich viele Absolventin-
nen und Absolventen der Universitäten gar nicht erst für
den Beruf interessieren oder sich von vornherein auf ein
kurzes „Intermezzo“ von wenigen Jahren einstellen, um sich
nach erfolgreich absolvierter Rechtsanwaltsprüfung wieder
aus dem Stand zu verabschieden.
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Die Gründe dafür, dass bereits in der Ausbildung schein-
bar oft mehr als 40 Wochenstunden geleistet werden müs-
sen, sind vielfältig. Aus Sicht der Rechtsanwaltsanwärterin-
nen und Rechtsanwaltsanwärter macht es jedoch wenig
Sinn, sich regelmäßig derart zu verausgaben, zumal sie als
Angestellte mit All-In-Gehalt – anders als Selbständige –

nicht unmittelbar von den erbrachten Leistungsspitzen pro-
fitieren können. Außerdem scheinen viele der nachwach-
senden Generation nicht mehr bereit zu sein, die psychi-
schen Belastungen, welche mit solchen Leistungsspitzen
einhergehen können, als zu ertragende Begleiterscheinung
ihrer Ausbildung in Kauf nehmen zu wollen. Dies gilt so-
wohl für die Ausbildungszeit als auch für die Zeit danach als
selbstständige Unternehmerin/selbstständiger Unterneh-
mer. Es wäre daher wichtig, auch alternative Ausgestaltun-
gen der Tätigkeit von Rechtsanwaltsanwärterinnen und
Rechtsanwaltsanwärter und Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten aufzuzeigen, die ebenso erfolgreich und er-
füllend sein können, auch wenn sie unterschiedliche Vor-
und Nachteile mit sich bringen können. Das Festhalten
und Pflegen des bisherigen Ausbildungs- und Berufsbilds,
das oft auch die Realität und die Erwartungen der Kanzleien
widerspiegelt, erscheint aufgrund seiner Eindimensionalität
nicht mehr zeitgemäß und wirkt sich wohl mittel- und lang-
fristig kontraproduktiv auf den Berufsstand aus.

Generell scheinen die Vorstellungen und Werte von
Ausbildenden und Auszubildenden derzeit generationsbe-
dingt weit auseinander zu liegen. Hier sollte versucht wer-
den, aufeinander zuzugehen und in einen gemeinsamen
Diskurs zu treten, um einen Kompromiss zu finden. Dabei
sollten auch die individuellen Anforderungen berücksich-
tigt werden, um möglichst vielen unterschiedlichen Bedürf-
nissen gerecht zu werden. Geschieht dies nicht, ist zu be-
fürchten, dass der Anwaltsberuf, trotz der nicht von der
Hand zu weisenden Vorteile, nicht mehr genügend Nach-
wuchs generieren kann. Dies mag zwar auf den ersten Blick
auch reizvoll erscheinen, weil dadurch weniger Konkurrenz
auf den Markt drängt, ist aber im Hinblick auf die Zukunft
des Berufsstands zu kurz gedacht.

Die mangelnde Durchlässigkeit der Sozialversiche-
rungssysteme und schwer realisierbare Modelle einer er-

folgreichen Teilzeitarbeit führen zudem häufig dazu, dass
insbesondere Frauen nach einer betreuungsbedingten
Auszeit den Schritt aus dem anwaltlichen Berufsstand zu-
rück in die Privatwirtschaft machen. Übrig bleiben die
Mutigen, welche die Chancen der Selbständigkeit für sich
nutzen und trotz der Unsicherheiten, die das Unterneh-
mertum mit sich bringt, bereit sind, gerade in diesem Be-
reich aktiv zu werden. Es gibt sicherlich Schrauben, an
denen wir gemeinsam drehen können, um die Bedingun-
gen im Anwaltsberuf in Zukunft flexibler und genderge-
rechter zu gestalten.

Unbestritten bleiben dabei nach wie vor die vielen Vor-
teile der anwaltlichen Tätigkeit. Unzählige neue Regulierun-
gen, etwa im digitalen Bereich, führen zu neuem Beratungs-
bedarf bei den Mandantinnen und Mandanten. Hier ist
durchaus gewährleistet, dass wir auch in Zukunft genug
zu tun haben werden. Natürlich darf man dabei nicht davor
zurückschrecken, sich mit Legal Tech und KI-Tools ver-
traut zu machen, die Recherchen oder administrative Pro-
zesse deutlich beschleunigen können.

Durch Remote-Arbeit können viele Rechtsbereiche in
der Anwaltstätigkeit weitgehend ortsunabhängig ausgeübt
werden – dies bietet enorme Flexibilität. Im Anwaltsberuf
werden wir auch in Zukunft jeden Tag mit neuen Proble-
men konfrontiert werden und diese Abwechslung ist span-
nend, schafft Sinn, erfordert ständiges Lernen undWachsen
und führt zu einer hohen Qualifikation der Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte.

Der Anwaltsberuf wird auch in Zukunft nicht für jeden
etwas sein, und das ist, wagen wir zu behaupten, auch gut
so. Zukunftsfähig und attraktiv ist der Anwaltsberuf alle-
mal, wenn wir gemeinsam eine positive Entwicklung vo-
rantreiben, uns Neuem nicht verschließen und ein gewis-
ses Umdenken in Gang setzen. Die Rahmenbedingungen
dafür können wir nur gemeinsam entsprechend gestalten.
Die Grundwerte, unsere Mandantschaft mit Eifer, Treue
und Gewissenhaftigkeit zu vertreten, bleiben dabei stets
erhalten. Eine Kombination aus Leidenschaft, Ausdauer
und Entschlossenheit wird auch in Zukunft notwendig
sein, um den Anwaltsberuf erfolgreich ausüben zu kön-
nen.
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Ist unser Beruf noch attraktiv und zukunftsfit? (2)
I. EINLEITUNG

In Zeiten eines spürbaren demografischen Wandels im Be-
rufsstand der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in Ös-
terreich rückt die Frage nach der Attraktivität und Zu-
kunftsfähigkeit des Anwaltsberufs verstärkt in den Fokus.
Zu Beginn der 2000er-Jahre entsprach die Zahl der Kolle-
ginnen und Kollegen im Altersspektrum zwischen 30–40
noch in etwa der zwischen 40–70 Jahren. Heute hingegen
übersteigt die Anzahl der Anwälte im höheren Altersseg-
ment diejenige in der 30–40-Jahre-Gruppe etwa um das
Dreifache. Eine vom ÖRAK beauftragte, breit angelegte Be-
fragung der Kammermitglieder aus dem Jahre 2023 gibt
nicht nur Aufschluss über die Ursachen der aktuellen Situa-
tion, sondern bietet auch Ansätze, um dem demografischen
Wandel und den damit einhergehenden Herausforderun-
gen mit Blick in die Zukunft zu begegnen.

II. ATTRAKTIVITÄT UND ZUKUNFTSFÄHIGKEIT
DES BERUFS DES RECHTSANWALTS UND
DER RECHTSANWÄLTIN

Mittels der vom ÖRAK beauftragten Befragung wurden un-
ter anderem die Motive für und gegen die Berufswahl so-
wohl bei Anwärtern als auch bei eingetragenen Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälten sowie die im Berufsalltag
empfundenen Herausforderungen erhoben. Dabei hat sich
gezeigt, dass der Großteil den Beruf aus persönlichem Inte-
resse sowie wegen der Möglichkeit, in verschiedenen Berei-
chen tätig zu werden, ausübt. Die allgemein verbreitete An-
nahme, die Hauptbeweggründe seien Ansehen in der Ge-
sellschaft und gute Verdienstmöglichkeiten, deckt sich nicht
mehr mit der Realität. Von Letzterem als Anreiz für die Be-
rufswahl kann kaum noch die Rede sein, wobei diese Trend-
wende auf verschiedene Faktoren zurückzuführen ist.

Das Ausmaß an zu leistendenÜberstunden stellt insbeson-
dere für Anwärterinnen und Anwärter eine finanzielle He-
rausforderung dar. Anders als ihre bereits in die Liste der
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte eingetragenen Kolle-
ginnen und Kollegen profitieren viele Rechtsanwalts-
anwärterinnen und Rechtsanwaltsanwärter aufgrund der weit
verbreiteten All-in-Verträge finanziell nicht von ihren geleis-
teten Überstunden. Dem ist selbstverständlich die Tatsache
entgegenzuhalten, dass sich Anwärterinnen und Anwärter
noch in einem Ausbildungsverhältnis befinden und – sofern
nicht ständig dieselben Akte bearbeitet werden – in dieser
Karrierephase wertvolle Erfahrungen sammeln, die auch einer
zukünftigen Selbstständigkeit zuträglich sind. Da aktuell we-
niger als 40% der Rechtsanwaltsanwärter und Rechtsanwalt-
sanwärterinnen angeben, den Beruf zukünftig definitiv ergrei-
fen zu wollen, ist dieser vermeintliche „Benefit“ allerdings für
immer weniger Anwärterinnen und Anwärter von Bedeu-

tung. Dies zeigt sich auch anhand steigender Zahlen all jener,
die nach abgelegter Prüfung in den öffentlichen Dienst, insbe-
sondere zur Justiz, sowie zu Unternehmen wechseln.

Fällt dennoch die Entscheidung in Richtung Rechtsanwäl-
tin oder Rechtsanwalt, sieht sich der Berufsnachwuchs ebenso
wachsenden finanziellen Herausforderungen gegenüber.
Während das Berufsbild in den vergangenen Jahrzehnten
noch von einer soliden Ertragslage und einer sorgenfreien Zu-
kunfts- bzw Pensionsplanung geprägt war, zeichnet sich auch
in dieser Beziehung eine Trendwende ab. Umfragen zufolge
beschäftigen sich 70% der Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte aktiv mit der Planung ihrer Altersvorsorge, was auf ei-
nen Verlust der bisher vorherrschenden Zuversicht hinweist.
Als treibende Faktoren sind steigende Pensionsbeiträge, bei
einer überschaubaren zu erwartenden Pension, und erhöhte
Kosten für den Kanzleibetrieb auszumachen, was häufig zu
Zweifeln führt, ob eine Eintragung in die Anwaltschaft finan-
ziell überhaupt tragbar ist, und sich in einer auffallend hohen
Drop-out-Rate innerhalb des Nachwuchses äußert.

Neben unattraktiven Verdienstmöglichkeiten geht aus
der Befragung des ÖRAK das Thema Vereinbarkeit mit einer
Familie als ebenso ausschlaggebendes Entscheidungskrite-
rium gegen den Beruf hervor. Weiters fühlen sich viele
Rechtsanwaltsanwärterinnen und Rechtsanwaltsanwärter
von der fehlenden Durchlässigkeit des Pensionssystems ab-
geschreckt. Sollte man den Berufsstand im Laufe der Karriere
verlassen wollen, würden die gearbeiteten Zeiten im staatli-
chen System nicht angerechnet. Vor dem Hintergrund mitt-
lerweile schlechterer Verdienstaussichten als Rechtsanwältin
oder Rechtsanwalt kommt der genannten Durchlässigkeit
des Pensionssystems für den Berufsnachwuchs eine größere
Bedeutung zu als in vergangenen Jahrzehnten.

Um den Berufsstand der Rechtsanwältin und des Rechts-
anwalts für den Nachwuchs attraktiver zu gestalten und
ebendiesen im Beruf zu halten, ist es unerlässlich, einerseits
sein Image und andererseits die Aussichten auf angemesse-
ne Verdienstaussichten bzw Pensionsauszahlungen zu ver-
bessern. Lösungsansätze können dabei von aktiver Image-
Arbeit, über verbesserte Rahmenbedingungen für den be-
ruflichen Einstieg bis hin zur Überarbeitung des Pensions-
systems reichen und Überlegungen in Richtung einer
Durchlässigkeit mit dem staatlichen Pensionssystem oder
gar einer Änderung hin zu einkommensabhängigen Pen-
sionsbeiträgen und Kammerumlagen umfassen. Jedenfalls
Maßnahmen, die den Berufsnachwuchs voller Zuversicht
in die Zukunft blicken lassen und es ermöglichen, sich ein
solides berufliches Standbein aufzubauen.

III. AUSBLICK UND SCHLUSSFOLGERUNG

Die Landschaft der Rechtsanwaltschaft hat sich im Laufe
der letzten Jahrzehnte grundlegend gewandelt. Mit einer
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Veränderung der demografischen Zusammensetzung und
des beruflichen Images stehen wir nun vor neuen Heraus-
forderungen, die allerdings durch eingehende Studien und
solide Daten eine gezielte Bewältigung versprechen. Diese
Umbruchsphase erfordert von uns einen starken Gemein-
schaftssinn und den Willen zur Zusammenarbeit.

Wir stehen an einem Wendepunkt, an dem das Ansehen
unseres Berufsstands, ein zukunftsorientiertes Pensionssys-
tem und eine praxisnahe Vorbereitung der jungen Genera-
tion auf eine selbstständige Tätigkeit als zentrale Hebel die-

nen. Durch gemeinsame Anstrengungen und innovative
Ansätze können wir sicherstellen, dass der Beruf der
Rechtsanwältin und des Rechtsanwalts nicht nur seine At-
traktivität behält, sondern auch für kommende Generatio-
nen als erstrebenswerte Laufbahn gilt.

Mit der Bereitschaft zur Anpassung und Erneuerung, ge-
paart mit unserem festen Engagement für Exzellenz und ethi-
sche Praxis, blicken wir zuversichtlich in die Zukunft. Es liegt
in unserer Hand, den Berufsstand nicht nur zu erhalten, son-
dern ihn für eine vielversprechende Zukunft zu rüsten.

KI-Herausforderungen für die Digitalisierung
der Justiz – Stand und Ausblick
I. (KI-) HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE
DIGITALISIERUNG DER JUSTIZ – STAND UND
AUSBLICK

Die Digitalisierung der Justiz ist in Österreich zwar noch
nicht ganz abgeschlossen, aber es kann mittlerweile davon
ausgegangen werden, dass diese in dem gemeinsamen Vor-
gehen mit Vertreterinnen und Vertretern aus der Praxis bis
2025 wohl erfolgreich über die Ziellinie getragen werden
kann. Damit ist es an der Zeit, den Blick ein Stück weiter
in die Zukunft zu richten und auf die Herausforderungen
im Zusammenhang mit Künstlicher Intelligenz einzugehen.

Der Einsatz von Informationstechnologie (IT) verändert
unter dem Titel Rechtsinformatik die Abläufe in der öster-
reichischen Justiz mittlerweile seit über 40 Jahren. Im
Gleichschritt mit der Entwicklung der gesamten Legal-
Tech-Branche wurde damit die Evolution der Justiz 1.0
von einigen wenigen klassischen Datenverarbeitungspro-
grammen zur Unterstützung einzelner Support-Funktionen
hin zur Justiz 2.0 mit der Automatisierung von Geschäfts-
prozessen und der Erstellung und Vorbefüllung von Doku-
menten aus strukturierten Daten vollzogen. Mit der strate-
gischen Initiative Justiz 3.0 arbeitet das Bundesministerium
für Justiz (BMJ) unter enger Einbeziehung der Praktikerin-
nen und Praktiker nun seit 2013 an vollständig digitalen
Arbeitsabläufen sowie den dafür notwendigen IT-Arbeits-
plätzen mit besonders hoch ausgeprägter User-Experience
und modernen Unterstützungsfunktionen, welche mit Hilfe
von maschinellem Lernen erstellt werden.

II. SYSTEMATISCHE DIGITALISIERUNG DER
JUSTIZ IN VIER HANDLUNGSFELDERN

Eine moderne Justiz ist digital. Die dafür erforderlichen
Transformationsschritte werden in vier Handlungsfeldern
verfolgt. Während die Digitalisierung nach innen mit der

strategischen Initiative Justiz 3.0 umgesetzt wird, worauf
im weiteren Verlauf noch im Detail eingegangen wird, sollen
die Vorteile der Digitalisierung im Wege von JustizOnline
bzw dem Elektronischen Rechtsverkehr (ERV) auch „nach
außen“ weitergegeben werden. Mit JustizOnline wurde da-
her eine zentrale Plattform für digitale Services der Gerichte
und Staatsanwaltschaften geschaffen, welche in einer ersten
Ausbaustufe die Möglichkeit der vereinfachten Einbringung
von elektronischen Eingaben, die elektronische Aktenein-
sicht in eigene Verfahren sowie eine Verfahrensstandabfrage
umfasst. In weiteren Umsetzungsphasen wurde JustizOnline
um die Abfragemöglichkeit von Firmen- und Grundbuch,
die Sachverständigen- und Dolmetscherliste gem SDG sowie
rollenspezifische Funktionen für Sachverständige und Dol-
metscherinnen und Dolmetscher erweitert. Während Zustel-
lungen über das elektronische Zustellsystem des Bundes
(Mein Postkorb) abgerufen werden können, wird derzeit
auf JustizOnline sowie im ERV an der Einbindung der Justiz-
box gearbeitet. Die Justizbox wird im Bundesrechenzentrum
als sicherer „Cloudspeicher“ betrieben und ermöglicht die
Übergabe großer Datei- und Datenmengen. In Justizverfah-
ren wird dadurch die Einbringung von PDF/A-Dokumenten
sowie anderer Dateiformate ohne technische Größenbe-
schränkungen (Medien-, Archivdateien) ermöglicht. Wäh-
rend die Digitalisierung im Strafvollzug, welche mit dem
elektronischen Vollzugsmanagement eine vollständige Neu-
gestaltung der vollzugsinternen Verwaltungsabläufe zum
Ziel hat, ein weiteres fachliches Handlungsfeld darstellt, wid-
met sich das letzte Handlungsfeld dem Einsatz von Künst-
licher Intelligenz zur Unterstützung justizieller Verfahren.

III. JUSTIZ 3.0 UND DER WEG ZUR DIGITALEN
VERFAHRENSFÜHRUNG

Bevor auf den Einsatz von Künstlicher Intelligenz in der
Justiz eingegangen wird, gilt es jedoch, noch einen näheren
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Blick auf die Digitalisierungsinitiative Justiz 3.0 zu werfen.
Im Jahr 2013 wurde die strategische Initiative Justiz 3.0 ins
Leben gerufen, die kurz gefasst die umfassende Optimie-
rung der vorhandenen IT-Unterstützung des Justizbetriebs
anstrebt. Zentrales Element ist das Bekenntnis zum voll-
ständig digital geführten Akt. Mit Stand Herbst 2023 wer-
den neu anfallende Verfahren in Zivil- und Strafsachen in
allen Gerichten und Staatsanwaltschaften mit Justiz 3.0 di-
gital geführt. Während die vollständige Digitalisierung der
Justizverwaltungsverfahren ebenso weit vorangeschritten
ist, befindet sich mit dem Exekutionsverfahren die nächste
Verfahrenssparte bereits in der Pilotierungsphase. Insge-
samt arbeiten nun bereits über 4.500 Anwenderinnen und
Anwender mit den neuen digitalen Systemen, zu welchen
wir auch mit Stolz sagen können, dass uns sehr viele andere
Länder darum beneiden. Bislang wurden damit außerdem
weit mehr als 1,4 Mio Akten ausschließlich digital geführt
und mehr als 420.000 Verhandlungen in speziell ausgerüs-
teten Verhandlungssälen in digital geführten Verfahren ab-
gehalten. Justiz 3.0 sowie die damit verbundene digitale Ar-
beitsweise mit vollständig digital geführten Akten stellt so-
mit das Fundament für den Einsatz von Künstlicher Intelli-
genz dar – denn Daten sind das Öl der Künstlichen
Intelligenz.

IV. STATUS QUO ZU KÜNSTLICHER
INTELLIGENZ IN DER JUSTIZ

Künstliche Intelligenz nimmt sowohl in der Wirtschaft als
auch in Justiz-Systemen eine immer zentralere Rolle ein.
Die Europäische Kommission für die Effizienz der Justiz
(CEPEJ) hat daher im Rahmen ihrer Arbeitsgruppe „Cyber-
justice and AI“ eine Übersicht zu Einsatzgebieten von KI in
den europäischen Justiz-Systemen erstellt und hält diese
auch laufend aktuell.1 Die Anwendungsfälle in den EU-Mit-
gliedsstaaten unterscheiden sich dabei auch nicht von jenen,
welche bereits in der österreichischen Justiz mit KI-Techno-
logien umgesetzt wurden. Diese haben alle gemeinsam, dass
die Nutzung der KI-Technologie auf Support-Funktionen
abzielt und keine gerichtlichen bzw behördlichen Entschei-
dungen ersetzt oder in nicht nachvollziehbarem Maße be-
einflusst. In folgenden Bereichen wurden KI-Technologien
in den letzten zehn Jahren erfolgreich zum Einsatz gebracht:
• Optimierung des Posteingangs: KI ermöglicht die auto-
matische Analyse, Klassifikation und Metadatenextrak-
tion von Dokumenten, unabhängig von ihrer Form. In-
telligente Routingregeln gewährleisten in weiterer Folge,
dass Dokumente automatisch den richtigen Empfängern
zugeordnet werden, was zu Zeitersparnis und Fehlermini-
mierung führt. Darüber hinaus bietet KI Bezeichnungs-
vorschläge für Dokumente, um die Verwaltung und den
Zugriff zu vereinfachen.

• Digitale Unterstützung in digitalen Akten: Intelligente
Funktionen wie die automatische Strukturerkennung bei
gescannten Papierakten, erleichtern die nachträgliche Di-

gitalisierung von Papierakten. Ebenso werden intelligente
Sichten im Akt generiert und Literaturverweise in sämt-
lichen Dokumenten des Akts erkannt und mit relevanten
Stellen in Rechtsdatenbanken verknüpft.

• Analyse und Aufbereitung von Ermittlungsdaten: Ein KI-
basiertes System ermöglicht die effiziente Analyse, Klas-
sifizierung und Extraktion von Metadaten aus verschiede-
nen Dokumentarten. Darüber hinaus können Beziehun-
gen und Kommunikationsabläufe in Daten bzw verbun-
denen Personen herausgearbeitet und visualisiert werden.

• Anonymisierung von Gerichtsentscheidungen: Mit Hilfe
von Natural Language Processing (einer speziellen Form
von KI) werden sensible Informationen wie Namen, Ad-
ressen und Parteienrollen erkannt und anschließend an-
hand der geltenden Anonymisierungsregeln bearbeitet.
Open-Source-KI-Bibliotheken können automatisch sol-
che Daten identifizieren und Anonymisierungsvorschläge
erstellen. Dies hilft, den Personalaufwand für die Anony-
misierung zu senken, und ermöglicht damit eine verstärk-
te Veröffentlichung gerichtlicher Entscheidungen.

• Chatbot für Bürgerservice-Anfragen: Auch der auf Justiz-
Online angebotene Chatbot bedient sich Technologien
aus dem KI-Bereich. Dabei kommen Natural-Language-
Understanding-(NLU)-Technologien zum Einsatz, wel-
che es ermöglichen, die „Absicht“ (engl Intent) von An-
fragen zu erkennen sowie darauf basierend vorbereitete
Antworten zu liefern. Der Chatbot hilft damit bei Fragen
zur Navigation sowie einfachen Begriffen und bietet so-
mit eine zusätzliche Interaktionsmöglichkeit für Nutz-
erinnen und Nutzer der Plattform.

• Spracherkennung: Nachdem Spracherkennung in der
Justiz bereits seit über 20 Jahren erfolgreich verwendet
wird, gerät oft in Vergessenheit, dass auch diesbezügliche
Systeme auf maschinelles Lernen zurückgreifen, um
durch Sprachprofile die Erkennung für die einzelnen
Nutzerinnen und Nutzer zu optimieren.

V. KRITERIEN FÜR EINE
VERTRAUENSWÜRDIGE KI

Die Entwicklung von KI-Systemen erfolgt mit höchster
Sorgfalt, wobei je Anwendungsfall ein Selbst-Assessment
anhand der Liste für vertrauenswürdige KI der High Level
Expert Group on AI (AI HLEG)2 durchgeführt wird.

Eine solches Assessment für zuverlässige Künstliche In-
telligenz ist ein wesentliches Instrument, um sicherzustel-
len, dass KI-Systeme ethisch, fair und vertrauenswürdig ein-
gesetzt werden. Die Checkliste dient dazu, im Einklang mit
Prinzipien und Richtlinien vorzugehen sowie sicherzustel-
len, dass KI-Anwendungen die Werte der Gesellschaft re-

1 https://public.tableau.com/app/profile/cepej/viz/ResourceCentreCyber
justiceandAI/AITOOLSINITIATIVESREPORT?publish=yes (zuletzt abge-
fragt am 13. 12. 2023).
2 https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/ethics-guidelines-
trustworthy-ai (zuletzt abgefragt am 13. 12. 2023).
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spektieren und den Menschen dienen. Zu den dabei abgef-
ragten Schlüsselaspekten gehören:
• Menschliche Handlungsfähigkeit und Aufsicht: Die KI
muss im gewählten Anwendungsfall einen klar definier-
ten Zweck einer Support-Aufgabe erfüllen und der Nut-
zerin und dem Nutzer die Entscheidung zur Verwertung
der Ergebnisse überlassen.

• Technische Robustheit und Sicherheit: KI-Systeme müs-
sen vor Angriffen und Manipulation, insbesondere durch
mangelhafte Daten, geschützt werden.

• Datenschutz und Datenverwaltung: Der Schutz perso-
nenbezogener Daten und die Wahrung der Privatsphäre
sind von höchster Bedeutung und daher explizit zu prü-
fen.

• Transparenz: Die KI muss transparent und nachvollzieh-
bar sein, sodass Nutzerinnen und Nutzer verstehen kön-
nen, wie sie Entscheidungen trifft. Idealerweise werden
Wahrscheinlichkeiten zu erzielten Ergebnisvorschlägen
explizit ausgewiesen.

• Vielfalt, Nichtdiskriminierung und Fairness: Die KI muss
Diskriminierung und Vorurteile vermeiden, um gleiche
Chancen und Gerechtigkeit zu gewährleisten.

• Gesamtheitliches bzw gesellschaftliches Wohlergehen:
Der für den KI-Einsatz gewählte Anwendungsfall muss
ethische Prinzipien respektieren und positive Nutzenef-
fekte erzielen.

• Rechenschaftspflicht: Es muss klar sein, wer für die KI
verantwortlich ist und wie auf Fehler und Missbrauch
reagiert wird.

Die Assessmentliste bietet eine klare Struktur und Hilfestel-
lung, um sicherzustellen, dass KI-Systeme keine unerwarte-
ten Seiteneffekte haben. Sie hilft die Vertrauenswürdigkeit
von KI-Anwendungen zu gewährleisten und das Potenzial
dieser Technologie positiv zu nutzen.

VI. UND DANN KAM CHATGPT BZW
MÄCHTIGE LARGE-LANGUAGE-MODELLE

Nach den oben dargelegten Prinzipien wurden in den letz-
ten Jahren Anwendungsfälle mit KI-Technologien umge-
setzt. Dann aber wurde am 30. 11. 2022 der breiten Öffent-
lichkeit ChatGPT vorgestellt, wobei dies auch massiven Ein-
fluss auf den Einsatz von KI in der Justiz hatte. Die Einfüh-
rung eines KI-Systems, das mutmaßlich verstehen und
kommunizieren kann, markierte einen Wendepunkt in
der Verbreitung von Künstlicher Intelligenz. Früher waren
KI und ihre Methoden nur IT-Profis in spezifischen Aufga-
benbereichen zugänglich. Nun steht eine Technologie zur
Verfügung, die plötzlich für jedermann relevant ist und
die auch jeder selbst für sich nutzen kann.

Berichte über Anwälte oder Entscheidungsorgane, die
Schriftsätze bzw Urteile von ChatGPT erstellen lassen, sind

hinreichend bekannt. Oder der „Do not pay“-Robot-An-
walt, bei dem Parteien durch intelligente Brillen situativ
„richtige“ Antworten mitgeteilt bekommen. Diese Beispiele
verdeutlichen, wie KI die Gesellschaft verändert und auch
unaufhaltsam in der Justiz Platz greift.

VII. AKTUELLE HERAUSFORDERUNGEN UND
AUSBLICK

Es sind daher neue Ansätze erforderlich, um den damit
verbundenen Risiken und Herausforderungen adäquat be-
gegnen zu können. In jedem Fall bleibt festzuhalten, dass
KI weiterhin ein großes Potenzial zur Unterstützung in
Support-Funktionen bietet, was insbesondere in der Ab-
wicklung von Massenverfahren noch lange nicht ausge-
schöpft ist. Dies ermöglicht eine effiziente Bewältigung
großer Datenmengen und die beschleunigte Abwicklung
von Prozessen. Die Erwartungshaltung an KI-Unterstüt-
zung hat sich in jüngster Zeit jedoch exponentiell gestei-
gert, da auch die Justiz-Anwenderinnen und -Anwender
im täglichen Leben immer öfter mit KI-Diensten interagie-
ren. Es ist daher zunehmend erforderlich, digitale Kompe-
tenzen zu entwickeln, um verantwortungsbewusst mit frei
nutzbaren KI-Diensten umgehen zu können. Die Entwick-
lung justizspezifischer Large-Language-Modelle wird eben-
falls an Bedeutung gewinnen, wohl wissend, dass mit die-
sen wieder neue Herausforderungen einhergehen, da gene-
rative KI-Modelle mitunter schwerer zu „kontrollieren“
sind und aufgrund ihrer wahrscheinlichkeitsbasierten
Funktionsweise auch zu unerwarteten Ergebnissen („Hal-
luzinieren“) führen können.

Darüber hinaus eröffnet diese generative KI aber auch
eine neue Dimension im Bereich der Cybersecurity und
Cyberkriminalität, für welche es neue Antworten benöti-
gen wird. Damit ist es mitunter auch technisch nicht sehr
versierten Personen möglich, sich von generativer KI
Schadsoftware erzeugen zu lassen bzw diese zur Anwen-
dung zu bringen. Ob die Justiz selbst zum Angriffsziel
wird oder Entscheidungsorgane im Rahmen von Verfah-
ren damit konfrontiert werden – es wird Lösungen bedür-
fen, die letztlich wiederum nur mit KI bewerkstelligt wer-
den können.

KI wird die Arbeit in der Justiz jedenfalls nachhaltig ver-
ändern. Unser Ziel muss sein, dass die Justiz auch zu dieser
Technologie einen selbstbewussten und offenen Zugang fin-
det. Denn KI wird man wiederum nur mit KI und adäquat-
emWissen dazu begegnen können. Bei all den bevorstehen-
den Entwicklungen sollte jedoch die Entscheidung über den
einzelnen Fall stets dem Menschen vorbehalten bleiben, um
ethische und rechtliche Fragen angemessen zu berücksich-
tigen und sicherzustellen, dass die Justiz weiterhin auf
menschlichem Urteilsvermögen basiert.

Martin Hackl KI-Herausforderungen für die Digitalisierung der Justiz – Stand und Ausblick
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Grundrechtliche und strafprozessrechtliche
Grenzen: Welche rote Linien zieht das Recht?*
In diesem Beitrag sollen die aktuell bestehenden rechtlichen
Grenzen für den Einsatz künstlicher Intelligenz in der Straf-
gerichtsbarkeit diskutiert werden. Dementsprechend wird
auf die – de lege ferenda ohne Zweifel wesentlichen und
wahrscheinlich im Grundsatz entscheidenden – philosophi-
schen, ethischen und gesellschaftspolitischen Aspekte nicht
eingegangen. Ebenso wenig werden aktuell in Verhandlung
befindliche künftige Regelungen1 erläutert. Vielmehr soll
der aktuelle Rechtsrahmen anhand von den folgenden drei
Grundsatzfragen ausgelotet werden:

Darf es einen KI-Strafrichter nach der Bundesverfassung
geben? Für Zwecke der nachfolgenden Überlegungen ist
unter „KI-Strafrichter“ ein System mit einer umfassenden
Befugnis zur Sachverhaltsermittlung, Beweiswürdigung,
rechtlichen Subsumtion und letztlich Entscheidung in der
Sache über die Anklage zu verstehen.

Gibt es andere wichtige Grenzen außerhalb der Strafpro-
zessordnung?

Welche Grenzen ergeben sich aus dem Grundrecht auf
ein faires Verfahren und aus wesentlichen Verfahrens-
grundsätzen?

Daran anschließend soll noch darauf eingegangen wer-
den, ob KI als bloßes Hilfsmittel für die Strafgerichtsbarkeit
de lege lata verwendet werden darf.

I. ERLAUBT DIE ÖSTERREICHISCHE
BUNDESVERFASSUNG EINEN KI-RICHTER IN
DER STRAFGERICHTSBARKEIT?

Art 82 ff B-VG regeln die ordentliche Gerichtsbarkeit, zu
der auch die Strafgerichtsbarkeit zählt. Die Aufgaben dieser
Gerichtsbarkeit werden durch Richter wahrgenommen. Der
Begriff des Richters per se mag noch technikneutral erschei-
nen und könnte auch KI-Strafrichter erfassen. Doch wird
durch die Regelung des Art 86 B-VG klargestellt, dass es
sich bei Richtern um Personen handeln muss. Denn nach
Art 86 Abs 1 B-VG hat der Bundespräsident oder aufgrund
seiner Ermächtigung der zuständige Bundesminister Rich-
ter gemäß dem Antrag der Bundesregierung zu ernennen.
Für die Ernennung ist nach Art 86 Abs 2 B-VG ein Beset-
zungsvorschlag vorzulegen, der Personen zu enthalten hat.
Nun könnte man freilich einwenden, dass auch eine juristi-
sche Person eine Person in diesem Sinne sein könnte. Zum
einen ergibt sich allerdings aus dem weiteren verfassungs-
rechtlichen Rahmen der ausschließliche Zuschnitt auf na-
türliche Personen. Beispielhaft sei nur Art 88 B-VG ge-
nannt, der sich etwa mit der Altersgrenze für Richter und
deren Übertritt in den Ruhestand beschäftigt. Zum anderen
haben Algorithmen derzeit ohnehin auch nicht die rechtli-
che Stellung einer juristischen Person.

Mag dieser Rahmen auch historisch gewachsen sein, so
bleibt für nicht-menschliche Strafrichter dennoch kein
Raum.2 Das gilt im Übrigen ebenso für die nicht richterli-
chen Bundesbediensteten des Art 87a B-VG und die Staats-
anwälte nach Art 90a B-VG. Manche mögen diese Konzep-
tion in Anbetracht des technischen Fortschritts für überholt
halten, doch ergibt sich aus dem Verfassungsrahmen de lege
lata die Unzulässigkeit des Einsatzes von KI-Richtern in der
Strafgerichtsbarkeit.

II. SPRECHEN WEITERE REGELUNGEN
AUSSERHALB DER
STRAFPROZESSORDNUNG GEGEN DEN KI-
RICHTER?

Das zugrunde gelegte Verständnis des KI-Strafrichters sei in
Erinnerung gerufen: Es ist ein richtergleicher Algorithmus,
der – vollautomatisiert – die Sachverhaltsermittlung, die Be-
weiswürdigung, die rechtliche Subsumtion und die Ent-
scheidung über die strafrechtliche Anklage übernimmt. Da-
mit ist die automatisierte Entscheidungsfindung im Einzel-
fall angesprochen. Mit solchen Entscheidungsfindungen be-
schäftigt sich auch Art 11 der DSRL-PJ.3 Die Vorgaben der
Richtlinie betreffend die Verarbeitung personenbezogener
Daten für Zwecke ua der Aufklärung und Verfolgung von
Straftaten wurden im 3. Hauptstück des DSG umgesetzt.4

Konkret beschäftigt sich § 41 DSG mit der automatisierten
Entscheidung im Einzelfall, die für die betroffene Person

* Für die Unterstützung bei der Erstellung des Fußnotenapparates danke
ich sehr herzlich Herrn Dr. Jan Feldmann, Universitätsassistent am Insti-
tut für Strafrecht und Kriminologie der Universität Wien.

1 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für Künstliche Intelligenz
(Gesetz über Künstliche Intelligenz) und zur Änderung bestimmter Rechts-
akte der Union vom 21. 4. 2021, COM(2021) 206 final.
2 Mayrhofer/Parycek, Digitalisierung des Rechts – Herausforderungen und
Voraussetzungen, in ÖJT (Hrsg), Verhandlungen des 21. ÖJT IV/1 (2022) 3,
81 ff; Matejka, Mensch versus Maschine, RZ 2019, 134 (135f); ähnl in DE
Bernzen, Roboter als Richter? Zur Automatisierung der Rechtsprechung,
RDi 2023, 132 (134); Enders, Einsatz künstlicher Intelligenz bei juristischer
Entscheidungsfindung, JA 2018, 721 (723); Kahle, Legal Tech-Assistenzsys-
teme im Lichte der richterlichen Unabhängigkeit, LTZ 2022, 170 (172); Stein-
rötter/Warmuth in Hoeren/Sieber/Holznagel, HB Multimedia-Recht Teil 30
Rz 62ff; Biallaß in Ory/Weth, jurisPK-ERV I2 Kap 8 Rz 144 mwN; Melzer,
Auswirkungen von künstlicher Intelligenz auf Völkerrecht, insbesondere die
Gewährleistung der Garantien des Art. 6 EMRK, InTeR 2020, 145 (146);
Grundlagenpapier Einsatz von KI und algorithmischen Systemen in der Jus-
tiz, www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlan-
desgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systeme-
n_in_der_justiz.pdf (6 ff, abgerufen am 12. 10. 2023).
3 RL (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
27. 4. 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhü-
tung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Straf-
vollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rah-
menbeschlusses 2008/977/JI des Rates, ABl L 2016/119, 89; für andere Berei-
che findet sich die entsprechende Norm in Art 22 der VO (EU) 2016/679 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. 4. 2016 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl L 2016/119, 1.
4 BGBl I 2017/120; ErläutRV 1664 BlgNR 25. GP 16.
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nachteilige Rechtsfolgen haben oder sie erheblich beein-
trächtigen könnte, was bei strafrechtlichen Entscheidungen
typischerweise der Fall ist. Solche Entscheidungen sind nur
zulässig, soweit sie gesetzlich oder in unmittelbar anwend-
baren Rechtsvorschriften, die innerstaatlich den Rang eines
Gesetzes haben, ausdrücklich vorgesehen sind. Das ist der-
zeit für einen KI-Richter in der Strafgerichtsbarkeit nicht
der Fall, womit auch diese Regelung eine rote Linie zieht.

III. GIBT ES GRENZEN, DIE SICH AUS DEM
RECHT AUF EIN FAIRES VERFAHREN UND
AUS STRAFPROZESSUALEN
VERFAHRENSGRUNDSÄTZEN ERGEBEN?

Besonders bedeutsam sind neben dem Recht auf ein faires
Verfahren nach Art 6 EMRK5 für das Strafverfahren die
zentralen Verfahrensgrundsätze, die sich in den §§ 2ff StPO
wiederfinden. Einige Aspekte sollen im Folgenden mit Blick
auf den potenziellen KI-Strafrichter angesprochen werden,
wobei die Darstellung in Anbetracht der Fülle an Regeln der
StPO und der für ein Strafverfahren relevanten grundrecht-
lichen Garantien keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhe-
ben kann.

1. Entscheidung durch einen
unbefangenen Richter

Der Beschuldigte hat Anspruch darauf, dass seine Sache
durch einen unbefangenen Richter entschieden wird (Art 6
Abs 1 EMRK; § 3 Abs 2, §§ 43 ff StPO): Zwar ist der
menschliche Richter nicht per se unter allen Umständen
stets unbefangen. Doch ist es möglich, diese Befangenheit
durch das Verhalten des Richters in der Verhandlung oder
bei der Verfahrensführung zu erkennen. Oftmals ergeben
sich Hinweise auf die Befangenheit auch durch Geschehen
außerhalb der formellen Verfahrenshandlungen – etwa an-
hand von bloßen Gesprächen zwischen dem Richter und
anderen Personen, aus denen sich im Kontext zur Anklage
und dem Angeklagten auf Befangenheit schließen lässt.6 In
solchen Fällen kann das Instrumentarium der StPO vom
Ablehnungsantrag während des erstinstanzlichen Verfah-
rens7 bis hin zur Geltendmachung als Nichtigkeitsgrund
im Rechtsmittelverfahren8 eingreifen. Der befangene Rich-
ter wird gegebenenfalls durch einen anderen ersetzt und so
die Unparteilichkeit des Gerichts garantiert.9

Nach der Literatur betreffend die derzeitigen Algorith-
men ist ein KI-Richter nicht wirklich unparteiisch.10 Denn
der KI-Strafrichter muss zwingend anhand von vorgegebe-
nen Daten lernen. Damit kommt bekanntlich der Auswahl
der Trainingsdaten große Bedeutung11 zu. Es braucht eine
ausreichende Quantität,12 um den KI-Richter auf die in
Wahrheit unbegrenzte Zahl an Einzelfällen vorzubereiten.
Diese Fülle an Trainingsdaten müsste wohl einen Bezug
zu österreichischen Fällen haben, um eine zukünftige Ent-
scheidungskapazität für österreichische Fälle nach österrei-

chischem Recht zu garantieren. Das Problem, dass mögli-
cherweise personenbezogene Daten aus früheren Verfahren
aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht so einfach zum
Training des Algorithmus verwendet werden dürfen, sei nur
am Rande erwähnt.13

Neben einer ausreichenden Menge braucht es aber auch
eine entsprechende Qualität dieser Datensätze.14 Es muss
sichergestellt werden, dass sich der Algorithmus kein Vor-
urteil aus den Trainingsdaten aneignet. Denn selbst wenn
nach der Statistik eine Bevölkerungsgruppe prozentuell in
Bezug auf Verurteilungen hervorsticht, darf das etwa nicht
dazu führen, dass der KI-Richter aus dieser statistischen Er-
fahrung auf die zwingende Schuldhaftigkeit eines angeklag-
ten Angehörigen dieser Gruppe im Einzelfall kommt.15 Es
geht mit anderen Worten darum, dass ein struktureller Bias
ausgeschlossen werden muss. Ist nämlich ein Bias vorhan-
den, so besteht keine vergleichbare Möglichkeit, diese ange-
lernte Befangenheit wie beim menschlichen Richter zu er-
kennen. Der KI-Strafrichter agiert nicht durch Äußerungen
inner- oder außerhalb von Verfahrenshandlungen, aus de-
nen man eine bestimmte Einstellung ableiten könnte. Und
selbst wenn, ließe sich die Unbefangenheit des KI-Strafrich-
ters wohl nicht so einfach dadurch sicherstellen, dass ein

5 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl
1958/210.
6 Vgl Bertel/Venier, Komm StPO2 § 43 Rz 3; Lässig in WK-StPO § 43 Rz 14;
Venier/Tipold, Strafprozessrecht15 Rz 97; Kunesch,GPT-3 als Richter? Künst-
liche Intelligenz und Art 6 EMRK, in Baumgartner (Hrsg), Jahrbuch Öffent-
liches Recht 2021 (2021) 305 (327).
7 § 43 Abs 1 iVm § 44 Abs 3 StPO; Lässig in WK-StPO § 43 Rz 1ff, § 44
Rz 8f; Fabrizy/Kirchbacher, StPO14 § 43 Rz 1ff, § 44 Rz 4f; Seiler, Strafpro-
zessrecht19 Rz 156ff; Aichinger in LiK-StPO § 44 Rz 7f.
8 Siehe etwa § 281 Abs 1 Z 1 StPO; Fabrizy/Kirchbacher, StPO14 § 44 Rz 1,
§ 45 Rz 4; Bertel/Venier, Komm StPO2 § 44 Rz 3.
9 § 45 Abs 2 StPO; Lässig in WK-StPO § 45 Rz 10; Fabrizy/Kirchbacher,
StPO14 § 45 Rz 3; Aichinger in LiK-StPO § 45 Rz 11.
10 Vgl etwaMayrhofer/Parycek in ÖJT 11f, 42f, 83ff; Niederée/Nejdl in Ebers/
Heinze/Krügel/Steinrötter, KI und Robotik (2020) § 2 Rz 120 f; Martini,
Blackbox Algorithmus – Grundfragen einer Regulierung Künstlicher Intelli-
genz (2019) 48ff.
11 VglMayrhofer/Parycek in ÖJT 37f; Niederée/Nejdl in Ebers/Heinze/Krügel/
Steinrötter, KI und Robotik § 2 Rz 79ff; Dreyer/Schmees, Künstliche Intelli-
genz als Richter? CR 2019, 758 (759ff); Kunesch in Baumgartner, JB Öffentli-
ches Recht 2021, 305 (317f mwN).
12 Niederée/Nejdl in Ebers/Heinze/Krügel/Steinrötter, KI und Robotik § 2
Rz 102; Mayrhofer/Parycek in ÖJT 38, 40f, 50; Steinrötter/Warmuth in Hoe-
ren/Sieber/Holznagel, HB Multimedia-Recht Teil 30 Rz 66; Biallaß in Ory/
Weth, jurisPK-ERV I2 Kap 8 Rz 364; Dreyer/Schmees, CR 2019, 758 (759f).
13 Vgl dazu Kahle, LTZ 2022, 170 (173); European Commission for the Effi-
ciency of Justice (CEPEJ), European ethical Charter on the use of Artificial
Intelligence in judicial systems and their environment (2018) 21ff.
14 Mayrhofer/Parycek in ÖJT 41 ff; Niederée/Nejdl in Ebers/Heinze/Krügel/
Steinrötter, KI und Robotik § 2 Rz 95ff; Ebers in Ebers/Heinze/Krügel/Stein-
rötter, KI und Robotik § 3 Rz 123ff; Hochrangige Expertengruppe für künst-
liche Intelligenz, Ethik-Leitlinien für eine vertrauenswürdige KI (2019)
Anm 73, 80; Klaushofer, Die menschenrechtliche Dimension Künstlicher In-
telligenz, ZÖR 2019, 399 (408); Dreyer/Schmees, CR 2019, 758 (761); Biallaß
in Ory/Weth, jurisPK-ERV I2 Kap 8 Rz 382f; Staffler/Jany, Künstliche Intelli-
genz und Strafrechtspflege – eine Orientierung, ZIS 2020, 164 (175); Jiang,
Automatisierte Entscheidungsfindung, Strafjustiz und Regulierung von Al-
gorithmen. Ein Kommentar zum Fall „State v. Loomis“, in Beck/Kusche/Va-
lerius (Hrsg), Digitalisierung, Automatisierung, KI und Recht (2020) 557
(566).
15 Vgl dazu Mayrhofer/Parycek in ÖJT 43; Kunesch in Baumgartner, JB Öf-
fentliches Recht 2021, 305 (325f); Biallaß in Ory/Weth, jurisPK-ERV I2 Kap 8
Rz 390ff; European Commission for the Efficiency of Justice (CEPEJ), Euro-
pean ethical Charter on the use of Artificial Intelligence in judicial systems
and their environment (2018) 45; Klaushofer, ZÖR 2019, 399 (408f, 421f);
Jiang in Beck/Kusche/Valerius 557 (565f); Staffler/Jany, ZIS 2020, 164 (175);
Gless/Wohlers, Subsumtionsautomat 2.0 – Künstliche Intelligenz statt
menschlicher Richter? in FS Kindhäuser (2019) 147 (154, 158); Melzer, In-
TeR 2020, 145 (148f).
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Algorithmus durch einen anderen zur prompten Entschei-
dung in der Sache ersetzt wird. Denn schließlich muss auch
der zweite KI-Strafrichter anhand von Daten mit Öster-
reichbezug gelernt haben. Außerdem ist der KI-Strafrichter
selbst nicht in der Lage, Verzerrungen im eigenen System zu
erkennen,16 denn nach seinen Trainingsdaten und den er-
lernten Mustern mag die getroffene Entscheidung völlig
plausibel erscheinen, auch wenn sie diskriminierend und
in der Sache parteilich ist. Aus diesen Gründen wird man
davon ausgehen dürfen, dass ein österreichischer KI-Rich-
ter derzeit die Garantie der Unbefangenheit nicht verläss-
lich erfüllen und diese Garantie durch den Beschuldigten
auch nicht wirksam durchgesetzt werden könnte.

2. Entscheidung aufgrund freier
Beweiswürdigung und Begründung
der Entscheidung

Ein weiterer wesentlicher Verfahrensgrundsatz liegt darin,
dass das Gericht aufgrund der Beweise nach freier Überzeu-
gung zu entscheiden hat, ob Tatsachen als erwiesen anzu-
nehmen sind (§ 14 StPO).17 Dabei sind die Richter angehal-
ten, nicht nach gesetzlichen Beweisregeln zu entscheiden,
sondern „nur nach ihrer freien, aus der gewissenhaften Prü-
fung aller für und wider vorgebrachten Beweismittel ge-
wonnenen Überzeugung“ (§ 258 Abs 2 StPO).18 Das bedeu-
tet freilich keineswegs, dass der menschliche Richter will-
kürlich entscheiden dürfte. Vielmehr ist auch er dazu ver-
pflichtet, Denk- und Naturgesetze sowie allgemeine
Erfahrungssätze anzuwenden.19 Insofern muss die Überzeu-
gungsbildung nachvollziehbar und plausibel sein.20 Den-
noch verbleibt ein Anteil an richterlicher Eigenwertung,21

der dazu führt, dass die Gesamtheit der Wahrnehmungen
aus der Hauptverhandlung in die Überzeugungsbildung
einfließt und für die Würdigung der Beweise nutzbar wird.

Dieser Aspekt der richterlichen Gewissensfreiheit22 ist
dem KI-Richter zumindest derzeit noch fremd. Ein Algo-
rithmus entscheidet je nach Ausgestaltung nach von außen
vorgegebenen Regeln oder nach Regeln, Mustern und
Wahrscheinlichkeiten, die er als Entscheidungsparameter
erlernt hat.23 Für darüber hinausgehende Wahrnehmungen
iS der eben beschriebenen freien Würdigung der Gesamt-
heit des Verhandlungsgeschehens bleibt derzeit kein Raum.
Der KI-Strafrichter ist daher nicht in der Lage, den Anfor-
derungen der freien Beweiswürdigung zu entsprechen.

In Wechselwirkung zur freien Beweiswürdigung steht in
gewissem Sinne die Pflicht des Richters, die getroffene Ent-
scheidung zu begründen.24 Die geschworenengerichtlichen
Urteile bilden aufgrund der Laienbeteiligung einen Sonder-
fall, auf den im gegebenen Zusammenhang nicht weiter ein-
gegangen werden soll.25 In allen anderen Verfahrensarten
verlangt die StPO eine Entscheidungsbegründung als Be-
standteil der Urteilsausfertigung (§ 270 StPO),26 sofern
nicht nur ein Protokolls- und Urteilsvermerk ausgestellt
wird. Letzterer ist allerdings nur bei Verzicht der Verfah-

rensbeteiligten auf Rechtsmittel und bei verhängten Geld-
oder Freiheitsstrafen von nicht mehr als zwei Jahren zuläs-
sig.27 Der Zweck der Urteilsbegründung wird aus dieser Re-
gelung ersichtlich: Sie soll die Nachvollziehbarkeit der Ent-
scheidung für die Betroffenen sowie die Öffentlichkeit ge-
währleisten und damit auch eine effektive Überprüfung im
Rechtsmittelweg ermöglichen.28 Vereinfacht gesagt: Wer
nicht weiß, aus welchen Gründen und mit welcher Gewich-
tung der Argumente eine Entscheidung entstanden ist,
kann sie auch nicht wirksam bekämpfen, weil er nicht weiß,
wo und wie er ansetzen soll.

Natürlich ist nicht jede Begründung menschlicher Rich-
ter gut. Aber auch dieser Umstand für sich genommen
macht Entscheidungen relevierbar. Und selbst exzellente
in sich schlüssige und nachvollziehbare Entscheidungen
können aus Sicht des Betroffenen unzutreffend sein, weil
sie etwa eine seiner Meinung nach unrichtige Bewertung
von Beweismitteln erkennen lassen. Dass die Beweiswürdi-
gung im Rahmen des schöffengerichtlichen Verfahrens nur
beschränkt anfechtbar ist,29 tut der Bedeutung der Entschei-
dungsbegründung keinen Abbruch. Denn die Entschei-
dungsgründe haben überdies darzulegen, von welchen Er-
wägungen der Richter bei der Entscheidung von Rechtsfra-
gen ausgegangen und aus welchen Gründen er dem Vor-
bringen des Beschuldigten nicht gefolgt ist (§ 270 Abs 2
Z 5 StPO). MaW: Die Entscheidungsgründe haben die Er-
wägungen, die zur Sachverhaltsfeststellung führen, ebenso

16 Mayrhofer/Parycek in ÖJT 84; Martini, Blackbox Algorithmus 90; Jiang in
Beck/Kusche/Valerius 557 (582).
17 Siehe dazu ua Schmoller in WK-StPO § 14 Rz 7ff; Fabrizy/Kirchbacher,
StPO14 § 14 Rz 1; Seiler, Strafprozessrecht19 Rz 68ff; Birklbauer in LiK-StPO
§ 14 Rz 5ff.
18 Lendl in WK-StPO § 258 Rz 16 ff; Fabrizy/Kirchbacher, StPO14 § 258
Rz 5 ff; Seiler, Strafprozessrecht19 Rz 337; Nimmervoll in LiK-StPO § 258
Rz 10ff; OGH 13. 6. 1996, 15 Os 23/96; RIS-Justiz RS0101352.
19 Schmoller in WK-StPO § 14 Rz 9; Lendl in WK-StPO § 258 Rz 25, 31; Fab-
rizy/Kirchbacher, StPO14 § 14 Rz 3, § 258 Rz 5/1, 8; Seiler, Strafprozessrecht19
Rz 337 ff; Nimmervoll in LiK-StPO § 258 Rz 13 ff; Bertel/Venier, Komm
StPO2 § 258 Rz 2; RIS-Justiz RS0098390.
20 Schmoller in WK-StPO § 14 Rz 11; Lendl in WK-StPO § 258 Rz 32; Fab-
rizy/Kirchbacher, StPO14 § 14 Rz 3; Seiler, Strafprozessrecht19 Rz 69f; Nim-
mervoll in LiK-StPO § 258 Rz 14; OGH 15. 12. 1999, 13 Os 122/99; Ris-Justiz
RS0098564.
21 Schmoller in WK-StPO § 14 Rz 13ff; Birklbauer in LiK-StPO § 14 Rz 10;
Lendl in WK-StPO § 258 Rz 27.
22 So explizit Schmoller in WK-StPO § 14 Rz 13.
23 Siehe dazu ua Mayrhofer/Parycek in ÖJT 37 f; Baum in Leupold/Wiebe/
Glossner, IT-Recht (2021) Teil 9.1 Rz 13ff; Niederée/Nejdl in Ebers/Heinze/
Krügel/Steinrötter, KI und Robotik § 2 Rz 21, 24 ff, 39ff; Biallaß in Ory/Weth,
jurisPK-ERV I2 Kap 8 Rz 336ff; Zech, Künstliche Intelligenz und Haftungs-
fragen, ZfPW 2019, 198 (199ff); Klaushofer, ZÖR 2019, 399 (406f).
24 Schmoller in WK-StPO § 14 Rz 11; Lendl in WK-StPO § 258 Rz 32; Bertel/
Venier, Komm StPO2 § 14 Rz 1, § 258 Rz 2; Nimmervoll in LiK-StPO § 258
Rz 14.
25 Zu den Besonderheiten des geschworenengerichtlichen Verfahrens siehe
§§ 302 ff StPO; siehe dazu ua Świderski in WK-StPO Vor §§ 297–309,
§§ 318–343 Rz 3ff, § 331 Rz 6; Bertel/Venier, Komm StPO2 § 14 Rz 5; Ber-
tel/Venier, Komm StPO2 § 331 Rz 1, § 345 Rz 24f.
26 Danek/Mann in WK-StPO § 270 Rz 21ff; Bertel/Venier, Komm StPO2 § 14
Rz 1, § 270 Rz 5ff; Nimmervoll in LiK-StPO § 270 Rz 9ff.
27 § 270 Abs 4 StPO; Danek/Mann in WK-StPO § 270 Rz 59ff; Bertel/Venier,
Komm StPO2 § 270 Rz 12; Nimmervoll in LiK-StPO § 270 Rz 34ff.
28 Swiderski in WK-StPO Vor §§ 297–309, §§ 318–343 Rz 7/1; Danek/
Mann in WK-StPO § 270 Rz 23; Nimmervoll in LiK-StPO § 270 Rz 9;
OGH 10. 5. 1994, 11 Os 39/94; vgl dazu auch Mayrhofer/Parycek in ÖJT
90; Kunesch in Baumgartner, JB Öffentliches Recht 2021, 305 (330).
29 Siehe § 281 Abs 1 Z 5 und Z 5a StPO, näher dazu ua Ratz in Fuchs/Ratz,
WK-StPO § 281 Rz 391–492; Bertel/Venier, Komm StPO2 § 281 Rz 21–30;
Schmoller in LiK-StPO § 281 Abs 1 Z 5 und Z 5a Rz 1–76.
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umfassend begründet darzulegen, wie jene, die bei der Lö-
sung der Rechtsfragen eine Rolle gespielt haben.

Kann dieses Erfordernis auch der KI-Richter erfüllen?
Formal gesehen wohl ja; denn selbstverständlich kann
man einen Algorithmus darauf trainieren, begründende
Texte zu schreiben. Fraglich ist vielmehr, ob eine solche Be-
gründung den inhaltlichen Anforderungen der StPO ge-
recht werden kann. Das ist aber durchaus zweifelhaft, va
aus zwei Überlegungen: Zum einen ist der KI-Strafrichter
– anders als der Mensch – beim Verfassen der Begründung
nicht in der Lage, die gesammelten Informationen und da-
raus geformte Texte selbstkritisch zu hinterfragen.30 Das
kann dazu führen, dass eine Begründung in sich schlüssig
ist, aber für das konkrete Urteil dennoch unzutreffend, weil
Einzelfallaspekte nicht ausreichend bewertet wurden.31

Selbstverständlich ist nicht garantiert, dass der menschliche
Richter stets in diesemMaße selbstkritisch arbeitet; aber an-
ders als der Algorithmus hat er diese Fähigkeit und kann sie
grundsätzlich einsetzen; und von diesen Fähigkeiten geht
auch die StPO aus.

Zum anderen bestehen Probleme in Bezug auf die Über-
prüfbarkeit der Entscheidung. Wie stets folgt der Algorith-
mus auch hier zwangsläufig Regeln, an deren Beginn Trai-
ningsdaten stehen und die entweder von außen vorgegeben
wurden oder sich vereinfacht gesagt aufgrund statistischer
Wahrscheinlichkeiten und Mustererkennung gebildet ha-
ben.32 Der im Einzelfall Beschuldigte weiß schlicht nicht,
woher die verwendeten Trainingsdaten stammen, wie sie
gewichtet wurden, ob sie zu Verzerrungen führen können,
wie sich das auf das erlernte Vorgehen des KI-Richters aus-
wirkt, usw. Nicht umsonst wird bei selbstlernenden Algo-
rithmen derzeit von einer black box gesprochen.33 Wenn
der Verurteilte die relevanten Umstände aber nicht kennt,
fehlt ihm ein wesentliches Element, um sich wirksam gegen
die getroffene Entscheidung mit der vom Algorithmus ge-
lieferten Begründung zu wenden.

Aufgrund dessen ist ein KI-Strafrichter derzeit weder in
der Lage, Beweise iSd § 258 StPO auf ihre Glaubwürdigkeit
und Beweiskraft in freier Überzeugung zu würdigen, noch
eine Entscheidungsbegründung zu verfassen, die inhaltlich
intelligent in dem Sinn ist, dass sie in einer Kausalbeziehung
zur getroffenen Entscheidung steht und so deren Nachvoll-
ziehbarkeit und Überprüfbarkeit ermöglicht.

3. Recht auf rechtliches Gehör

Eng mit dem Verfahrensgrundsatz der freien Beweiswürdi-
gung verknüpft ist das Recht des Beschuldigten auf recht-
liches Gehör, das nicht nur aus Art 6 EMRK34 abgeleitet
wird, sondern sich auch in § 6 StPO als Verfahrensgrund-
satz35 findet. Dementsprechend ist der Beschuldigte anzu-
hören. Das könnte auch der KI-Richter, indem man den
Algorithmus mit Daten „füttert“, die dem Vorbringen des
Beschuldigten entsprechen. Zum rechtlichen Gehör gehört
es aber auch, dass der Beschuldigte an der Stoffsammlung

mitwirkt und sich der Richter mit seinem Vorbringen aus-
einandersetzt, und in der Entscheidungsbegründung offen-
legt, weshalb er diesem Vorbringen nicht gefolgt ist.36 Dazu
ist der KI-Strafrichter derzeit nicht in der Lage.

Die Bestimmung über das rechtliche Gehör in § 6 Abs 1
StPO postuliert zusätzlich in einer Art Auffangklausel, dass
der Beschuldigte mit Achtung seiner persönlichen Würde
zu behandeln ist.37 Dadurch soll garantiert werden, dass
der Beschuldigte niemals auf eine Art und Weise behandelt
wird, die darauf hinausläuft, ihn nicht als Person zu be-
trachten. Das lässt an das Grundrecht auf Menschenwürde
nach Art 1 dtGG38 denken. Dazu wird vertreten, dass sich
ein KI-Richter nicht mit der Achtung der Menschenwürde
vereinbaren lässt, weil der Beschuldigte auf bloße Daten re-
duziert würde, mit denen der Algorithmus bedient wird
und mit denen er arbeitet.39 Auch wenn § 6 Abs 1 letzter
Satz StPO nicht im Verfassungsrang steht, so lässt sich die-
ser Gedanke für das österreichische Strafverfahren frucht-
bar machen. Denn wenn es darum geht, dass der Beschul-
digte stets als Person zu betrachten ist, dann scheidet ein
Umgang mit ihm aus, der ihn seiner Persönlichkeit entklei-
det und zum bloßen Datensatz macht. So lange ein KI-Straf-
richter also nicht in der Lage ist, den Beschuldigten als um-
fassende Persönlichkeit und Verfahrenssubjekt zu begrei-
fen, sondern ihn, die ihn und die Tat betreffenden Umstän-
de zwangsläufig als nüchterne Daten verarbeiten muss, steht
er in Widerspruch zu § 6 Abs 1 StPO.40 Dieser Aspekt sollte

30 Vgl dazu Gless/Wohlers in FS Kindhäuser 147 (159f).
31 IdS auch Matejka, RZ 2019, 134 (135); vgl dazu auch Köck, Vollautomati-
sierte Strafentscheidungen im Finanzstrafrecht? Ein Vorschlag de lege feren-
da, ZWF 2022, 260 (264); Melzer, InTeR 2020, 145 (148).
32 Siehe Mayrhofer/Parycek in ÖJT 37f; Baum in Leupold/Wiebe/Glossner,
IT-Recht Teil 9.1 Rz 13ff; Niederée/Nejdl in Ebers/Heinze/Krügel/Steinrötter,
KI und Robotik § 2 Rz 21, 24ff, 39ff; Dreyer/Schmees, CR 2019, 758 (759).
33 Siehe dazu Mayrhofer/Parycek in ÖJT 12, 46; Martini, Blackbox Algorith-
mus 28ff; Kunesch in Baumgartner, JB Öffentliches Recht 2021, 305 (326);
Niederée/Nejdl in Ebers/Heinze/Krügel/Steinrötter, KI und Robotik § 2
Rz 123 f; Klaushofer, ZÖR 2019, 399 (408f); Jiang in Beck/Kusche/Valerius
557 (560, 567ff).
34 Ua Grabenwarter/Pabel, EMRK7 § 24 Rz 66 ff; Berka/Binder/Kneihs,
Grundrechte2 822; Wiederin in WK-StPO § 6 Rz 10 ff; Wess in LiK-StPO
§ 6 Rz 2.
35 Wiederin in WK-StPO § 6 Rz 137 ff; Bertel/Venier, Komm StPO2 § 6
Rz 3ff; Wess in LiK-StPO § 6 Rz 7ff.
36 Wiederin in WK-StPO § 6 Rz 107ff, 138 ff, 190 ff; Grabenwarter/Pabel,
EMRK7 § 24 Rz 76; Meyer-Ladewig/Nettesheim/von Raumer, EMRK5 Art 6
Rz 110, 114; Bertel/Venier, Komm StPO § 6 Rz 2 f; vgl auch OGH
8. 8. 2007, 15 Os 72/07p; 8. 11. 1995, 13 Os 151/95; RIS-Justiz RS0098564;
EGMR 19. 4. 1993, 13942/88, Kraska/Schweiz; 19. 4. 1994, 16034/90, Van
de Hurk/Niederlande; 9. 12. 1994, 18064/91, Hiro Balani/Spanien;
24. 5. 2005, 61302/00, Buzescu/Rumänien; 15. 3. 2007, 19215/04, Gheorghe/
Rumänien.
37 Wiederin in WK-StPO § 6 Rz 195ff.
38 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland BGBl III 1949/100–1
idF BGBl I 2022/2478.
39 Bernzen, RDi 2023, 132 (136 mwN); Graichen, Die Automatisierung der
Justiz (2022) 330ff; Biallaß in Ory/Weth, jurisPK-ERV I2 Kap 8 Rz 144.6;
Grundlagenpapier Einsatz von KI und algorithmischen Systemen in der Jus-
tiz, www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlan-
desgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systeme-
n_in_der_justiz.pdf (16, abgerufen am 12. 10. 2023); vgl dazu auch BVerfG
16. 7. 1969, 1 BvL 19/63; 16. 1. 1957, 1 BvR 253/56, Rz 28; 3. 3. 2004, 1 BvR
2378/98, Rz 115 ff; 9. 3. 1983, 2 BvR 315/83; 12. 11. 1997, 1 BvR 479/92;
17. 1. 2017, 2 BvB 1/13; 18. 1. 2011, 1 BvR 2441/10, Rz 10; 30. 4. 2003, 1
PBvU 1/02, Rz 38.
40 Ähnlich Grundlagenpapier Einsatz von KI und algorithmischen Systemen
in der Justiz, www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/
oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_syste-
men_in_der_justiz.pdf (14 und 16, abgerufen am 12. 10. 2023); Hochrangige
Expertengruppe für künstliche Intelligenz, Ethik-Leitlinien Anm 41.
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nicht gering geschätzt werden: Immerhin heftet sich der
aufgeklärte demokratische Rechtsstaat auf die Fahnen, den
Beschuldigten – im Gegensatz zum Inquisitionsverfahren –

als Verfahrenssubjekt zu sehen, das mit Teilhabe- und Mit-
wirkungsrechten ausgestattet; eben kein Verfahrensobjekt
ist, mit dem man alles Zweckdienliche machen darf.41

IV. ZWISCHENERGEBNIS

Der Einsatz eines KI-Richters scheitert im Strafverfahren
derzeit an der verfassungsrechtlichen Anforderung, dass
Richter Menschen sein müssen. Andere rote Linien ergeben
sich aus dem geltenden europa-, grund- wie strafverfah-
rensrechtlichen Rahmen.

V. KI ALS HILFSMITTEL?

Auch wenn der Einsatz eines KI-Strafrichters derzeit ausge-
schlossen ist, bedeutet das nicht zwingend, dass KI über-
haupt nicht im Strafverfahren eingesetzt werden darf. Drei
Bereiche sollen dazu angesprochen werden: erstens – Assis-
tenzprogramme zur Optimierung der Arbeitsabläufe, zwei-
tens – KI-Systeme als Hilfsmittel zur Beweisgewinnung im
weiteren Sinne und drittens – KI-generierte Entscheidungs-
vorschläge.

1. Assistenzprogramme zur
Optimierung der Arbeitsabläufe

Dabei ist etwa an Programme42 zu denken, die bei der Lite-
ratur- oder Judikaturrecherche helfen und beim Auffinden
internationaler Rechtsakte unterstützen, oder an Algorith-
men, die bei der internen Aktenverwaltung helfen, indem
sie etwa neu angelegte Akten automatisch nach bestimmten
Kriterien an zuständige Staatsanwälte und Richter verteilen,
Aktenanalysen vornehmen und Eingaben zuordnen, bei
Suchvorgängen nach Informationen in umfassenden Straf-
akten unterstützen, und dgl. Ein anderes für die Strafrechts-
praxis relevantes Einsatzgebiet könnte die Anonymisierung
von Entscheidungen sein. Das würde aufgrund der Effi-
zienzsteigerung auch ermöglichen, nicht mehr nur die
OGH-Entscheidungen systematisch zu veröffentlichen,
und hätte somit für die im Strafrecht praktisch und wissen-
schaftlich tätigen Personen ebenso wie für die interessierte
Öffentlichkeit einen hohen Mehrwert. Der Einsatz auf sol-
che Aufgaben beschränkter Assistenzprogramme scheint
nach dem geltenden Rechtsrahmen für staatsanwaltschaft-
liche wie richterliche Tätigkeiten auf keine besonderen
rechtlichen Hürden zu stoßen.

2. Hilfsmittel zur Beweisgewinnung im
weiteren Sinne

Dieses Feld ist differenzierter zu betrachten. Zunächst denkt
man wohl unwillkürlich an den Einsatz von KI zur Auswer-
tung großer sichergestellter Datenmengen, deren Sichtung

in Strafverfahren viel Zeit einnehmen kann. Der Einsatz sol-
cher Suchprogramme ist nach Ansicht der Verfasserin be-
reits de lege lata von der Sicherstellungsbefugnis (§§ 110ff
StPO)43 gedeckt. Die grundsätzliche Zulässigkeit bedeutet
aber auch, dass alle Voraussetzungen einzuhalten sind, die
auch sonst gelten: Insbesondere darf nur sichergestellt wer-
den, was etwa aus Beweisgründen (§ 110 Abs 1 Z 1 StPO)
erforderlich ist, und auch das nur im verhältnismäßigen
Umfang (§ 110 Abs 1 iVm § 5 StPO). Die Tatsache, dass
mittels KI Daten in wesentlich größerer Menge in wesent-
lich kürzerer Zeit ausgewertet werden können, darf nicht
dazu führen, dass vorsorglich auch mehr Material sicherge-
stellt wird.

Auch bei der Recherche im Internet (OSINT-Recher-
chen) kann KI unterstützen. Zu bedenken ist allerdings,
dass es idR um den Umgang mit personenbezogenen Daten
geht. Wenn also etwa ein KI-Rechercheprogramm das In-
ternet systematisch nach relevanten Informationen zum Be-
schuldigten durchforsten und Vernetzungen iSv Persön-
lichkeitsprofilen herstellen soll, dann ändert sich die Quali-
tät der damit durchgeführten KI-Tätigkeit. Aus der bloßen
Hilfe zur Effizienzsteigerung wird uU ein eigenständiger
Eingriff in das Grundrecht auf Datenschutz;44 diesfalls be-
dürfte es naturgemäß einer ausdrücklichen Rechtsgrundla-
ge für diese Art der Datenverarbeitung.

Eine andere Maßnahme, bei der man an den Einsatz von
KI denken könnte, wäre etwa der automationsunterstützte
Datenabgleich nach § 141 StPO, also die „Rasterfahn-
dung“.45 Dabei geht es um den Abgleich von Datenbestän-
den, die bestimmte, den potenziellen Täter kennzeichnende
oder ausschließende Merkmale enthalten, um eine Schnitt-
menge an Personen auszumachen, die aufgrund dieser
Merkmale als Verdächtige in Betracht kommen. Gemessen
an § 41 DSG46 könnte es sich hier um eine automatisierte
Entscheidung im Einzelfall handeln, auch wenn das Ergeb-
nis des Abgleichs lediglich ein weiterer Ermittlungsansatz
und noch kein Beweis ist, dass eine bestimmte Person tat-
sächlich der Täter ist.47 Denn § 41 DSG nennt auch das Pro-
filing als Anwendungsfall der automatisierten Entscheidung
im Einzelfall. Und unter Profiling wird jede Art der auto-
matisierten Verarbeitung personenbezogener Daten ver-

41 Soyer/Stuefer in WK-StPO § 48 Rz 7ff mwN;McAllister/Wess in LiK-StPO
§ 48 Rz 1, § 49 Rz 2; Seiler, Strafprozessrecht19 Rz 185; vgl dazu auch Vale-
rius, „Legal Tech“ im Strafverfahren? ZStW 2021, 152 (164ff).
42 Zum Bereich der Verwaltung siehe ausführlichst Mayrhofer/Parycek in
ÖJT 17ff; zur Justiz: ua Matejka, RZ 2019, 134 (134); Paar, Einsatz künst-
licher Intelligenz in der Justiz, ÖJZ 2021, 213 (215ff); BMJ, IT-Anwendungen
in der österreichischen Justiz, justiz.gv.at (6 ff, Stand Juli 2023); BMJ, eJustiz-
Strategie der österreichischen Justiz 2018–2022, justiz.gv.at (14f, Stand De-
zember 2018).
43 Ausführlich zur Sicherstellung von Daten siehe ua Tipold/Zerbes in WK-
StPO § 111 Rz 12ff; Bertel/Venier, Komm StPO2 § 111 Rz 2; Keplinger/Prun-
ner/Pühringer in LiK-StPO § 111 Rz 6ff.
44 Salimi, Gefährliche Gruppierungen als Sicherheitsbedrohung (2022)
Rz 146f mwN.
45 Siehe dazu Reindl-Krauskopf in WK-StPO § 141 Rz 1ff; Rohregger in LiK-
StPO § 141 Rz 1ff.
46 Vgl dazu Lachmayer in Knyrim, DatKomm § 41 DSG Rz 14; Bresich/Dop-
plinger/Dörnhöfer/Kunnert/Riedl, DSG § 41 Rz 2; Thiele/Wagner, DSG § 41
Rz 15f.
47 Reindl-Krauskopf in WK-StPO § 141 Rz 10f.
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standen, die darin besteht, dass „diese personenbezogenen
Daten verwendet werden, um bestimmte persönliche As-
pekte, die sich auf eine natürliche Person beziehen, zu be-
werten, insbesondere um Aspekte bezüglich Arbeitsleis-
tung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, persönliche Vorlie-
ben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort
oder Ortswechsel dieser natürlichen Person zu analysieren
oder vorherzusagen“ (§ 36 Abs 2 Z 4 DSG).48 Allerdings
verlangt § 41 DSG, dass ein voll automatisiertes Profiling
gesetzlich ausdrücklich vorgesehen werden muss. Da sich
§§ 141–143 StPO zur Automatisierung nicht explizit äu-
ßern, bieten sie gerade keine ausdrückliche gesetzliche
Grundlage. Eine vollautomatisierte Rasterfahndung schei-
det derzeit daher aus.

Schließlich sei noch der Einsatz von KI als Hilfsmittel
zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit des Beschuldigten
bei seiner Aussage, gewissermaßen als moderner Lügende-
tektor, genannt. Den Einsatz des klassischen Polygraphen
erklärte der OGH schon in den 1960er-Jahren für unzuläs-
sig, weil er die Freiheit der Willensentschließung und Wil-
lensbetätigung des Beschuldigten verletzt.49 Deshalb ist der
Lügendetektoreinsatz im Strafverfahren wie in den Vorer-
mittlungen ohne Rücksicht auf das Einverständnis des Be-
schuldigten50 unzulässig. Diesen Grundsatz übertrug der
OGH auf alle Methoden, die eine Ausschaltung des freien
Willens des Angeklagten nach sich ziehen.51

Auch wenn der KI-Lügendetektor eine wesentliche tech-
nische Weiterentwicklung ist, so basiert er dennoch weiter-
hin grundsätzlich auf der Messung körperlicher Signale.52

Ergänzt wird er um einen Abgleich der gemessenen Impulse
mit den Erfahrungswerten, Statistiken und Mustern, die der
KI-Lügendetektor in seinem Datenpool zur Verfügung
hat.53 Die kolportierte Treffergenauigkeit liegt bei über
85%.54 Überträgt man die vom OGH geäußerten Grundsät-
ze auf den KI-Lügendetektor, ist dessen Einsatz de lege lata
eine unzulässige Vernehmungsmethode.

3. KI-generierte
Entscheidungsvorschläge

Eine rote Linie ist eindeutig: Es ist unzulässig, den Richter
an einen solchen Vorschlag zu binden. Denn dann würde
kein Mensch mehr die richterliche Entscheidungsaufgabe
wahrnehmen, was derzeit aber von der Verfassung gefor-
dert wird.55

Wie wäre aber damit umzugehen, wenn sich ein Richter
einen Vorschlag für ein Urteil von einem KI-System erstel-
len lässt und diesen übernimmt, ohne dazu gezwungen zu
sein? Immerhin könnte das Zeit sparen und uU zur Verfah-
rensbeschleunigung beitragen. Auf den ersten Blick scheint
dies unzulässig zu sein, weil der Richter nicht selbst in freier
Beweiswürdigung die Tatsachenfeststellungen getroffen
und die rechtlichen Schlüsse gezogen hat.56 Doch relativiert
womöglich der Vergleich mit den so genannten Stampig-
lienbeschlüssen57 diese Sicht. Zugegebenermaßen betreffen

diese keine Urteile, sondern richterliche Bewilligungen von
Zwangsmitteln im Ermittlungsverfahren. Nach höchstge-
richtlicher Rechtsprechung ist es zulässig, dass Richter keine
eigene Entscheidung formulieren, sondern dem Antrag der
Staatsanwaltschaft mittels einer Stampiglie stattgeben.58 Der
Richter muss in inhaltlicher Hinsicht lediglich eine Befris-
tung setzen, innerhalb derer die Umsetzung der beantragten
Maßnahme zulässig ist.59 Die richterliche Bewilligung iS der
StPO ist in diesen Fällen daher in Wahrheit keine Entschei-
dung mit originär richterlicher Begründung, sondern es hat
sich – wie der OGH sagt – der Richter die Begründung aus
dem Antrag der Staatsanwaltschaft „zu eigen“ gemacht.60

Mag das Vorgehen aus arbeitsökonomischen Gründen auch
verständlich sein, so wird es zu Recht heftig kritisiert:61 Zum
einen ist aus der Stampiglie nicht ersichtlich, aus welchen
Gründen sich der Richter die Argumente der Staatsanwalt-
schaft zu eigen macht, zum anderen nicht, wie er die einzel-
nen Argumente gewichtet. Die Nachvollziehbarkeit wird
damit wesentlich erschwert. Abgesehen davon besteht die
Gefahr, dass bei einem solchen Vorgehen beantragte Maß-
nahmen eher bewilligt werden, ist doch der mit einer Ab-
lehnung verknüpfte Aufwand wesentlich höher, weil der
Richter diesfalls tatsächlich selbst schriftlich Stellung neh-
men muss. Will man eine stichhaltige Ablehnungsbegrün-
dung zu Papier bringen, setzt das eine kritische Durchdrin-
gung der Argumente voraus und braucht Zeit.

Auch wenn die Stampiglienbewilligung nur Ermittlungs-
maßnahmen betrifft, könnte man dennoch etwas provokant
fragen, warum es in einem weiteren Schritt nicht auch zu-

48 Im Anwendungsbereich des 3. Hauptstücks wird Profiling idR als Ermitt-
lungsmaßnahme eingesetzt, um zB einen Kreis von Verdächtigen anhand
von spezifischen Merkmalen einzuschränken oder eine Gefährlichkeitsprog-
nose einer bestimmten Person zu erstellen (Bresich/Dopplinger/Dörnhöfer/
Kunnert/Riedl, DSG § 41 Rz 2).
49 OGH 9 Os 6/66 RZ 1967, 87; RIS-Justiz RS0074642; vgl auch OGH 12 Os
47/77 JBl 1977, 547 = SSt 48/22; RIS-Justiz RS0098187; OGH 15. 1. 2020,
15 Os 125/19z; Michel-Kwapinski in WK-StPO § 166 Rz 26; Ratz in WK-
StPO § 281 Rz 375.
50 RIS-Justiz RS0074642; RS0098187; RS0089591.
51 OGH 12 Os 47/77 JBl 1977, 547 = SSt 48/22.
52 Ifsits, Künstliche Intelligenz als „Lügendetektor“ im Strafprozess, ÖJZ
2023, 709 (711).
53 Ifsits, ÖJZ 2023, 709 (711).
54 Ifsits, ÖJZ 2023, 709 (711); Gerhold, Der Einsatz von Lügendetektorsoft-
ware im Strafprozess – aufgrund des technischen Fortschritts in Zukunft
doch rechtmäßig? ZIS 2020, 431 (431f).
55 Siehe dazu schon oben unter I.
56 Dazu oben unter III. 2.
57 Siehe dazu OGH 14 Os 109/08y EvBl 2008/173 = SSt 2008/57; Tipold in
WK-StPO § 86 Rz 8/1ff; Bertel/Venier, Komm StPO2 § 86 Rz 2ff; Stricker in
LiK-StPO § 86 Rz 6f; Venier/Tipold, Strafprozessrecht15 Rz 103, 173; Reindl-
Krauskopf, Das reformierte strafprozessuale Ermittlungsverfahren. Bekannte
Probleme und neue Herausforderungen, ÖJZ 2020, 593 (595); Szabo, Das
Vorverfahren im Spannungsverhältnis zwischen Allgemeininteressen und
Grundrechten, JSt 2008, 39 (41).
58 OGH 14 Os 109/08y EvBl 2008/173 = SSt 2008/57; vgl auch RIS-Justiz
RS0124017.
59 Pilnacek/Stricker in WK-StPO § 105 Rz 4, 11, 21 ff; Bertel/Venier, Komm
StPO2 § 105 Rz 2; Venier/Tipold, Strafprozessrecht15 Rz 173.
60 OGH 14 Os 109/08y EvBl 2008/173, 903 = SSt 2008/57; vgl auch RIS-Justiz
RS0124017.
61 Ua Tipold in WK-StPO § 86 Rz 8/1 ff; Bertel/Venier, Komm StPO2 § 86
Rz 3 ff; Venier/Tipold, Strafprozessrecht15 Rz 103, 173; Seiler, StPO19

Rz 644; Reindl-Krauskopf, ÖJZ 2020, 593 (595); Szabo, JSt 2008, 39 (41); Pil-
nacek, Wie viel Rechtsstaatlichkeit verträgt die Strafrechtspflege? ZWF 2023,
50 (56f); Venier, Das neue Ermittlungsverfahren: eine Reform und ihre Män-
gel, ÖJZ 2009, 591 (596f); Venier, Probleme der Strafprozessreform, juridi-
kum 2008, 139 (140); Nimmervoll, Beschluss und Beschwerde (2011) 43ff.
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lässig sein sollte, sich einen KI-generierten Urteilsvorschlag
zu eigen zu machen. Ein solches Vorgehen erscheint den-
noch nicht mit der StPO vereinbar: Die strafrechtliche Ent-
scheidung setzt einen menschlichen Richter voraus.62 Wür-
de die KI die Erstellung eines Entscheidungsvorschlags für
ein Urteil übernehmen, fiele die freie richterliche Beweis-
würdigung weg. Eine kritische Durchdringung des Sachver-
halts, der Beweismittel und der rechtlichen Würdigung wä-
re faktisch im Nachhinein, also bei Lektüre des Entschei-
dungsvorschlags, wohl realistischerweise nicht mehr zu er-
warten. Nicht nur Arbeitsbelastung und Zeitdruck
begünstigen die Übernahme von ausformulierten Texten,
sondern auch die Angst der meisten Menschen, sie könnten
gegenüber der maschinell erstellten Entscheidung Fehler
machen, wenn sie davon abweichen.63 Abgesehen davon
ist das KI-System derzeit nicht so transparent, dass der
Richter selbst erfassen könnte, wie das System zu seinem
Vorschlag gekommen ist.64 Sich etwas zu eigen zu machen,
von dem man selbst nicht weiß, wie es entstanden ist, ist
schwer vorstellbar. Darin liegt auch ein wesentlicher Unter-
schied zum Stampiglienbeschluss oder auch zum Entschei-
dungsentwurf, den ein Rechtspraktikant erstellt. In solchen
Fällen ist für den Richter erkennbar, an welchen Parame-
tern sich der Antrag oder der Entwurf orientiert und welche
Informationen eingeflossen sind. Überdies hat jeweils ein
Mensch, der dieselben juristischen Denkgesetze erlernt hat
und daher grundsätzlich nach denselben juristischen Denk-
gesetzen gearbeitet haben sollte, gewürdigt und entschie-
den. Das „Denkmuster“ der KI ist aber ein gänzlich ande-
res.65

Ganz davon abgesehen müssten Vorkehrungen getroffen
werden, um das Sich-zu-eigen-Machen eines KI-Vorschlags
von der automatisierten Entscheidung im Einzelfall iSd § 41
DSG abzugrenzen. Denn eine solche liegt immer vor, wenn
sich der menschliche Einfluss auf Formales beschränkt.66

Der menschliche Richter müsste seine inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit dem Vorschlag daher transparent machen.
Verlangt man das, fällt aber die möglicherweise erwartete
Arbeitsersparnis wieder weg. Insgesamt sprechen damit

derzeit sowohl rechtliche als auch praktische Argumente ge-
gen KI-generierte Entscheidungsvorschläge, insbesondere
für Strafurteile. Wie man die praktische Verwendung wirk-
sam unterbindet, steht freilich auf einem anderen Blatt.

VI. CONCLUSIO

Der Einsatz eines KI-Strafrichters scheidet derzeit jedenfalls
aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben aus.67 Auch an-
dere rechtliche Regeln ziehen wichtige Grenzen.68 Demge-
genüber stellt sich der Einsatz von KI-Hilfsmitteln leichter
dar, wenngleich jede Maßnahme für sich zu beurteilen ist.69

Viele der technischen Unzulänglichkeiten, die bei dieser
rechtlichen Beurteilung eine Rolle spielen, werden künftig
wohl beseitigt werden. Und den rechtlichen Rahmen kann
man, gegebenenfalls mit Verfassungsmehrheit, auch abän-
dern. Dennoch wäre der Gesetzgeber gut beraten, nicht
komplett auf menschliche Richter zu verzichten. Denn wie
Greco schreibt:70

„Wer Macht über einen anderen ausübt, muss diesem ge-
genüber Verantwortung übernehmen können, was eine Ma-
schine, die an der Verletzlichkeit und Vorläufigkeit der con-
ditio humana nicht teilhat, überfordert. Rechtspflege schul-
den wir uns gegenseitig als Menschen“.

62 Siehe oben unter III.
63 Vgl dazu Mayrhofer/Parycek in ÖJT 106, 134f; Klaushofer, ZÖR 2019, 399
(421); Biallaß in Ory/Weth, jurisPK-ERV I2 Kap 8 Rz 152f; Bernzen, RDi
2023, 132 (137).
64 Zur „black box“ siehe schon oben unter III. 2. sowie die NW in FN 33;
siehe dazu auch Niederée/Nejdl in Ebers/Heinze/Krügel/Steinrötter, KI und
Robotik § 2 Rz 123f; Valerius, ZStW 2021, 152 (163); Kunesch in Baumgart-
ner, JB Öffentliches Recht 2021, 305 (315); Biallaß inOry/Weth, jurisPK-ERV
I2 Kap 8 Rz 159ff; Kahle, LTZ 2022, 170 (172f).
65 Siehe schon oben unter III; siehe dazu auch Baum in Leupold/Wiebe/
Glossner (Hrsg), IT-Recht Teil 9.1 Rz 13ff; Martini, Blackbox Algorithmus
19ff.
66 Vgl Lachmayer in Knyrim, DatKomm § 41 DSG Rz 11; Jahnel, DSGVO
Art 22 Rz 7;Martini in Paal/Pauly, DS-GVO BDSG3 Art 22 Rz 17ff; Paschke
in Gola/Heckmann, DS-GVO BDSG2 § 54 Rz 7.
67 Oben unter I.
68 Oben unter II und III.
69 Oben unter V.
70 Greco, Richterliche Macht ohne richterliche Verantwortung: Warum es
den Roboter-Richter nicht geben darf, RW 2020, 29 (62).
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Kann künstliche Intelligenz die
Lügendetektion revolutionieren?
Seit Jahrzehnten widmen sich Psychologinnen und Psycho-
logen, Kriminalbeamtinnen und Kriminalbeamte, Psychia-
terinnen und Psychiater, Neurowissenschaftlerinnen und
Neurowissenschaftler und Juristinnen und Juristen der He-
rausforderung, wie eine Lüge verlässlich identifiziert wer-
den kann.1 In jüngster Zeit haben sich auch Forscherinnen
und Forscher aus dem Bereich der künstlichen Intelligenz
diesem Bestreben angeschlossen und lassen die Hoffnung
einer „Wahrheitsmaschine“ erneut aufkeimen. Ob diese
Hoffnung berechtigt ist oder ob die KI-basierte Lügendetek-
tion weiterhin mit den gleichen Problemen konfrontiert ist,
wie auch die anderen Lügendetektionsansätze, soll im Fol-
genden kurz diskutiert werden.

I. ALLGEMEINE ERKENNTNISSE ÜBER
LÜGENDETEKTION

Generell ist der Mensch nicht sonderlich gut darin, Lüge
von Wahrheit zu unterscheiden.2 Zahlreiche Studien haben
gezeigt, dass die Fähigkeit, eine Lüge zu erkennen, kaum
über das zufällige Raten hinausgeht (in einer Meta-Studie
von Bond und DePaulo, in der 206 Studien mit 25.000 ein-
zelnen Lügendetektionsurteilen analysiert wurden, lag die
Trefferquote im Schnitt bei 54 Prozent3). Einige Berufs-
gruppen wie Richterinnen und Richter (57 Prozent) oder
Geheimdienstagentinnen und Geheimdienstagenten (64
Prozent) schnitten nur geringfügig besser ab. Trotz dieser
recht hohen Fehlerquote neigen die Menschen dazu, ihre
eigenen Fähigkeiten, eine Lügnerin und einen Lügner iden-
tifizieren zu können, stark zu überschätzen.4

II. LÜGENDETEKTION ANHAND
NONVERBALER UND PARALINGUISTISCHER
VERHALTENSWEISEN

In Bezug auf die Identifikation von Lügen anhand nonver-
baler und paralinguistischer Verhaltensweisen gibt es weit-
verbreitete Annahmen darüber, welche Anzeichen auf eine
Lüge hinweisen könnten. Beispielsweise werden weltweit
Merkmale wie Blickabwendung und Berührung des eigenen
Körpers, Gesichtsausdrücke, Hand-, Fuß- oder Beinbewe-
gungen, häufiges Ändern der Sitzposition, Nervosität, Blin-
zeln oder Sprechpausen sowie Stimmveränderungen als An-
zeichen einer unaufrichtigen Antwort gewertet.5 Dass die
Verwendung dieser Merkmale zielführend ist, eine Lüge
zu erkennen, ist wissenschaftlich jedoch nur wenig gestützt.
Es existieren zwar einige wenige Studien, die zeigen, dass es
gewisse Verhaltensweisen gibt, die Lügnerinnen und Lüg-
ner von ehrlichen Personen unterscheiden, beispielsweise
gestikulieren Lügnerinnen und Lügner weniger, um Gesag-

tes zu veranschaulichen,6 sind in ihrem Sprechverhalten zu-
rückhaltender und ausweichender, oder machen häufiger
Sprachfehler.7 Ebenfalls scheinen Personen, die die Wahr-
heit sagen, mehr deiktische Gesten zu benutzen.8 Dennoch
zeigen zahlreiche Studien und aktuelle Meta-Analysen, dass
es so etwas wie eine Pinocchio-Nase nicht gibt.9 Der wissen-
schaftliche Konsens lautet daher, dass die weit verbreitete
Annahme, Lügen anhand der Körpersprache zu erkennen,
schlichtweg falsch ist und einem Mythos entspricht.10

III. LÜGENDETEKTION MITTELS
PSYCHOPHYSIOLOGISCHER MESSUNGEN
(POLYGRAF)

Eine weitere Methode zur Lügendetektion basiert auf psy-
chophysiologischen Messungen: Es besteht die Annahme,
dass psychische und somatische Vorgänge zusammenhän-
gen, dh, dass Begleiterscheinungen des Lügens objektiv
durch die Messung von Blutdruck, Puls, Atmung und elekt-
rischer Leitfähigkeit der Haut erfasst werden können. Die
Theorie besagt, dass schuldige Personen im Vergleich zu
unschuldigen Personen eine erhöhte physiologische Erre-
gung zeigen, wenn sie zu deliktspezifischen Informationen
befragt werden.11 Die Herausforderung dieses Ansatzes be-
steht jedoch darin, eine angemessene Vergleichsbasis (Base-
line) zu etablieren, um die physiologischen Reaktionen be-
werten zu können. Der weit verbreitete Kontrollfragentest
verwendet dafür die Reaktion auf Kontrollfragen (zB „Ha-
ben Sie jemals etwas gestohlen?“) als Baseline und vergleicht
sie mit den Reaktionen auf relevante Fragen (zB „Haben Sie
die Halskette gestohlen?“). Dieses Verfahren erreicht eine
Trefferquote zwischen 60 und 83 Prozent, wobei schuldige

1 Für eine aktuelle Zusammenfassung der verschiedensten Ansätze siehe
Brennen/Magnussen, Lie Detection: What Works? Current Directions in Psy-
chological Science 2023, 395.
2 Vrij, Detecting Lies and Deceit: Pitfalls and Opportunities2 (2008).
3 Bond/DePaulo, Accuracy of Deception Judgments, Personality and Social
Psychology Review 2006, 214 (223).
4 Elaad, Effects of feedback on the overestimated capacity to detect lies and
the underestimated ability to tell lies, Applied Cognitive Psychology 2003,
349 (354).
5 Die Forschung fand in insgesamt 75 Ländern statt; Global Deception Re-
search Teams, A World of Lies, Journal of Cross-Cultural Psychology
2006, 60.
6 DePaulo/Lindsay/Malone/Muhlenbruck/Charlton/Cooper, Cues to decep-
tion, Psychological Bulletin 2003, 74 (93); Hillman/Vrij/Mann, Um. . .they
were wearing. . .: The effect of deception on specific hand gestures, Legal
and Criminological Psychology 2012, 336 (337).
7 Vrij/Mann. Detecting Deception: The Benefit of Looking at a Combina-
tion of Behavioral, Auditory, and Speech Content Related Cues in A Syste-
matic Manner. Group Decision and Negotiation 2004, volume 13, issue 1,
61–79, 64.
8 Hillman/Vrij/Mann, Legal and Criminological Psychology 2012, 337.
9 Luke, Lessons from Pinocchio: Cues to deception may be highly exagge-
rated, Perspectives on Psychological Science 2019, 46.
10 Brennen/Magnussen, Research on non-verbal signs of lies and deceit: A
blind alley, Frontiers in Psychology 2020, 1.
11 Iacono/Ben-Shakhar, Current status of forensic lie detection with the com-
parison question technique: An update of the 2003 National Academy of
Sciences report on polygraph testing, Law and Human Behavior 2019, 86.
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Personen recht zuverlässig als schuldig erkannt werden
(74–82 Prozent), aber auch unschuldige Personen gelegent-
lich fälschlicherweise als schuldig klassifiziert werden
(10–16 Prozent),12 vermutlich, weil sich auch eine unschul-
dige Person bewusst ist, auf welche Frage es ankommt und
deswegen automatisch mit Anspannung reagiert.

Bei dem Tatwissenstest werden Details zur Tat gefragt
(zB „Wurde der Mann mit einem Messer erstochen?“,
„Wurde der Mann mit einer Pistole erschossen?“). Nur
schuldige Personen verfügen über das erforderliche Tatwis-
sen, um erkennen zu können, welche Frage die relevante
Frage ist, und zeigen daher insbesondere bei dieser Frage
im Vergleich zu den anderen Fragen eine veränderte phy-
siologische Reaktion. Unschuldige Personen sollten auf-
grund ihres fehlenden Tatwissens auf alle Detailfragen glei-
chermaßen erregt reagieren (natürlich nur, wenn detaillier-
te Informationen zum Tathergang nicht durch Medien oder
involvierte Personen bekannt geworden sind). Mit dieser
Methode können Trefferquoten zwischen 76 und 97 Pro-
zent erzielt werden, allerdings führt sie auch dazu, dass
schuldige Personen fälschlicherweise als unschuldig einge-
stuft werden (12–24 Prozent).13

IV. LÜGENDETEKTION MITTELS
NEUROWISSENSCHAFTLICHER METHODEN

Nachdem die vorherigen Ansätze der Lügendetektion keine
zufriedenstellende Lösung lieferten, rückten bildgebende
Verfahren in den Mittelpunkt der Forschung. Die funktio-
nelle Magnetresonanztomographie (fMRT) stellt eine nicht-
invasive Untersuchungsmethode dar, die die Hirnaktivität
bei verschiedenen kognitiven Aufgaben sichtbar macht.
Diese Methode konzentriert sich darauf – ähnlich wie der
Polygraf – Veränderungen der Gehirnaktivität bei Lügen im
Vergleich zu wahrheitsgemäßen Aussagen zu identifizieren,
wodurch erneut die Feststellung einer Baseline relevant
wird. Es geht somit nicht primär um die Identifizierung ei-
nes „Lügenzentrums“ im Gehirn.14 Die Annahme, dass be-
stimmte Hirnareale ausschließlich durch den kognitiven
Prozess des Lügens aktiviert werden, steht auf wackligen
wissenschaftlichen Beinen. Zudem wurde die bisherige For-
schung größtenteils an klinisch gesunden Probanden unter
künstlichen Bedingungen durchgeführt,15 wodurch die
Übertragbarkeit auf juristisch relevante Situationen unklar
bleibt.16 Darüber hinaus erfordert dieser Ansatz die Koope-
ration der verdächtigen oder aussagenden Person.

V. KÜNSTLICHE INTELLIGENZ: DIE LÖSUNG?

Künstliche Intelligenz könnte an den Stellen, an denen der
Mensch an seine Grenzen kommt, eine Lösung bieten, ins-
besondere bei sehr aufwändigen Analysen, wie bei der Er-
kennung von Mustern in nonverbalen Verhaltensweisen
oder unbewussten körperlichen Reaktionen, zum Beispiel
bei der Messung von Pupillenbewegung und Pupillengröße.

Lügen stellt einen kognitiv anspruchsvollen Prozess dar17

und höhere kognitive Anstrengung ist mit Blinzeln oder er-
weiterten Pupillen assoziiert.18 Tatsächlich wurde eine ver-
mehrte Pupillenerweiterung bei lügenden Probanden beo-
bachtet.19 Die Auswertung dieser Pupillenreaktionen erfolg-
te ursprünglich durch Eye-Tracking-Software – ein zeitauf-
wändiger Prozess. Die Analyse der Daten durch einen
Algorithmus, mit einer zeitnahen Rückmeldung über Lüge
oder Wahrheit, folgte erst später, zum Beispiel durch die
US-Amerikanischen Programme EyeDetect und EyeDetect
+ von Converus Inc. (www.converus.com), die eine Treffer-
quote zwischen 88 Prozent und 91 Prozent versprechen. An
den EU-Außengrenzen wird das System „iBorderCtrl“ (ein
EU-gefördertes Projekt) getestet. Reisende sollen bereits vor
ihrer Reise in die EU einen Video-Lügendetektor-Test ab-
solvieren, bei dem die Mimik und das Verhalten des Rei-
senden von einer KI evaluiert wird.

Auch wenn diese Systeme vielversprechend sind, so be-
steht ein erhebliches Problem darin, dass die verwendeten
Algorithmen und die Daten, auf denen diese Algorithmen
basieren, intransparent und somit nicht nachvollziehbar
sind. Die verwendete künstliche Intelligenz erhält ihre Da-
tengrundlage, die sie zum Lernen benutzen soll, von Men-
schen. Übernimmt die künstliche Intelligenz in diesem
Schritt möglicherweise die Vorurteile und somit auch die
kognitiven Verzerrungen (englisch: Bias) der Menschen?
Auch eine KI kann geschlechtsspezifische und rassistische
Annahmen, die zu diskriminierenden Ergebnissen führen,
reproduzieren und festigen.20 Im Falle von selbstlernenden
Algorithmen bleibt sowohl externen Personen als auch den

12 Für eine zusammenfassende Darstellung der Forschungsergebnisse siehe
Meijer/Verschure, The polygraph: Current Practices and New Approaches, in
Granhag/Vrij (Hrsg), Detecting Deception. Current Challenges and Cogni-
tive Approaches (2015) 59.
13 Fn 12.
14 Bestimmte Hirnareale (zB der Präfrontale Kortex) sind während des Lü-
gens verstärkt aktiv. Die Komplexität der menschliche Gehirnaktivität und
die Vielzahl möglicher physiologischer Reaktionen erschweren die eindeuti-
ge Zuordnung einer bestimmten Hirnaktivität (bzw eines Musters) zur Lüge.
15 Probandinnen und Probanden werden instruiert zu lügen und können
dies nicht frei wählen; es gibt keine ernstzunehmenden Konsequenzen, wenn
nicht überzeugend gelogen wurde; für eine Zusammenfassung siehe Simpson,
Funtional MRI Lie Detection: Too Good to be True? Journal of the American
Academy of Psychiatry and Law 2008, 491 (493).
16 La Tona/Terranoca/Vernuccio/Lo Re/Salerno/Zerbo/Argo, Lie Detection:
fMRI, in Lo Re/Argo/Midiri/Cattaneo (Hrsg), Radiology in Forensic Medi-
cine (2020) 197 (201).
17 DePaulo/Lindsay/Malone/Muhlenbruck/Charlton/Cooper, Cues to decep-
tion, Psychological Bulletin 2003, 74 (93);
18 Stern/Walrath/Goldstein, The endogenous eyeblink, Psychophysiology
1984, 22; Dionisio/Granhol/Hillix/Perrine, Differentiation of deception using
pupillary responses as an index of cognitive processing, Psychophysiology
2001, 205.
19 Wang/Spezio/Camerer, Pinocchio’s Pupil: Using Eyetracking and Pupil
Dilation to understand Truth Telling and Deception in Sender-Receiver Ga-
mers, The American Economic Review 2010, 984; Hochman/Glöckner/Fied-
ler/Ayal, “I can see it in your eyes“: Biased Processing and Increased Arousal
in Dishonest Responses, Journal of Behavioral Decision Making 2016, 322;
Lubow/Fein, Pupillary Size in Response to A Visual Guilty Knowledge Test:
New Technique for the Detection of Deception, Journal of Experimental Psy-
chology 1996, 164; Trifiletti/D’Ascenzo/Lugli/Cocco/Di Bernardo/Iani/Rubi-
chi/Nicoletti/Vezzali, Truth and lies in your eyes: Pupil dilation of White
participants in truthful and deceptive responses to White and Black partners,
PLoS One 2020, 1 (8).
20 Hall/Clapton, Programming the machine: gender, race, sexuality, AI, and
the construction of credibility and deceit at the border, Internet Policy Re-
view 2021, 1 (3).
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Entwicklerinnen und Entwicklern unbekannt, was die KI
letztendlich als Lügenindikator bewertet. Dies führt zu einer
undurchsichtigen und nicht evaluierbaren „Black Box.“

VI. DAS PROBLEM DER MEHRDEUTIGKEIT
BLEIBT BESTEHEN

Trotz unterschiedlicher Ansätze der Lügendetektion haben
alle Ansätze ein gemeinsames grundlegendes Problem: die
Mehrdeutigkeit. Wenn eine Person lügt, kann es zwar sein,
dass sie in dem Moment ihre Hände weniger bewegt, sie
längere Sprechpausen einlegt, sie mehr schwitzt, die Ge-
hirnaktivität im Präfrontalen Kortex zunimmt oder dass
sich ihre Pupillen vergrößern. Dass zumindest einige dieser
Veränderungen Begleiterscheinung des Lügens sind, welche
durch technologische Fortschritte besser, leichter oder ein-
deutiger gemessen und interpretiert werden können, konn-
ten Meta-Studien zeigen.21 Das Problem ist nicht die ver-

wendete Technologie, sondern vielmehr die zugrunde lie-
gende Schlussfolgerung, dass die gemessenen Indikatoren
immer und ausschließlich auf eine Lüge hinweisen. Es gibt
stets alternative Erklärungen, wie Stress, mangelndes Ver-
trauen oder die allgemeine Nervosität während der Befra-
gung. Die eindeutige Bewertung bestimmter Verhaltens-
muster, veränderter Pupillengröße oder bestimmter Hirn-
aktivitäten als klare Anzeichen für eine Lüge ist aus wissen-
schaftlicher Sicht schlichtweg (noch) nicht zulässig.

Digitale Identitäten und Datenschutz
Vortrag im Rahmen des Anwaltstags 2023 in Linz

In diesem Beitrag werden zentrale Aspekte des Datenschutzrechts in Bezug auf digitale Identitäten beleuchtet. Er stellt
eine überarbeitete und aktualisierte Zusammenfassung des Vortrags, der anlässlich des Anwaltstags 2023 in Linz ge-
halten wurde, dar.

I. EINLEITUNG

Ein nicht unerheblicher Teil unseres Lebens spielt sich mitt-
lerweile im digitalen Raum ab. Verschiedenste digitale
Dienstleistungen werden etwa genutzt, um Behördengänge
zu erledigen, Musik oder Filme zu streamen, auf den E-
Mail-Account, Messengerdienste oder auf Dateien in der
Cloud zuzugreifen. Verfügte im Jahr 2007 ein durchschnitt-
licher Internetnutzer noch über durchschnittlich 6,5 Pass-
wörter,1 sind es im Jahr 2023 im Durchschnitt über 100
Passwörter, die zur Authentifizierung verwendet werden.2

Gleichzeitig stellten Identitätsdiebstahl sowie Ransom-
ware-Angriffe im Jahr 2023 die herausragendsten Bedro-
hungen im Online-Bereich dar.3 Um diese Gefahren hint-
anzuhalten und eine sichere Nutzung digitaler Dienstleis-
tungen zu ermöglichen, bedarf es sicherer Authentifizie-
rungsverfahren, damit der Nutzer gegenüber dem
Diensteanbieter seine Berechtigung zur Nutzung des jewei-
ligen Dienstes nachweisen kann.4 Unter dem Sammelbegriff
„Digitale Identitäten“ werden verschiedene Verfahren ver-
standen, die eine ordnungsgemäße Identifizierung des Nut-
zers sicherstellen und als Vertrauensbasis zwischen dem In-
haber dieser digitalen Identität und dem Diensteanbieter
fungieren sollen.5

Sowohl private Diensteanbieter als auch öffentliche Stel-
len greifen dabei auf unterschiedliche Authentifizierungs-
formen zurück. Soweit es dabei zu einer Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten kommt, sind dabei die Anforderun-
gen der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO),6 insb die
zu treffenden Datensicherheitsmaßnahmen als geeignete

21 DePaulo/Lindsay/Malone/Muhlenbruck/Charlton/Cooper, Cues to decep-
tion, Psychological Bulletin 2003, 74 (93); Sporer/Schwandt, Moderators of
nonverbal indicators of deception: A meta-analytic synthesis, Psychology,
Public Policy, and Law 2007, 1; Christ/Van Essen/Watson/Brubaker/McDer-
mott, The contributions of prefrontal cortex and executive control to decep-
tion: evidence from activation likelihood estimate meta-analyses, Cerebral
Cortex 2009, 1557; Farah/Hutchinson/Phelps/Wagner, Functional MRI-based
lie detection: scientific and societal challenges, Nature Reviews Neuroscience
2014, 123.

1 Florêncio/Herley, A Large-Scale Study of Web Password Habits, https://
www.microsoft.com/en-us/research/publication/a-large-scale-study-of-web-
password-habits/ (abgefragt am 21. 11. 2023).
2 Rowe, Study Reveals Average Person Has 100 Passwords, https://tech.co/
password-managers/how-many-passwords-average-person (Stand
21. 3. 2023).
3 Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik, Die Lage der IT-Si-
cherheit in Deutschland, 47, https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Down-
loads/DE/BSI/Publikationen/Lageberichte/Lagebericht2023.pdf (Stand
2. 11. 2023).
4 Ehrlich/Richter/Meisel/Anke, Self-Sovereign Identity als Grundlage für
universell einsetzbare digitale Identitäten, HMD (2021) 58, 247 (248),
https://doi.org/10.1365/s40702-021-00711-5 (abgefragt am 21. 11. 2023).
5 National Institute of Standards and Technology (Hrsg), NIST Special Pub-
lication: Digital Identity Guidelines, Initial Public Draft (NIST SP 800–63-4
ipd) 3, https://doi.org/10.6028/NIST.SP.800-63-4.ipd (Stand 12/2022).
6 VO (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
27. 4. 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der RL 95/
46/EG (Datenschutz-Grundverordnung DSGVO), ABl L 119/1 vom
4. 5. 2016 idF ABl L 74/35 vom 4. 3. 2021.
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technische und organisatorische Maßnahmen sowie die
Grundsätze der Datenverarbeitung zu beachten.7

Gegenstand dieses Beitrags ist zunächst die (eher tech-
nisch gehaltene) Darstellung unterschiedlicher Ausgestal-
tungsformen, anschließend die Diskussion einzelner daten-
schutzrechtlicher Aspekte, die es von einem (privatwirt-
schaftlichen) Verantwortlichen im Zuge der Planung und
Implementierung eines Authentifizierungssystems zu be-
achten gilt. Abschließend werden mit der ID Austria und
der euID zwei Systeme aus dem öffentlichen Bereich kurz
beleuchtet.

II. AUSGESTALTUNGSFORMEN

1. Isolierte sowie zentrale Identitäten

Die einfachste technische Implementierung einer digitalen
Identität ist die isolierte Identität. Es handelt sich dabei im
Wesentlichen um die Authentifizierung bei einem spezifi-
schen Dienst mittels einer einfachen Kombination aus Be-
nutzernamen und Passwort, wobei die Authentifizierungs-
daten direkt beim jeweiligen Diensteanbieter gespeichert
werden.8 Ein derartiger, technisch abgegrenzter Ansatz
mag zwar aufgrund der zwangsläufigen Diversifizierung
der Authentifizierung, sohin der Erstellung einer gesonder-
ten digitalen Identität je genutztem Dienst, bestimmte Vor-
teile bringen, aus Perspektive insb der Datensicherheit
überwiegen die Nachteile jedoch erheblich: Weisen Pass-
wörter keine ausreichende Komplexität auf (idR wird eine
Mindestlänge sowie eine Kombination aus Groß- und
Kleinschreibung, numerischen und alphanumerischen Zei-
chen sowie Sonderzeichen empfohlen),9 sind sie empfäng-
lich für verschiedene Angriffsmethoden.10 Zudem ist die
Nutzung derselben Authentifizierungsdaten über mehrere
Services hinweg weit verbreitet,11 sodass im Falle von Ha-
ckerangriffen die solcherart gestohlenen Authentifizie-
rungsdaten auch bei anderen Services verwendet werden
können.12 Dass diese Fälle mittlerweile (traurige) Realität
sind, zeigen laufende mediale Veröffentlichungen.13

Mit Single Sign On (SSO)-Diensten wird eine Authenti-
fizierungsform als „zentrale Identität“ angeboten, die es dem
Nutzer ermöglicht, mit nur einem einzigen Set an Login-In-
formationen mehrere unterschiedliche Dienste zu nutzen.
Der „Drittdienst“ erhält dann vom SSO-Dienst nicht die ein-
gegebenen Authentifizierungsdaten übergeben, sondern die
Bestätigung der verifizierten Identität des jeweiligen Nut-
zers.14 Vorteilig an dieser Methode ist, dass sich der Nutzer
nunmehr lediglich ein einziges Datenpaar zur Authentifizie-
rung merken muss. Nachteilig ist, dass die so beim SSO-
Dienstleistern entstehende Datenmenge zu den genutzten
Diensten für eine Profilbildung des Nutzers grundsätzlich
geeignet ist;15 die Nutzung eines solchen Dienstes setzt folg-
lich ein hohes Maß an Vertrauen des Nutzers voraus, dass
eine Verwertung dieser Daten, bspw zu werblichen Zwecken,
nicht erfolgt. Gehen zudem die Authentifizierungsdaten des

Nutzers für den SSO-Dienst verloren (bspw aufgrund einer
Sicherheitslücke), kann ein Angreifer praktischerweise auch
auf sämtliche Services, die mit dem gehackten Nutzer über
den SSO-Dienst verknüpft wurden, zugreifen.

Um die Sicherheit der Identifizierung zu steigern, wird
von einzelnen Diensteanbietern eine Multifaktorauthentifi-
zierung (MFA) angeboten. Diese zeichnet sich dadurch aus,
dass zum erfolgreichen Nachweis der Identität zumindest
zwei der drei nachfolgend genannten Elemente erfüllt sein
müssen:Wissen (zB die Eingabe eines Benutzernamens und
eines Passworts), Besitz (zB Verfügung über ein Smartpho-
ne oder ein Einmalpasswort) sowie Inhärenz (Merkmal, das
nur eine Person selbst aufweisen kann, zB ein biometrisches
Merkmal wie der Fingerabdruck).16 Grundsätzlich besteht
keine unmittelbare gesetzliche Verpflichtung zur Einfüh-
rung von MFA (s jedoch sogleich III); anderes gilt für Zah-
lungsdienstleister, die unter bestimmten Voraussetzungen
(zB im Falle des Zugriffs des Zahlers auf sein Zahlungskon-
to) eine „starke Kundenauthentifizierung“ vornehmen müs-
sen (§ 87 Abs 1 iVm § 4 Z 28 ZaDiG 2018). Auch MFA ist
nicht vor Angriffen gefeit, wie ein jüngeres in den Medien

7 Jeweils flankiert von den einschlägigen materienspezifischen Bestimmun-
gen im Unionsrecht bzw in nationalen Gesetzen, zB nach dem Signaturge-
setz, dem Gesundheitstelematikgesetz 2012 oder dem Telekommunikations-
gesetz 2021.
8 Sedlmeir/Smethurst/Rieger/Fridgen, Digital Identities and Verifiable Cre-
dentials, in Business & Information Systems Engineering 63 (5), 604
(2021), https://doi.org/10.1007/s12599-021-00722-y (abgefragt am
21. 11. 2023).
9 Das Österreichische Informationssicherheitshandbuch, welches von der
A-SIT herausgegeben und ständig aktualisiert wird, enthält (derzeit) 26 ein-
zelne Empfehlungen zur Sicherstellung einer angemessenen Passwortsicher-
heit, die als Mindeststandard verstanden werden sollen, vgl A-SIT (Hrsg),
Österreichisches Informationssicherheitshandbuch (Version 4.4.0) 294 f,
https://www.sicherheitshandbuch.gv.at/downloads/sicherheitshandbuch.pdf
(Stand 6. 11. 2023).
10 Bspw die Brute-Force-Attacke, bei welcher sämtliche Passwortkombina-
tionen automatisiert ausprobiert werden (zB bei einem bekanntermaßen
sechsstelligen, ausschließlich aus Großbuchstaben bestehenden alphanume-
rischen Passwort von AAAAAA bis ZZZZZZ), oder die Dictionary-Attacke,
bei welcher überprüft wird, ob ein in einem Wörterbuch gespeichertes Wort
das gesuchte Kennwort ist. Die Literatur zu derartigen Angriffsmethoden ist,
auch zum Zweck deren Erkennung und Abwehr, reichhaltig, zB Marchetti/
Bodily, John the Ripper: An Examination and Analysis of the Popular Hash
Cracking Algorithm, in IEEE (Hrsg), 2022 Intermountain Engineering, Tech-
nology and Computing (IETC), https://doi.org/10.1109/
IETC54973.2022.9796671 (abgefragt am 21. 11. 2023).
11 Gemäß einer im Oktober 2022 durchgeführten Studie verwendet mehr als
die Hälfte aller Nutzer ein Passwort für mehrere Accounts, dies ohne Zuhilfe-
nahme eines Passwortmanagers, sMaddison, Exclusive: most people still reu-
se their passwords despite years of hacking, https://www.techradar.com/
news/exclusive-most-people-still-make-up-their-own-passwords-and-reuse-
them (Stand 21. 10. 2022).
12 Mithilfe der Website „Have I been Pwned?“ kann ein Betroffener abfragen,
ob seine E-Mail-Adresse oder ein Passwort in einem Data Breach enthalten
ist bzw war, sodass er diese(s) ehestmöglich ändern kann, s https://havei-
beenpwned.com/Passwords (abgefragt am 20. 11. 2023).
13 ZB Toulas, Genetics firm 23andMe says user data stolen in credential stuf-
fing attack, https://www.bleepingcomputer.com/news/security/genetics-
firm-23andme-says-user-data-stolen-in-credential-stuffing-attack/ (Stand
6. 10. 2023). Im Zuge des Hacks wurden genetische Daten samt Nutzerdaten
gestohlen und in einem Forum zum Verkauf angeboten.
14 Ehrlich/Richter/Meisel/Anke, Self-Sovereign Identity (FN 4) 247 (249,
252); Anke/Richter, Digitale Identitäten: Status quo und Perspektiven,
HMD Praxis der Wirtschaftsinformatik (2023) 261 (267f). Dieser Typus ei-
ner Identität ist auch als „föderierte Identität“ bekannt.
15 Ehrlich/Richter/Meisel/Anke, Self-Sovereign Identity (FN 4) 247 (249).
16 A-SIT (Hrsg), Österreichisches Informationssicherheitshandbuch (FN 9)
307f; Ometov et al, Multi-Factor Authentication: A Survey, in Cryptography
2018, 2 (1) 1, https://doi.org/10.3390/cryptography2010001 (abgefragt
19. 11. 2023); Saqib et al, Analysis and Intellectual Structure of the Multi-
Factor Authentication in Information Security, IASC (2022) vol 32, no.3,
1635, https://doi.org/10.32604/iasc.2022.021786 (abgefragt am 19. 11. 2023).
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kommuniziertes Beispiel zum „Google Authenticator“ exem-
plarisch zeigt.17

2. Dezentrale Identitäten

Eine weitere Methode zur Authentifizierung ist jene der „de-
zentralen Identität“ bzw „self-souvereign identity“ (SSI).18

Wie der englischen Bezeichnung zu entnehmen, zielt sie da-
rauf ab, dem Nutzer die Verfügungsmacht über seine eige-
nen personenbezogenen Daten wieder zu verleihen, sodass er
seine digitale Identität selbstbestimmt verwenden kann.19

Die SSI dient dabei nicht nur dem Login zu einem spezifi-
schen Dienst, sondern kann darüber hinaus auch als sicherer
Nachweis verwendet werden, dass ein Nutzer eine oder meh-
rere bestimmte Eigenschaften aufweist, die vom Aussteller
des Nachweises bestätigt wurden („Verifiable Credentials“).
Diese Eigenschaften, die bspw in einer Berechtigung zur
Nutzung eines Dienstes, Zugangsberechtigungen oder die
Zugehörigkeit zu einem bestimmten Unternehmen darstel-
len können, werden dem identifizierten Nutzer vom Ausstel-
ler (zB einemArbeitgeber) in Form eines digitalen Zertifikats
zugewiesen. Dieses Zertifikat kann vom Nutzer dann – je-
weils unter Verwendung einer geeigneten Wallet-App –

wahlweise lokal (zB Smartphone, Smartwatch) oder online
mittels Cloud-Dienst abgespeichert werden.20

Zumal dieses Zertifikat vom Aussteller unter Verwen-
dung sicherer kryptografischer Methoden zusätzlich sig-
niert wird,21 ist eine eigenmächtige Manipulation des In-
halts durch den Nutzer ausgeschlossen. Zusätzlich kann –

je nach technischer Ausgestaltung – das Zertifikat auch mit
einem spezifischen Endgerät (Besitz) oder einem biometri-
schen Merkmal (Inhärenz) des Nutzers verknüpft werden,
sodass im Zuge der Verwendung jedenfalls auch dieses
Merkmal (zB ein Fingerabdruck) bereitgestellt werden
muss. Eine Nutzung des Zertifikats durch unbefugte Dritte
wird dadurch verhindert.22

Darüber hinaus wird dem Nutzer auch die Möglichkeit
gegeben, selektiv bestimmte Attribute zur Vorlage an die
Überprüfungsstelle auszuwählen („Verifiable Presenta-
tions“).23 Wenn ein Unternehmen einem Mitarbeiter sohin
ein (kryptografisch und biometrisch abgesichertes) Zertifi-
kat ausstellt, das die Attribute Name, Geburtsdatum, Ar-
beitgeber, Mitarbeiter-ID und Gültigkeitszeitraum umfasst,
sind gegenüber Dritten zum Nachweis der Unternehmens-
zugehörigkeit lediglich die Attribute Arbeitgeber und Gül-
tigkeitszeitraum relevant.24 Ausschließlich diese beiden At-
tribute werden (neben verschiedenen kryptografischen In-
formationen) an die Prüfstelle (zB an einen Buchladen, der
Mitarbeiterrabatte anbietet) in datenschutzkonformer Wei-
se25 zur Verfügung gestellt. Der Name des Mitarbeiters ist
hingegen völlig unerheblich, da die zu beweisende Eigen-
schaft der Unternehmenszugehörigkeit bereits durch die
Vorlage eines abgeleiteten Zertifikats (als Teilmenge von
Attributen des vollständigen Zertifikats), das von der aus-
stellenden Stelle stammen muss (zumal kryptografisch ab-

gesichert) und das nur vom Berechtigten verwendet werden
kann (zumal biometrisch abgesichert), abgeschlossen ist.
Die anfordernde Stelle, die das Zertifikat erhält, kann ihrer-
seits (entweder selbst oder über einen externen Dienstleis-
ter, der nicht zwangsläufig mit der ausstellenden Stelle ident
sein muss) überprüfen, ob das übermittelte Zertifikat „echt“
ist (dh vom Aussteller stammt) und der Nutzer zur Verwen-
dung berechtigt ist („Verifier“).26

III. DATENSCHUTZRECHTLICHE
SCHLAGLICHTER

1. Personenbezug der verarbeiteten
Daten

Anknüpfungspunkt für die Anwendung der DSGVO ist die
Verarbeitung personenbezogener Daten (Art 2 Abs 1
DSGVO), sohin von Informationen, „die sich auf eine iden-
tifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen“;
Identifizierbarkeit liegt vor, wenn die betroffene Person
mittels eines Identifikationsmerkmals, wie zB einer Ken-
nung, Kennnummer oder Online-Kennung, zugeordnet
werden kann (Art 4 Z 1 DSGVO).

Sofern der Datenbestand bspw einen Namen, ein Ge-
burtsdatum und/oder eine personalisierte E-Mailadresse
bzw eine Kombination der vorgenannten Elemente enthält,
ist von vornherein von einem direkten Personenbezug aus-
zugehen.27 Auch wenn im Zuge der Authentifizierung nicht
personifizierte Identifikationsmerkmale wie Fantasiebe-
zeichnungen oder -E-Mailadressen verwendet werden, ist
eine Identifizierung – und damit ein Personenbezug – be-
reits dann gegeben, wenn der Personenbezug unter Zuhilfe-
nahme „nach allgemeinem Ermessen wahrscheinlich“ ge-
nutzter Mittel hergestellt werden kann.28

17 Goodin, How Google Authenticator made one company’s network breach
much, much worse, https://arstechnica.com/security/2023/09/how-google-
authenticator-gave-attackers-one-companys-keys-to-the-kingdom/ (Stand
15. 9. 2023).
18 Ehrlich/Richter/Meisel/Anke, Self-Sovereign Identity (FN 4) 247 (253).
19 Anke/Richter, Digitale Identitäten (FN 14) 261 (268 f); Sedlmeir/Sme-
thurst/Rieger/Fridgen, Digital Identities and Verifiable Credentials (FN 8)
605.
20 Sedlmeir/Smethurst/Rieger/Fridgen, Digital Identities and Verifiable Cre-
dentials (FN 8) 603f mwN.
21 Ehrlich/Richter/Meisel/Anke, Self-Sovereign Identity (FN 4) 247 (256).
22 Vgl zB Anke/Richter, Digitale Identitäten (FN 14) 261 (266); Othman/Cal-
lahan, The Horcrux Protocol: A Method for Decentralized Biometric-based
Self-sovereign Identity, in IEEE 2018 International Joint Conference on Neu-
ral Networks (IJCNN), https://doi.org/10.1109/IJCNN.2018.8489316 (abge-
fragt am 21. 11. 2023).
23 Ehrlich/Richter/Meisel/Anke, Self-Sovereign Identity (FN 4) 247 (253f).
24 In datenschutzkonformer Weise ergibt sich dies schon aus dem Grundsatz
der Datenminimierung.
25 ZB QR-Code, wobei auch hier technisch sichergestellt sein muss, dass es
zu keinem Missbrauch kommen kann.
26 Vgl Ehrlich/Richter/Meisel/Anke, Self-Sovereign Identity (FN 4) 247 (250).
27 Klar/Kühling in Kühling/Buchner (Hrsg), DS-GVO3 (2020) Art 4 Nr 1
Rz 18.
28 ErwGr 26 DSGVO; auf die in der Lit geführte Diskussion zur „absoluten“
vs „relativen“ Theorie des Personenbezugs sei hingewiesen, vgl Klar/Kühling
in Kühling/Buchner (Hrsg), DS-GVO3 (2020) Art 4 Nr 1 Rz 20. Ein einfaches
Beispiel wäre, wenn eine Fantasie-E-Mail-Adresse durch eine Google-Suche
aufgrund konkreter Suchergebnisse (zB Angaben auf einer Website) mit ei-
ner Person verknüpft werden kann.
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Wird von einem Verantwortlichen oder Auftragsverar-
beiter bei einem Loginversuch auch gleichzeitig die (stati-
sche oder dynamische) IP-Adresse des Nutzers protokol-
liert, liegt schon aufgrund dieses Umstands Personenbezug
der jeweiligen IP-Adresse vor.29 Gleiches gilt unter Berück-
sichtigung der jüngsten Rsp des EuGH für jegliche sonsti-
gen Identifikationsnummern bzw -merkmale (in extremo
sohin wohl auch für bloße Hashwerte), die zwar für sich
genommen nicht personenbezogen wären, jedoch eine
Zuordenbarkeit zu einer betroffenen Person aufgrund zu-
sätzlicher Mittel, über die der Verantwortliche bei „vernünf-
tiger Betrachtung“ verfügt, gegeben ist.30 Zusätzliche, bei
isolierter Betrachtungsweise nicht personenbezogene Au-
thentifizierungsdaten werden in Verbindung mit den perso-
nenbezogenen Bestandteilen ebenso (gewissermaßen) mit
Personenbezug „infiziert“.

Bei dezentralen Identitäten ist die Frage, ob personenbe-
zogene Daten vorliegen, besonders sorgfältig zu prüfen, wo-
bei auf die konkrete technische Ausgestaltung, insb im Hin-
blick auf die Datensparsamkeit sowie die Verwendung von
kryptografischen Schlüsseln, abzustellen ist. Wenn eine Per-
son ein Zertifikat vorlegt, aus welchem deren Volljährigkeit
hervorgeht, wird dies mangels Identifizierbarkeit grund-
sätzlich nicht ausreichen, um einen Personenbezug herzu-
stellen,31 es sei denn, aufgrund der Zertifikatsübermittlung
werden zusätzliche (insb technische) Informationen preis-
gegeben, die eine solche Identifizierung ermöglichen.32

2. Grundsätze der Datenverarbeitung

Mit den in Art 5 Abs 1 DSGVO festgelegten Grundsätzen
der Datenverarbeitung werden dem Verantwortlichen abs-
trakte Verpflichtungen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten auferlegt;33 ihre Verletzung ist mit Geldbuße
sanktioniert.34 Drei dieser Grundsätze werden nunmehr nä-
her beleuchtet:

So hat der Verantwortliche aufgrund des Grundsatzes der
Integrität und Vertraulichkeit für eine „angemessene Sicher-
heit“ der Datenverarbeitung zu sorgen.35 Dies umfasst glei-
chermaßen die Schaffung einer geeigneten Zugangskontrolle
auf Datenbestände.36 Unter Berücksichtigung des Kriterien-
katalogs in Art 32 Abs 1 DSGVO, wonach für die Wahl der
konkreten Maßnahmen unter anderem die Zwecke der Ver-
arbeitung, die Implementierungskosten sowie der Stand der
Technik zu berücksichtigen sind,37 ergeben sich dabei unter-
schiedliche Anforderungen an Verantwortliche:
• Auswahl der konkreten Authentifizierungsmethode, auch
hinsichtlich des verfolgten Zwecks: Sofern eine konkrete
Methode nicht ohnedies gesetzlich vorgegeben ist,38 ist
abzuklären, welche Form der Authentifizierung technisch
umgesetzt werden soll. So könnte bei manchen Dienst-
leistungen (zB bloßes Anbot von Streaming, Zurverfü-
gungstellung einer Kommentarfunktion auf einem Nach-
richtenportal) eine Authentifizierung mittels isolierter
Identität als ausreichend erachtet werden; handelt es sich

jedoch um einen Zugriff auf kritische Datenverarbeitun-
gen mit erhöhtem Risiko für betroffene Personen oder
wird der Zugriff auf besondere Datenkategorien (zB Ge-
sundheitsdaten) ermöglicht, ist vom Verantwortlichen zu
überlegen, ob aus sicherheitstechnischer Sicht zusätzlich
auf MFA zurückgegriffen werden oder generell eine de-
zentrale Identität eingesetzt werden soll.39

• Berücksichtigung der technologischen Entwicklungen und
des Stands der Technik zur Verhinderung von Missbrauch:
Dies betrifft im Falle isolierter bzw zentraler Identitäten
technische Aspekte, wie bspw Passwortrichtlinien bzw die
Sicherheit des vom Nutzer gewählten Passworts (Länge,
Zeichen etc), ebenso die systemseitig gewählte Verschlüs-
selungsmethode jeweils unter besonderer Berücksichti-
gung des Stands der Technik40 sowie bestehender oder
neuer41 Angriffsmethoden.42 Bei dezentralen Identitäten
ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass die
Bindung des Zertifikats an die Person, die dieses vorlegt,
verifiziert wird, dass eine eigenmächtige Modifikation des
Zertifikats ausgeschlossen wird, ebenso dass es vom Inha-
ber auch verwendet werden darf.43

Der Grundsatz der Datenrichtigkeit, gemäß welchem perso-
nenbezogene Daten „sachlich richtig und erforderlichenfalls
auf dem neuesten Stand“ sein müssen,44 birgt besonders im
Bereich dezentraler Identitäten Herausforderungen. Genau-
so wie bei einem analogen Ausweis geht aus einer dezentra-
len Identität grundsätzlich nicht hervor, ob die Identität
nach wie vor Gültigkeit besitzt oder sich die darin enthalte-
nen Daten in realiter mittlerweile geändert haben. Diesem
Problem könnte bspw auf Seiten des Ausstellers dadurch
entgegengetreten werden, dass die Gültigkeitsdauer eines

29 Ausdrücklich für dynamische IP-Adressen EuGH 19. 10. 2016, C-582/14,
Patrick Breyer gegen Bundesrepublik Deutschland, ECLI:EU:C:2016:779.
30 Vgl EuGH 9. 11. 2023, C-319/22, Gesamtverband Autoteile-Handel e. V.
gegen Scania CV AB, ECLI:EU:C:2023:837, Rz 45.
31 Dem Verantwortlichen, der dieses Zertifikat erhält, ist lediglich bekannt,
dass (1) die übermittelnde Person zumindest 18 Jahre alt ist, (2) das Zertifi-
kat von einer bestimmten Stelle ausgestellt wurde, (3) es sich bei der Person,
die diese Information vorlegt, um jene Person handelt, der ein digitales Iden-
tifikationsdokument ausgestellt wurde, und (4) folglich die Volljährigkeit der
Person von dritter Stelle bestätigt wurde. Es ist nicht zwangsläufig erforder-
lich zu wissen, wie der Name der Person tatsächlich lautet. Vgl auch das Bei-
spiel in Schardong/Custódio, Self-Sovereign Identity: A Systematic Review,
Mapping and Taxonomy, Sensors 2022, 22, 5641, 6, https://doi.org/
10.3390/s22155641 (abgefragt am 21. 11. 2023).
32 Wie eben zB die IP-Adresse.
33 Kramer in Eßer/Kramer/von Lewinski (Hrsg), DSGVO7 (2020) Art 5 Rz 2;
Schantz in Wolff/Brink/v. Ungern-Sternberg (Hrsg), BeckOK Datenschutz-
recht46 Art 5 Rz 2 (Stand 1. 11. 2021); krit Frenzel in Paal/Pauly (Hrsg),
DS-GVO3 (2021) Art 5 Rz 9f.
34 Art 83 Abs 5 lit a DSGVO.
35 Art 5 Abs 1 lit f DSGVO.
36 Jandt in Kühling/Buchner (Hrsg), DSGVO3 (2020) Art 32 Rz 23; Martini
in Paal/Pauly (Hrsg), DS-GVO3 (2021) Art 32 Rz 35d.
37 Art 32 Abs 1 DSGVO.
38 ZB nach dem ZaDiG 2018.
39 Im Hinblick darauf, dass auch auf den jeweiligen Kontext der Verarbei-
tung und das für betroffene Personen damit verbundene Risiko abzustellen
ist, s Piltz in Gola/Heckmann (Hrsg), DS-GVO3 (2022) Art 32 Rz 11; zum
„angemessenen Schutzniveau“ s auch Kramer/Meints in Eßer/Kramer/von Le-
winski (Hrsg), DSGVO7 (2020) Art 32 Rz 78f.
40 Kramer/Meints in Eßer/Kramer/von Lewinski (Hrsg), DSGVO7 (2020)
Art 32 Rz 53.
41 Martini in Paal/Pauly (Hrsg), DS-GVO3 (2021) Art 32 Rz 45a.
42 Vgl Jandt in Kühling/Buchner (Hrsg), DSGVO3 (2020) Art 32 Rz 23f.
43 Anke/Richter, Digitale Identitäten (FN 14) 261 (271) mwN.
44 Art 5 Abs 1 lit d DSGVO.
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solchen Zertifikats bereits von vornherein begrenzt wird.
Ebenso könnte sich der Verifier entscheiden, jene Zertifika-
te nicht mehr zu akzeptieren, die ein bestimmtes von ihm
errechnetes Alter (ausgehend vom Datum der Ausstellung)
aufweisen.45

Die Verarbeitung personenbezogener Daten muss nach
Maßgabe des Transparenzgrundsatzes zudem in einer Weise
erfolgen, die für die betroffene Person nachvollziehbar ist.46

Dies erfordert eine verständliche, klare und in einfacher
Sprache gehaltene Informationserteilung an die betroffene
Person vor Aufnahme der Verarbeitung.47 Während sich
die Erklärungstiefe der Verarbeitungsvorgänge bei isolier-
ten oder auch zentralen Identitäten noch eher im Rahmen
halten wird, sind besonders bei dezentralen Identitäten die
zugrundeliegenden Datenverarbeitungsprozesse äußerst
komplex, sodass von einem erhöhten Informationsbedürf-
nis Betroffener ausgegangen werden sollte. Zudem stellt
sich die Frage, ob bei bestimmten Systemen möglicherweise
eine automatisierte Entscheidung im Einzelfall einschließ-
lich Profiling iSd Art 22 DSGVO vorliegt.48

3. Rechtsgrundlagen

So vielfältig wie die Einsatzmöglichkeiten digitaler Identitä-
ten sind auch die Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung
der damit im Zusammenhang stehenden personenbezoge-
nen Daten. Wird bspw eine digitale Dienstleistung (zB ein
Streamingdienst) in Anspruch genommen und erfolgt die
Authentifizierung mittels isolierter Identität, so liegt die
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten zu diesem Zweck in der Vertragserfüllung (Art 6
Abs 1 lit b DSGVO), zumal die Authentifizierung in daten-
schutzkonformer Weise für die Überprüfung der Berechti-
gung absolut erforderlich ist.

Möchte der Nutzer hingegen alternativ eine zentrale
Identität zur Authentifizierung nutzen (dh die Authentifi-
zierung auf einen anderen Dienst auslagern), geht aufgrund
der Einbindung eines solchen dritten Diensteanbieters die
Verarbeitung über das „absolut Erforderliche“ hinaus (zu-
mal die Authentifizierung auch mittels isolierter Identität
erfolgen könnte), sodass eine Berufung auf die Rechts-
grundlage der Vertragserfüllung schwerlich argumentierbar
scheint; in einem solchen Fall ist bei der Wahl der Rechts-
grundlage idR vielmehr auf die Einwilligung (Art 6 Abs 1
lit a DSGVO) zurückzugreifen.49 Soweit es bei dezentralen
Identitäten zu biometrischen Verarbeitungen zum Zweck
der eindeutigen Identifizierung kommt, ist (in Ermange-
lung sinnvoller Alternativen) auf die ausdrückliche Einwilli-
gung (Art 9 Abs 2 lit a DSGVO) abzustellen.

Abhängig von der konkreten Verarbeitung, dem Zweck
und der durchzuführenden Interessenabwägung könnte uU
auch das überwiegende berechtigte Interesse (Art 6 Abs 1 lit f
DSGVO) herangezogen werden; ein solches Interesse könn-
te bspw darin liegen, dem jeweiligen Nutzer den Zugang zur
Dienstleistung zur Verfügung zu stellen, Missbrauch bzw

Betrug im Zusammenhang mit der Leistungsinanspruch-
nahme zu verhindern oder generell die IT-Sicherheit zu ge-
währleisten.50

IV. AKTUELLE ENTWICKLUNGEN

1. ID Austria

Mit 3,2 Mio Nutzern erfreute sich die Handy-Signatur auch
im Jahr 2023 großer Beliebtheit.51 Die ID Austria, die sich
bis dahin noch in einer Pilotphase befunden hat, ersetzte
mit 5. 12. 2023 sowohl Handy-Signatur als auch Bürgerkar-
te endgültig.52 Als E-ID iSd E-GovG53 dient sie „dem Nach-
weis der eindeutigen Identität, weiterer Merkmale sowie des
Bestehens einer Einzelvertretungsbefugnis eines Einschreiters
und der Authentizität des elektronisch gestellten Anbringens
in Verfahren, für die ein Verantwortlicher des öffentlichen
Bereichs eine für den Einsatz des E-ID taugliche technische
Umgebung eingerichtet hat“ (§ 4 Abs 1 E-GovG). Sie gilt
ausweislich § 2 Z 10 E-GovG als personenbezogenes Da-
tum, wobei in den § 4 ff E-GovG entsprechende Rechts-
grundlagen zur Verarbeitung enthalten sind.54

45 Der Widerruf eines Zertifikats stellt sich dabei als technische Herausfor-
derung dar, vgl Schardong/Custódio, Self-Sovereign Identity (FN 31) 6.
46 Art 5 Abs 1 lit a Fall 3 DSGVO.
47 Vgl Art 12 Abs 1 DSGVO; Bäcker in Kühling/Buchner (Hrsg), DSGVO3

(2020) Art 12 Rz 11.
48 Mit Art 22 Abs 1 DSGVO wird ein grundsätzliches Verbot automatisierter
Entscheidungen einschließlich Profiling statuiert, von welchem Ausnahmen
bestehen. Wird die Norm typischerweise etwa bei Künstlicher Intelligenz
oder (anwendungsbasiert) bei algorithmischen Entscheidungen im elektroni-
schen Bewerbungsverfahren oder Inkasso herangezogen (Schulz in Gola/
Heckmann [Hrsg], DS-GVO3 [2022] Art 22 Rz 13), sprechen nach Auffas-
sung des Autors doch gute Gründe dafür, im Falle des Vorliegens ausreichen-
der Systemkomplexität (s zu dieser Schwelle bzw den Diskussionsstand näher
Martini in Paal/Pauly [Hrsg], DS-GVO3 [2021] Art 22 Rz 15b), wie bspw die
Kombination von SSI mit Biometrie, eine solche automatisierte Entschei-
dungsfindung anzunehmen; die „Entscheidung“ des Systems (also bspw Zu-
gang zu gewähren) hat jedoch zusätzlich die geforderte (rechts)erhebliche
Wirkung zu erreichen (insb bei zeitkritischen Identitätsprüfungen zB im me-
dizinischen Bereich: Gewährt das System dem Notfallsanitäter automatisiert
Zugang zum Krankenhaus oder nicht?).
49 Zur „Erforderlichkeit“ der Datenverarbeitung im Rahmen der Vertragser-
füllung und der Abgrenzung zur „Zweckdienlichkeit“ s Buchner/Petri in Küh-
ling/Buchner (Hrsg), DSGVO3 (2020) Art 6 Rz 38 ff. Die Berufung auf die
Rechtsgrundlage der Einwilligung steht unter der Prämisse, dass vom Nutzer
als gewünschte Authentifizierungsmöglichkeit neben der zentralen Identität
alternativ auf die isolierte Identität zurückgegriffen werden kann. Aus daten-
schutzrechtlicher Sicht ist dabei die Beurteilung jener Dienste spannend, die
ausschließlich eine Authentifizierung mittels zentraler, nicht jedoch auch ei-
ner isolierten Identität ermöglichen. Im Hinblick auf die Freiwilligkeit der
Einwilligung und das Koppelungsverbot wird eine solche Ausgestaltung wohl
unzulässig sein; vgl auch DSB 29. 3. 2023, 2023–0.174.027 – „Pay or Okay II“
(nrk); im Hinblick auf die Nutzung von Diensten in Drittstaaten sollte, sofern
kein Angemessenheitsbeschluss vorliegt, zusätzlich die ausdrückliche Einwil-
ligung nach Art 49 Abs 1 lit a DSGVO eingeholt werden, vgl DSB 6. 3. 2023,
2022–0.726.643, Facebook Login, ECLI:AT:DSB:2023:2022.0.726.643.
50 Siehe dazu näher die Beispiele in Jahnel, Kommentar zur Datenschutz-
Grundverordnung Art 6 DSGVO Rz 75 (Stand 1. 12. 2020, rdb.at) mwN.
Im Lichte des Prüfungsschemas der in einem solchen Fall durchzuführenden
Interessenabwägung sind dabei jedoch stets die Erforderlichkeit der Verar-
beitung zur Zweckerreichung sowie die getroffenen Schutzmaßnahmen zu
dokumentieren.
51 Knyrim/Ebner, Elektronische Identität für Personen und Unternehmen,
Dako 2023, 26 (26).
52 Bundesministerium für Finanzen (Hrsg), FAQ: Allgemeines zu ID Austria,
https://www.oesterreich.gv.at/id-austria/haeufige-fragen/allgemeines-zu-id-
austria.html (Stand 4. 12. 2023).
53 Bundesgesetz über Regelungen zur Erleichterung des elektronischen Ver-
kehrs mit öffentlichen Stellen (E-Government-Gesetz – E-GovG), BGBl I
2004/10 idF BGBl I 2022/119.
54 Hospes/Seidl/Czák, Österreichs elektronische Identität, Dako 2023, 30
(30f).

Philipp L. Leitner Digitale Identitäten und Datenschutz

01_2024 österreichisches anwältinnenblatt

48

Anwaltstag 2023



Durch eine Zwei-Faktor-Authentifizierung sollen typi-
sche Angriffsvektoren verhindert werden.55 Im Zuge der
Umsetzung wurde vom BMDW eine umfassende Daten-
schutzfolgenabschätzung in Auftrag gegeben und vom Re-
search Institute – Digital Human Rights Center durchge-
führt, wobei insb die technische Ausgestaltung, Rollenver-
teilung sowie Protokollierung im Vordergrund standen.56

Die Einsatzmöglichkeiten der ID Austria sind vielfältig;
umfasst sind bspw die Online-Authentifizierung über das
Digitale Amt oder die qualifizierte elektronische Signatur
von PDF-Dokumenten.57 Eine (erste) praktische Erleichte-
rung für einen Inhaber einer ID Austria enthält § 15a
FSG58: So ist dieser von der Mitführung eines Scheckkarten-
führerscheins befreit, wenn er mittels der bereitgestellten
App den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes bzw
der Straßenaufsicht eine Führerscheinkontrolle im Wege
der Einsichtnahme in das Führerscheinregister ermöglicht.
Technische Gebrechen beim Endgerät der kontrollierten
Person werden jedoch der Nichtmitführung des physischen
Führerscheins gleichgestellt (§ 15a Abs 1 FSG). Der Akku-
stand des verwendeten Smartphones sollte daher also vor
Fahrtantritt kontrolliert werden.

2. euID

Am 3. 6. 2021 veröffentlichte die Europäische Kommission
einen Vorschlag59 für eine Änderung der eIDAS-Verord-
nung60 (eIDAS 2.0-VO). In dieser ist nunmehr (auch) die
Einführung einer „Brieftasche für die europäische digitale
Identität (EUid-Brieftasche)“ vorgesehen. Eine erste vorläu-
fige politische Einigung erfolgte am 29. 6. 2023.61 Nach ver-
tiefenden Sitzungen konnte eine vorläufige Einigung über
den konkreten Rechtsrahmen schließlich am 8. 11. 2023 er-
zielt werden.62 Eine formelle Annahme durch den Rat und
das Europäische Parlament steht jedoch noch aus.63 Der
nunmehr erzielte Konsens zur eIDAS 2.0-VO wurde von
Experten kritisch rezipiert.64

In der EUid-Brieftasche können Authentifikationsdaten
sowie amtliche Dokumente gespeichert und verwaltet wer-
den, wobei als Beispiele die Speicherung von Bordkarten
oder virtuellen Bankkarten genannt werden.65 Die Wallet
soll dabei nicht nur im öffentlichen, sondern auch im priva-
ten Bereich eingesetzt werden können. So sollen mit eIDAS
2.0 große Plattformen, wie bspw Meta oder Amazon, ver-
pflichtet werden, diese zu akzeptieren. Eine Authentifika-
tion soll im gesamten EU-Raum möglich sein.66

Die hinter der EUid-Brieftasche stehende Technologie
soll vor dem Hintergrund der Vertrauensbildung, Sicher-
heit und Überprüfbarkeit einer Open-Source-Lizenz unter-
liegen, wobei der Quellcode veröffentlicht wird.67

V. ABSCHLIESSENDE BEMERKUNGEN

Digitale Identitäten spielen seit Anbeginn des Internets eine
entscheidende Rolle, um online seine Berechtigung zur Inan-

spruchnahme eines bestimmtenDienstes nachweisen zu kön-
nen. Mittlerweile ist ein Trend von isolierten bzw zentralen
Identitäten hin zu dezentralen Identitäten erkennbar. Dies ist
im Hinblick auf das Ziel, betroffenen Personen Souveränität
über ihre eigenen Daten zurückzugeben, sinnvoll. Besonders
im öffentlichen Bereich zeigt sich eine Standardisierung zur
Nutzeridentifizierung, wie die bereits jetzt hohen Nutzerzah-
len zur Handy-Signatur bzw auch zur ID Austria zeigen.68

Wenngleich sohin ein Trend zur Nutzung der öffentlich
bereitgestellten Systeme erkennbar ist, soll dies privatwirt-
schaftliche Akteure nicht hindern, eigene Authentifizie-
rungsmechanismen zu entwickeln. Eine solche Eigenent-
wicklung bedarf jedoch stets einer genauen Prüfung der da-
tenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen.

55 Knyrim/Ebner, Elektronische Identität für Personen und Unternehmen,
Dako 2023, 26 (26), zB der FIDO2-Sicherheitsschlüssel.
56 Hospes/Seidl/Czák, Österreichs elektronische Identität, Dako 2023, 30
(30 f) mwN; Tschohl/Rothmund-Burgwall/Rothmann/Kastelitz/Hospes/
Poindl/Hötzendorfer, ID Austria Datenschutz-Folgenabschätzung, https://
www.oesterreich.gv.at/dam/jcr:75b866bb-3735-4571-b859-39df84e2a281/
DSFA_ IDAUSTRIA_BMDW.pdf (Stand 5/2022).
57 Bundesministerium für Finanzen (Hrsg), FAQ: Allgemeines zu ID Austria
(FN 52).
58 Bundesgesetz über den Führerschein (Führerscheingesetz – FSG), BGBl I
1997/120 idF BGBl I 2023/90.
59 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europä-
ischen Parlamentes und des Rates zur Änderung der VO (EU) 910/2014 im
Hinblick auf die Schaffung eines Rahmens für eine europäische digitale Iden-
tität, COM(2021) 281 final vom 3. 6. 2021.
60 VO (EU) 910/2014 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom
23. 7. 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für
elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der RL
1999/93/EG, ABl L 257/73 vom 28. 8. 2014 idF RL (EU) 2022/2555, ABl L
333/80 vom 27. 12. 2022.
61 Rat der Europäischen Union, Rat und Parlament erzielen Einigung über
europäische digitale Identität (eID), https://www.consilium.europa.eu/de/
press/press-releases/2023/06/29/council-and-parliament-strike-a-deal-on-a-
european-digital-identity-eid/ (Stand 29. 6. 2023).
62 Rat der Europäischen Union, Europäische digitale Identität: Rat und Parla-
ment erzielen vorläufige Einigung über eID, https://www.consilium.europa.
eu/de/press/press-releases/2023/11/08/european-digital-identity-council-
and-parliament-reach-a-provisional-agreement-on-eid/ (Stand 8. 11. 2023);
Europäische Kommission, Kommission begrüßt endgültige Einigung über
EUid-Brieftasche, https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/
IP_23_5651 (Stand 8. 11. 2023). Zum Kompromisstext s Rat der Europä-
ischen Union, Interinstitutional File 2021/0136(COD) vom 10. 11. 2023, be-
richtigt am 1. 12. 2023 (COR 1).
63 Europäische Kommission, Kommission begrüßt endgültige Einigung
(FN 62).
64 Dies jedoch hauptsächlich aufgrund der in Art 45 des Verordnungsent-
wurfs verpflichtenden Akzeptanz staatlicher Zertifikate für https-Verbindun-
gen (QWAC) von Web-Browsern und der damit verbundenen (theoreti-
schen) Möglichkeit zur Spionage. Siehe dazu näher Hoffmann-Andrews, Ar-
ticle 45 Will Roll Back Web Security by 12 Years, https://www.eff.org/dee-
plinks/2023/11/article-45-will-roll-back-web-security-12-years (Stand
7. 11. 2023); Grüner, EU-Regulierung könnte staatliche https-MITM ermög-
lichen, https://www.golem.de/news/eidas-2-0-eu-regulierung-koennte-staat-
liche-https-mitm-ermoeglichen-2311-179225.html (Stand 8. 11. 2023). In-
wieweit der nunmehr im Kompromisstext abgeänderte ErwGr 32 („[. . .]
The obligation of recognition, interoperability and support of QWACs is not
to affect the freedom of web-browser providers to ensure web security, domain
authentication and the encryption of web traffic in the manner and with the
technology they consider most appropriate. [. . .]“) geeignet ist, diese Bedenken
auszuräumen, wird sich zeigen.
65 Europäische Kommission, Europäische digitale Identität – Fragen und Ant-
worten, https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/QAN-
DA_21_2664 (Stand 8. 11. 2023).
66 Europäische Kommission, Europäische digitale Identität – Fragen und Ant-
worten (FN 65).
67 Europäische Kommission, Europäische digitale Identität – Fragen und Ant-
worten (FN 65). Die Mitgliedstaaten können jedoch Teile von der Veröffent-
lichung ausnehmen, wenn dies aus Gründen der öffentlichen Sicherheit ge-
boten ist.
68 Per 4. 12. 2023 nutzten bereits 1,8 Mio Bürger die ID Austria, s Pressestelle
des BMF, Pilotbetrieb endet: Handy-Signatur wird von ID-Austria abgelöst,
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20231204_OTS0048/pilotbetrieb-
endet-handy-signatur-wird-von-id-austria-abgeloest (Stand: 4. 12. 2023).
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Die ZPO goes ON
Der neue ZPO-ON-Kommentar setzt Akzente: 
•  enthält die „Kerngesetze“ EGJN, JN, EGZPO 

und ZPO
•  tiefgehende Kommentierung unter

umfassender Auswertung der vielfältigen
Judikatur und des Schrifttums

•  durch regelmäßige Aktualisierung der
Online-Version stets auf neuestem Stand

Kodek / Oberhammer (Hrsg)
ZPO-ON
2023. LX, 3.096 Seiten. Ln. 
ISBN 978-3-214-04248-6

470,00 EUR
inkl. MwSt.

Subskriptionspreis bis 15.1.2024

395,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

AUCH AUF
 rdb.at

Familien- und Erbrecht: 
neue Judikatur 2022!
Band LIX enthält die Grundsatz- und
Einzelfallentscheidungen des Jahres 2022:
• 3664 Rechtssätze 
• fachkundig ausgewählt 
• mit zweitinstanzlicher Judikatur

Gitschthaler
Familien- und erbrechtliche Entscheidungen
Band LIX (2022)

2023. XXIV, 828 Seiten. Ln.
ISBN 978-3-214-25421-6

264,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

AUCH AUF
 rdb.at
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Neue Herausforderungen
Mit Pierre-Dominique Schupp ist ein Schweizer der neue Präsident
des CCBE (Rat der europäischen Anwaltschaften) im Jahr 2024.
Die Präsidentschaft wechselt jährlich. Als langjähriges Delega-
tionsmitglied ist der frühere Präsident des Schweizerischen An-
waltsverbands seit 2016 im CCBE engagiert und war ua im Insu-
rance Committee und der European Convention Working Group
tätig.

Als ein Ziel Ihrer Präsidentschaft haben Sie die Effizienz-
steigerung innerhalb des CCBE ausgegeben. Was verste-
hen Sie darunter konkret?
Seit zwanzig Jahren widme ich mich der aktiven Teilnahme
an Anwaltsorganisationen. Mein Engagement begann in
meiner Anwaltskammer in Lausanne, brachte mich zur Po-
sition des Präsidenten des Schweizerischen Anwaltsver-
bands und hat mich nun zum CCBE geführt.
Alle diese Organisationen leisten eine bewundernswerte Ar-
beit, um die mit dem Anwaltsberuf verbundenen Werte zu
verteidigen, und setzen sich dabei für die Rechtsuchenden
und den Rechtsstaat ein.
Es ist mir oft aufgefallen, dass jede dieser Organisationen an
einer Vielzahl von Themen arbeitet, während die benach-
barte Anwaltskammer sich mit denselben Fragen auseinan-
dersetzt. Mit anderen Worten, es scheint, dass häufig die
gleichen Überlegungen in verschiedenen Organisationen
angestellt werden. Es sollte jedoch möglich sein, einen Teil
dieser Aufgaben zu rationalisieren, unter Berücksichtigung
der Besonderheiten jedes Einzelnen. Dies erscheint mir um-
so wichtiger, als nicht sämtliche Anwaltskammern über ver-
gleichbare Mittel verfügen, um ihre Aufgaben zu erfüllen.
Dies erfordert jedoch eine stärkere Zusammenführung der
Anwaltskammern auf der Ebene des CCBE und der natio-
nalen Anwaltskammern. Es ist allerdings eine bekannte Tat-
sache, dass der CCBE unter Anwältinnen und Anwälten auf
nationaler Ebene noch unzureichend präsent ist. Das ist
umso bedauerlicher, als sich der CCBE im Laufe der Jahre
auf europäischer und internationaler Ebene einen hervor-
ragenden Ruf erarbeitet hat und sowohl von den Institutio-
nen der Europäischen Union (Kommission, Parlament, Rat,
Gerichtshof, . . .) als auch vom Europarat und dem Europä-
ischen Gerichtshof für Menschenrechte als wichtiger Ge-
sprächspartner angesehen wird. Es erscheint mir daher un-
erlässlich, dass der CCBE in der Zukunft eine noch intensi-
vere Interaktion mit seinen Mitgliedern anstrebt.

Welche inhaltlichen Themen möchten Sie im nächsten
Jahr voranbringen?
Die fortlaufende Diskussion über die Zukunft unserer Or-
ganisation, die Ziele, die sie erreichen soll, und die Heraus-
forderungen, denen sie gegenübersteht, muss einen zentra-
len Platz in unserer Arbeit einnehmen.

An dieser Stelle ist es wichtig zu betonen, dass die Amtszeit
des CCBE-Präsidenten auf ein Jahr begrenzt ist. Bevor er
dieses Amt übernimmt, wird er jedoch bereits drei Jahre
im Präsidialrat tätig gewesen sein. Es ist von entscheidender
Bedeutung, dass das Präsidium als Kollektiv eine langfristi-
ge Strategie festlegt, mit der sich alle Mitglieder identifizie-
ren können.

Das Berufsgeheimnis ist ein Recht der
Rechtsuchenden.

Insbesondere ist die Arbeit des Europarats am Übereinkom-
men über den Schutz von Rechtsanwälten zu nennen, die
nun in die Endphase eintritt. Es ist essenziell, dass der Be-
rufsstand, insbesondere über den CCBE, sicherstellt, dass
das Ergebnis dieser Arbeiten den Erwartungen gerecht
wird. Sobald dies erreicht ist, sollte der Berufsstand ge-
schlossen hinter diesem Projekt stehen, das auch verbreitet
werden sollte, um eine rasche Ratifizierung des Überein-
kommens durch möglichst viele Länder zu gewährleisten.
Unsere Bemühungen zum Schutz des Berufsgeheimnisses
der Anwältinnen und Anwälte, welche sich ua in der Be-
kämpfung der Geldwäscherei, in Steuersachen oder im Be-
reich der Überwachung durch den Staat stellen, dürfen nie-
mals nachlassen.
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Der CCBE verfolgt die Entwicklungen in diesen Bereichen
sehr genau und interveniert in wichtigen Fällen vor dem
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte oder vor
dem Gericht der Europäischen Union in Zusammenhang
mit Verfahren, die die Reichweite des Berufsgeheimnisses
in ganz Europa einschränken könnten.
Dabei ist es wichtig, daran zu erinnern, dass das Berufsge-
heimnis kein Recht oder Privileg der Rechtsanwältin/des
Rechtsanwalts ist, sondern ausschließlich ein grundlegendes
und wesentliches Recht der Rechtsuchenden, das um jeden
Preis verteidigt werden muss.
Daher halte ich es von besonderer Bedeutung, diese Bot-
schaft zu verbreiten und zu erläutern. Eine detaillierte Bro-
schüre zum Berufsgeheimnis wurde auch kürzlich veröf-
fentlicht.

Eines der aktuell prominentesten EU-Gesetzgebungsver-
fahren, zu dem sich auch der CCBE stark einbringt, ist
der AI Act, der sich am Ende der Trilogverhandlungen
befindet. Rechtsstaatliche Grundsätze gebieten klare
Einschränkungen im Anwendungsbereich von künstli-
cher Intelligenz, gleichzeitig führen restriktive Regelun-
gen zu einem Wettbewerbsnachteil gegenüber den
Tech-Riesen USA und China. Wie soll dieser Balanceakt
gelingen?
Die kurze Antwort auf diese Frage lautet, dass klare rote
Linien gezogen werden müssen, die nicht überschritten
werden dürfen und die letztendlich als Leitlinien für die
Entwicklung neuer Technologien dienen. Gleichzeitig kön-
nen wir die Tatsache nicht ignorieren, dass KI-Tools zuneh-
mend in der Rechtspraxis eingesetzt werden.
Im CCBE haben wir stets das Potenzial von KI-Systemen
zur Veränderung der Arbeit von Justiz und Anwaltschaft
erkannt. Wir haben aber auch die damit verbundenen
Risiken erkannt, insbesondere in Bezug auf die Wahrung
der Grundrechte und die ordnungsgemäße Rechtspflege.
Daher haben wir immer dafür plädiert, dass der Einsatz
von KI-Tools in der Justiz an deren Besonderheiten an-
gepasst werden muss. Wir sind der Meinung, dass wir
bei den Grundrechten keine Kompromisse eingehen dür-
fen. Aus diesem Grund haben wir die ursprüngliche Ri-
sikoeinstufung als „sehr hoch“ im Bereich der Justizver-
waltung im Vorschlag des AI Act vom April 2021 unter-
stützt.
In der Zwischenzeit wurde von der ursprünglichen Hoch-
risiko-Klassifizierung abgewichen, indem eine Ausnahme
hinzugefügt wurde, wonach ein KI-System nicht als Hoch-
risiko-System zu beurteilen ist, sofern es kein Schadensrisi-
ko birgt. Es ist bemerkenswert, dass diese Entscheidung
weitgehend den Anbietern selbst überlassen wird. Dieses
Vorgehen wurde von vielen Organisationen, darunter auch
dem Europäischen Datenschutzbeauftragten (EDSB), stark
kritisiert.
Zweitens haben wir seit November 2022 die rasche Verbrei-
tung von ChatGPT und anderen großen Sprachmodellen

(LLMs) beobachtet. Die Geschwindigkeit dieser Entwick-
lungen hat alle überrascht, so sehr, dass eine Gruppe von
Entwicklern solcher Technologien Anfang des Jahres einen
offenen Brief unterzeichnete, um die Entwicklung solcher
Technologien zu unterbrechen.

Der Fortschritt durch KI führt zu
großen Herausforderungen.

Mit Blick auf die Zukunft stellt der Aufstieg der großen
Sprachmodelle (LLMs) sowohl die Regulierungsbehörden
als auch die Praktiker vor erhebliche Herausforderungen.
Wir können die Entwicklung dieser neuen Technologien
nicht aufhalten, aber wir können und müssen uns für ihren
verantwortungsvollen und ethischen Einsatz im Einklang
mit den Grundprinzipien des Rechtssystems und den Wer-
ten des Anwaltsberufs einsetzen.

Sie kommen aus der neutralen Schweiz, die im Europa-
parlament beschlossenen Verordnungen betreffen Ihr
Heimatland daher nicht unmittelbar. Haben Sie dadurch
einen objektiveren Blick auf Sachmaterien als Ihre Vor-
gänger?
Zunächst ist es wichtig zu betonen, dass die Mitglieder des
CCBE-Präsidiums, einschließlich des Präsidenten, nicht
mehr den nationalen Delegationen angehören, aus denen
sie hervorgegangen sind. Ihre wesentliche Aufgabe besteht
darin, im Interesse der Organisation und ihrer Ziele zu han-
deln. In dieser Funktion vertritt der CCBE-Präsident die
Interessen des Berufsstandes und des CCBE.
Natürlich kann ich nicht in Abrede stellen, dass ich aus ei-
nem Land komme, in dem der Föderalismus tief verwurzelt
ist und in dem ein Teil des Erfolgs der Schweiz auf der stän-
digen Suche nach Konsens beruht. In diesem Sinne kann
meine profunde Kenntnis der Funktionsweise meines
Landes ein Vorteil sein, wenn es darum geht, im CCBE oder
auch in den Gesprächen mit den europäischen Institutionen
Vereinbarungen zu treffen.

Unterscheiden sich die Interessen der Schweizer Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte von jenen derer aus den
EU-Mitgliedsländern?
Zu Beginn des neuen Jahrtausends schlossen die Schweiz
und die Europäische Union ein Abkommen über die Frei-
zügigkeit von Personen und Dienstleistungen. Auf dieser
Grundlage konnten sich zahlreiche Anwälte aus der Euro-
päischen Union in der Schweiz niederlassen, viele von ih-
nen in Zürich, und so den Anwaltsberuf ausüben. Diese
Möglichkeit besteht auch für Schweizer Anwältinnen und
Anwälte, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union tätig sind.
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Es überrascht mich immer wieder, wie vielen europäischen
Anwältinnen und Anwälten die Existenz dieses Abkom-
mens nicht bekannt ist.
Interessanterweise wurde die Schweiz durch den Schweize-
rischen Anwaltsverband nur aufgrund dieses Abkommens
als Vollmitglied in den CCBE aufgenommen.
Daher glaube ich behaupten zu können, dass sich die Inte-
ressen der Schweizer Anwältinnen und Anwälte in Bezug
auf die wichtigsten Grundsätze des Anwaltsberufs vollstän-
dig mit den Interessen der Anwältinnen und Anwälte de-
cken, die in einem Land der Europäischen Union tätig sind,
natürlich unter Vorbehalt gewisser länderspezifischer Be-
sonderheiten.

Das Friedensprojekt Europa währt nun bereits über
70 Jahre, doch an den EU-Außengrenzen bröckelt es ge-
waltig. Welche Rolle nimmt der CCBE in Fragen zu zu-
nehmenden Migrationsströmen und kriegerischen Ausei-
nandersetzungen in EU-Nachbarländern, die ja zum Teil
CCBE-Mitgliedsländer sind, ein?
Der CCBE hat versucht, auf die Entwicklungen bei den Mi-
grationsströmen und bewaffneten Konflikten zu reagieren,
indem er eine Reihe von Initiativen ergriffen hat. Diese Ini-
tiativen zielen letztendlich darauf ab, die Werte des europä-
ischen Friedensprojekts an den Außengrenzen der EU zu
wahren.
Erstens hat der CCBE eine aktive Rolle bei der Analyse der
Umsetzung und laufenden Reform des gemeinsamen Euro-
päischen Asylsystems eingenommen. Dies dient dazu, die
Rechte von Migrantinnen und Migranten zu wahren und
sicherzustellen, dass Flüchtlinge angemessenen Zugang zu
rechtlichen Informationen, Rechtsbeistand und Asyl erhal-
ten. Der CCBE hat beispielsweise die Verabschiedung der
Asylverfahrensverordnung und der Screening-Verordnung
verfolgt, Stellungnahmen zu diesen Themen verfasst und
sich für Bestimmungen eingesetzt, die mit dem internatio-
nalen und dem EU-Menschenrechtsrahmen übereinstim-
men, insbesondere in Bezug auf den Zugang zu Asyl und
den Grundsatz der Nichtzurückweisung.
Zweitens gibt der CCBE in Reaktion auf schwerwiegende
Entwicklungen und Behauptungen über Grundrechtsverlet-
zungen an den EU-Grenzen Erklärungen ab, um Druck auf
Behörden auszuüben. Ein gutes Beispiel dafür ist die jüngste
CCBE-Erklärung nach dem Schiffsunglück vor Pylos zu in-
akzeptablen Praktiken an den EU-Grenzen.
Drittens ist der CCBE seit September 2021 auch Mitglied
des Frontex-Konsultativforums für Grundrechte. Dies er-
möglicht es ihm, bei der Verbesserung der Verfahren und
Praktiken der Agentur mitzuwirken.
In Bezug auf die Aktivitäten des CCBE im Zusammenhang
mit bewaffneten Konflikten spiegeln unsere Initiativen zur
Unterstützung unserer Kolleginnen und Kollegen in der
Ukraine unser Engagement für Frieden, die Einhaltung
des Völkerrechts und die Wahrung der Menschenrechte wi-
der.

Der CCBE hat seine Mitglieder dazu aufgerufen, eine Liste
von Kontaktstellen zu erstellen, an die sich Personen wen-
den können, die aus der Ukraine fliehen und rechtliche Un-
terstützung benötigen. Diese Liste wurde sowohl in engli-
scher als auch in ukrainischer Sprache bereitgestellt und
ist auf der Website der Europäischen Kommission verfüg-
bar, wo nützliche Ressourcen für ukrainische Flüchtlinge
gesammelt werden.
Der CCBE hat sich auf politischer Ebene auch für die Richt-
linie über den vorübergehenden Schutz eingesetzt, die von
der EU zur Erleichterung der Freizügigkeit von Personen,
die vor dem Konflikt in der Ukraine fliehen, erlassen wurde.
Die genannten Beispiele sind nur ein kleiner Ausschnitt un-
serer jüngsten Initiativen. Es gibt zahlreiche weitere Beispie-
le, die das Engagement des CCBE für die Wahrung der
Werte des europäischen Projekts an den Außengrenzen
der EU verdeutlichen.

Vielen Dank für das Gespräch!

Pierre-Dominique Schupp, geb 1960 in Lausanne (Schweiz); studierte
Rechtswissenschaften in Lausanne und besuchte während seiner
Schulzeit für drei Jahre das Kolleg Stella Matutina in Feldkirch,

Rechtsanwalt seit 1989, 2008–2010 Präsident der
Rechtsanwaltskammer Waadt, 2013–2015 Präsident des

Schweizerischen Anwaltsverbands, 2016–2020 Mitglied der
schweizerischen Delegation zum CCBE (Insurance Committee,

European Convention Working Group), seit 2021 Vize-Präsident und
seit 2024 Präsident des CCBE.

Mitglied der International Association of Lawyers (UIA), spricht
Französisch, Englisch, Deutsch, Spanisch und Portugiesisch.

Commission de Conseil des Barreaux européens (CCBE – Rat der
europäischen Anwaltschaften): gegründet 1960, Sitz in Brüssel;

Verbindung der nationalen Anwaltschaften der 27 EU-Staaten, drei
EWR-Länder und der Schweiz, weitere Staaten sind assoziiert; weitere

Infos: ccbe.eu.

Fotos: CCBE
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Artikelserie ChatGPT im Kanzleialltag nutzen
– Einstieg in die Künstliche Intelligenz
Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung tauchen Be-
griffe wie „Künstliche Intelligenz“ (KI) und „Chatbots“ im-
mer häufiger auf, insbesondere im Hinblick auf die Effi-
zienzsteigerung und Automatisierung in verschiedenen
Branchen, nicht zuletzt im juristischen Bereich. ChatGPT
ist ein solches Tool, das auf KI basiert, und im Folgenden
werden wir einige seiner Grundlagen näher beleuchten. In
den folgenden Artikeln unserer Serie ChatGPT im Kanzlei-
alltag nutzen geben wir Ihnen eine Einführung in ChatGPT,
zeigen Ihnen nützliche Plug-ins für Ihren Kanzleialltag, di-
verse Anwendungsbeispiele, Rahmenbedingungen und die
Grenzen dieser neuen Technologie.

Was ist ChatGPT?
ChatGPT ist ein durch Künstliche Intelligenz (KI) ge-
steuertes Programm, das speziell dafür entwickelt wurde,
menschenähnliche Konversationen zu führen. Es basiert
auf dem Prinzip des maschinellen Lernens und wurde
mit einer Vielzahl von Texten trainiert, um Antworten
in natürlicher Sprache zu generieren. NLP (Natural Lang-
uage Processing) ermöglicht der KI, menschliche Sprache
zu verstehen und zu verarbeiten. NLP umfasst sowohl das
Verstehen (Natural Language Understanding) als auch das
Generieren (Natural Language Generation) von menschli-
cher Sprache. ChatGPT wurde mit einer großen Menge an
Texten aus verschiedenen Quellen trainiert, um mensch-
liches Wissen und Sprachmuster zu lernen. Durch die In-
teraktion mit dem Benutzer kann ChatGPT spezifische
Anfragen verstehen und relevante, kontextbezogene Ant-
worten generieren.

Wie können Sie mit ChatGPT arbeiten?
Es gibt verschiedene Möglichkeiten, wie man auf ChatGPT
zugreifen kann. Zuerst müssen Sie ein Konto bei OpenAI
anlegen. Dies kann auf der Website https://openai.com/ er-
ledigt werden. Neben der kostenlosen Variante gibt es auch
eine kostenpflichtige, welche ein paar wichtige Vorteile bie-
tet. Die aktuellen Kosten belaufen sich auf ca 20 Euro pro
Monat. Der Vertrag hat keine Mindestlaufzeit. Wir empfeh-
len die kostenpflichtige Variante, da diese folgende Vorteile
bietet:
• Nutzung von Plug-ins: Inzwischen gibt es eine Vielzahl
von Plug-ins, welche auf der Funktionalität von ChatGPT
aufbauen und nützliche Funktionen bieten. Sie können
sich das wie Apps auf Ihrem Smartphone vorstellen. Sinn-
volle Plug-ins sind zB PromptPerfect, AskYourPdf und
WebPilot.

• Web Browsing: Die Web-Browsing-Funktion erlaubt es
ChatGPT, das Internet zu nutzen, um neueste Informa-

tionen zu recherchieren und Fragen zu beantworten, die
über das Wissen seines trainierten Modells und spezifi-
scher Datenbanken hinausgehen.

• Custom Instructions: Damit können einmalig spezifische
Anweisungen oder Richtlinien gespeichert werden, die
das Antwortverhalten des KI-Modells anpassen.

Prompts
Ein „Prompt“ im Kontext von Künstlicher Intelligenz und
insbesondere in der Verwendung mit ChatGPT bezeichnet
die Eingabeaufforderung oder den Text, den ein Benutzer
eingibt, um eine Reaktion oder Antwort von dem KI-Sys-
tem zu erhalten. Es ist sozusagen der Startpunkt oder der
Auslöser für die KI, um ihre Fähigkeiten in der Verarbei-
tung natürlicher Sprache anzuwenden.

In der Praxis sieht ein Prompt wie eine Frage oder ein
Befehl aus, der dazu dient, das gewünschte Ergebnis zu er-
zielen. Zum Beispiel könnte ein Prompt sein: „Erstelle eine
Vereinbarung für eine einvernehmliche Scheidung“ und das
KI-Modell würde daraufhin den entsprechenden Text gene-
rieren.

Effektive Prompts
Wie können Sie effektive Prompts für den Einsatz im juris-
tischen Bereich erstellen? Präzision ist entscheidend – ein
effektiver Prompt sollte immer folgende Elemente enthal-
ten:
• Kontext/Thema
• Art des gewünschten Outputs
• Angaben zu Länge, Format und Stil.
Weisen Sie ChatGPT eine Rolle zu und beginnen Sie den
Prompt zum Beispiel mit: Agiere als Anwältin/Anwalt. Nut-
zen Sie externe Quellen und verlinken Sie auf Urteile oder
andere Online-Ressourcen durch einen Link (URL) oder fü-
gen Sie den gewünschten Text direkt in den Prompt ein.

Nützliche Plug-ins Grafik: Privat

MARKUS WEISS

Der Autor ist Unterneh-
mensberater bei Markus
Weiss Consulting
GMBH.
www.kanzleiconsult.at
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Anweisungen und Inhalte müssen klar voneinander ge-
trennt werden, etwa durch den Einsatz eines Doppelpunkts
(zB; Fasse das folgende Urteil in einfacher Sprache zusam-
men: „Text des Urteils“). OpenAI empfiehlt, eingefügten
Texte mit Anführungszeichen zu kennzeichnen. Geben Sie
ChatGPT vor, wie lang der erstellte Text sein soll (zB 2.000
Zeichen). Erstellte Texte können von ChatGPT strukturiert
werden. Fordern Sie dazu eine Gliederung (zB nach dem
Schema A, B, C usw, Bullet Points oder eine nummerierte
Liste) an. Geben Sie an, ob die Antwort in einer für Laien
verständlichen Sprache oder in einem fachspezifischen Jar-
gon formuliert sein soll (zB: Fasse das Urteil in einfacher
Sprache für einen juristischen Laien zusammen).

Mit diesen Tipps sollten Sie in der Lage sein, effektive
Prompts für den juristischen Arbeitsalltag zu erstellen.

Gerne unterstützen wir Sie bei der Einführung von
„Künstlicher Intelligenz“ in Ihrer Kanzlei und helfen Ihnen
bei der Optimierung Ihrer Abläufe. Wir freuen uns auf das
Gespräch mit Ihnen.

FAZIT

Im verlinkten Video (https://youtu.be/
6jcTFK4o8Wg) finden Sie Anwendungsbeispiele
für die Nutzung von ChatGPT in Anwaltskanzleien.
Einfach QR-Code scannen und Video ansehen.

Der Leitfaden jetzt 
wieder topaktuell!
• Der optimale Arbeitsbehelf für Praktiker,
•  Rechtsprechung und Literatur auf

aktuellem Stand,
• mit zahlreichen Hinweisen und Praxistipps.

Fucik / Mondel
Das Verlassenschaftsverfahren

3. Au  age 2023. XXII, 190 Seiten. Br. 
ISBN 978-3-214-25410-0

44,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at
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Detaillierte Informationen entnehmen Sie bitte
der Website des jeweiligen Veranstalters:
https://www.arbeitsrechtundsozialrecht.com
http://www.acet.ectil.org
https://businesscircle.at
https://www.rechtsanwaltsverein.at

Grundlehrgang
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
18. 1. 2024 HYBRIDSEMINAR

Vom Testament bis zur Einantwortung
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
25. 1. 2024 HYBRIDSEMINAR

Grundzüge des Datenschutzrechts
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
31. 1. 2024 HYBRIDSEMINAR

Exekution I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
26. 2. 2024 HYBRIDSEMINAR

Grundbuch III
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
28. 2. 2024 HYBRIDSEMINAR

Exekution II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
4. 3. 2024 HYBRIDSEMINAR

Immobilien- und Vertragsrecht
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
11. 3. 2024 HYBRIDSEMINAR

Lehrgang Zertifizierter Corporate Compliance
Officer
Business Circle Management FortbildungsGmbH
Start: 11. 3. 2024 WIEN

Einführungsseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
13. 3. 2024 HYBRIDSEMINAR

5. Austrian Sustainability Summit
Business Circle Management FortbildungsGmbH
21./22. 3. 2024 WIEN

23rd Annual Conference on European Tort Law
Veranstaltet vom Institut für Europäisches Schadenersatz-
recht und dem Europäischen Zentrum für Schadenersatz-
und Versicherungsrecht
4./5. 4. 2024 WIEN

Kosten-Aufbauseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
8. 4. 2024 HYBRIDSEMINAR

Firmenbuch I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
9. 4. 2024 HYBRIDSEMINAR

59. Tagung der Österreichischen Gesellschaft
für Arbeitsrecht und Sozialrecht (https://www.
arbeitsrechtundsozialrecht.com)
Gesellschaft für Arbeitsrecht und Sozialrecht
10. bis 12. 4. 2024 ZELL AM SEE

5. Jahrestagung „Vienna Legal Innovation 24“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
16./17. 4. 2024 WIEN

Firmenbuch II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
24. 4. 2024 HYBRIDSEMINAR

Professionelle Erwachsenenvertretung
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
13. 5. 2024 HYBRIDSEMINAR

Fit für den Kanzleialltag – Ein Blick in die
Praxis
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
15. 5. 2024 HYBRIDSEMINAR

Grunderwerbsteuer
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
22. 5. 2024 ONLINESEMINAR

Immobilienertragsteuer
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
23. 5. 2024 ONLINESEMINAR

10. TAX Circle
Business Circle Management FortbildungsGmbH
20./21. 6. 2024 WAIDHOFEN/YBBS

Inland

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten 66ff
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Studienergebnisse: Attraktivität des Berufs
der Rechtsanwältin/des Rechtsanwalts

V om ÖRAK wurde eine Online-Umfrage durch das
Marktforschungsinstitut Marketagent.com zur Unter-

suchung der Attraktivität des Berufs der Rechtsanwältin
bzw des Rechtsanwalts durchgeführt. Die Ergebnisse der
Umfrage wurden am Anwaltstag im Rahmen des Work-
shops „Ist unser Beruf noch attraktiv und zukunftsfit?“ prä-
sentiert und diskutiert.1

An der von Ende Mai bis Mitte Juni 2023 durchgeführ-
ten Umfrage nahmen 1.272 Personen aus dem Kreis der
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte (in weiterer Folge
RA) sowie Rechtsanwaltsanwärterinnen und -anwärter (in
weiterer Folge RAA) teil.

Knapp die Hälfte der Teilnehmenden (46,8%) kam aus
Wien, die andere Hälfte verteilte sich auf die Bundeslän-
der, wobei hiervon wiederum die Hälfte aus Städten mit
mehr als 100.000 Einwohnern (Linz, Graz, Innsbruck,
Salzburg, Klagenfurt) kam. An der Umfrage nahmen
56,2% männliche, 43,4% weibliche und 0,4% diverse Per-
sonen teil.

Im Folgenden einige Ergebnisse der Umfrage2:
Gefragt nach den Motiven, den Beruf zu ergreifen, ant-
worteten 74%, dass sie diesen aus persönlichem Interesse
ergriffen haben, 48,6% aufgrund der Möglichkeit, in ver-
schiedenen Bereichen tätig sein zu können, 28,3% aufgrund
der Verdienstmöglichkeiten und 16,7% aufgrund des Anse-
hens in der Gesellschaft.

Sichtbar ist hier der Geschlechterunterschied, da 35,1%
der männlichen RA den Beruf aufgrund der Verdienstmög-
lichkeiten (im Gegensatz zu 16,9% bei weiblichen RA) bzw
20,4% aufgrund des Ansehens in der Gesellschaft (im Ge-
gensatz zu 10,5% bei den weiblichen RA) ergriffen haben.
Bei den RAA wurde diese Frage in ähnlicher Reihenfolge
beantwortet, wobei auch hier die Geschlechterunterschiede
deutlich zu Tage traten.

Zur Frage nach denHerausforderungen von RA im Be-
rufsalltag wurden die folgenden Top-5-Herausforderungen
von den teilnehmenden RA identifiziert:
• Stress/Arbeiten unter Zeitdruck (74%)
• Zunehmende Komplexität von regulatorischen Vor-
schriften (65,8%)

• Hohes Arbeitspensum (65,6%)
• Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben (63,9%)
• Haftungsrisiko ex aequo mit Kostendruck (59,6%)
Bei einer geschlechterspezifischen Betrachtung fällt auf,
dass 74,4% der männlichen RA die zunehmende Komple-
xität von regulatorischen Vorschriften als Top-1-Heraus-
forderung nennen (im Vergleich zu 51,5% der weiblichen
RA), während umgekehrt 72% der weiblichen RA die Ver-
einbarkeit von Berufs- und Privatleben als Top-1-Heraus-

forderung sehen (im Vergleich zu 59% der männli-
chen RA).

Von RA und RAA wurden weiters verschiedene Aussa-
gen auf einer fünfstufigen Skala bewertet.

Die Aussage „An einem durchschnittlichen Arbeitstag
verbringe ich mehr Zeit mit Arbeit als mit Freizeitgestaltung
bzw privaten Angelegenheiten“ wurde von 89,6% der RA
und 97,7% der RAA mit „trifft sehr bzw eher zu“ bewertet.

Die Aussage „Ich mache mir Gedanken über meine Al-
tersvorsorge“ wurde von 73,6% der RA und 78,4% der
RAA mit „trifft sehr bzw eher zu“ bewertet.

„Ich will den RA-Beruf in Zukunft (bzw bei RAA nach
ihrer Ausbildung) langfristig beibehalten“ wurde von 72%
der RA aber nur 51,6% der RAA mit „trifft sehr bzw eher
zu“ bewertet.

„Meine Arbeit empfinde ich als erfüllend“ wurde von
71,3% der RA und 74,5% der RAA als „sehr bzw eher zu-
treffend“ bewertet.

Sichtbar sind auch Unterschiede bei RA und RAA bei
der Aussage „Ich kann mir vorstellen, dass ich in der Justiz
bzw in der Rechtsabteilung eines Unternehmens besser aufge-
hoben bin als in einer RA-Kanzlei“, die nur von 15,8% der
RA im Gegensatz zu 52,3% der RAA als „sehr bzw eher zu-
treffend“ bewertet wurde (s Abbildung 1).

Bei den RAA ist noch hervorzuheben, dass die Aussage
„Ich hätte gerne einen Teil meiner Ausbildung im Ausland
verbracht“ von 51,3% als „sehr bzw eher zutreffend“ bewer-
tet wurde sowie die Aussage „Die positiven Seiten (zB gutes
Einkommen, gesellschaftliches Ansehen, etc) meiner Ausbil-
dung überwiegen die negativen Seiten (wenig Freizeit, hoher
Druck)“ nur von 26,1% als „sehr bzw eher zutreffend“ be-
wertet wurde.

1 Die Präsentation erfolgte durch Mag.Markus Divis von Marketagent.com.
Beim Workshop diskutierten dazu Dr. Armenak Utudjian, Mag. Christina
Maria Schwaiger,Mag.Marie Christin Wölbitsch und Mag. Alexander Huber.
Der On-Demand Webcast kann auf der Website der AWAK unter https://
awak.at/digitales-angebot/webcasts/ abgerufen werden.
2 Die Studienergebnisse finden Sie im Mitgliederbereich des ÖRAK unter
Archiv/Archiv Umfrageergebnisse.
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Abbildung 1: Bewertung verschiedener Aussagen von RA auf einer fünfstufigen Skala. Es wird die Top-2-Box (trifft sehr zu / trifft eher zu)
angezeigt. Quelle: Marketagent.com

Abbildung 2: Bewertung verschiedener Aussagen von RAA auf einer fünfstufigen Skala. Es wird die Top-2-Box (trifft sehr zu / trifft eher zu)
angezeigt. Quelle: Marketagent.com

Die Ausbildungsdauer finden 65,4% der RA als genau rich-
tig, nur 27,4% als viel bzw etwas zu lang und 7,2% als etwas
bzw viel zu kurz. Beinahe umgekehrt wird dies jedoch von
den RAA selbst beurteilt: Hier finden 61,9% der RAA die
Ausbildungszeit als viel bzw etwas zu lang, 36,1% als genau
richtig und 1,9% als zu kurz. Auch bei den RA unter 39 Jah-
ren finden noch 54,75% diese als viel bzw etwas zu lang. Je
länger man aber in die RA-Liste eingetragen ist, desto ge-
ringer wird dieser Wert.

Unter den RA gibt es auch von 65,3% die Bereitschaft,
RAA auszubilden. 41% davon tun dies bereits und 24,3%
noch nicht. 25,5% tun dies bewusst nicht (mehr). Und 9,3%
haben sich dazu noch keine Gedanken gemacht.

Auf die offene Frage, welche Aspekte für die Ausbil-
dung von RAA sprechen, antworteten 29,6% der befragten
RAmit „(Arbeits-)Entlastung für mich / Delegation von Ar-
beit möglich“ bzw 10,4% mit „Weitergabe/Vermittlung von
Wissen und Erfahrung“.

österreichisches anwältinnenblatt 01_2024

59

Chronik



Auf die offene Frage nach den Aspekten gegen die Aus-
bildung von RAA antworteten 30,1% mit „hoher bzw mehr
(zeitlicher) Aufwand“ und 23,1% mit „hohe (zusätzliche)
Kosten“.

Die Qualifikation bzw Eignung von RAA wird von RA
gleichermaßen mit 35,9% als sehr bzw eher gut und von
35,9% als eher bzw sehr schlecht beurteilt. 28,3% können
dies nicht beurteilen. Die RAA wurden gebeten, die Chan-

cen zu beurteilen, geeignete RA zur Ausbildung zu fin-
den: 61,3% befanden dies als sehr bzw eher gut und 38,7%
als eher bzw sehr schlecht.

Gefragt, ob RAA vorhaben, den RA-Beruf zu ergreifen,
können sich 37,4% vorstellen, auf jeden Fall den Beruf zu
ergreifen, im Gegensatz zu 3,7% der RAA, die sich das nicht
vorstellen können. Die Mehrheit jedoch war sich mit 57,7%
noch nicht sicher, ob sie den Beruf ergreift.

Abbildung 3: RAA wurden danach gefragt, ob sie planen, den RA-Beruf zu ergreifen. Quelle: Marketagent.com

Abbildung 4: RAA wurden gefragt, welche der folgenden Aspekte sie als Hemmnisse bzw Hindernisse bei der Ergreifung des RA-Berufs iden-
tifizieren. Quelle: Marketagent.com
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Diejenigen RAA, die den RA-Beruf vielleicht bzw definitiv
nicht ergreifen wollen, wurden nach ihren Motiven gegen
die Ergreifung des RA-Berufs befragt:
• Der Beruf lässt sich schwer mit einer Familie vereinbaren
(40,2%).

• Schlechte Verdienstmöglichkeiten (21,1%).
• Schlechte Work-Life-Balance (18%).
• Stress/ständiger Druck (16%).
Die Herausforderungen des RA im Berufsalltag wurden
von den RAA wie folgt gesehen: Vereinbarkeit von Berufs-
und Privatleben (90,6%), lange Arbeitstage (84,2%), hohes
Arbeitspensum (83,2%), viele Überstunden (73,5%), Haf-
tungsrisiko (63,2%), Kostendruck (55,2%) und Fremdbe-
stimmtheit in der Zeiteinteilung (51%), unternehmerische
Verantwortung (48,7%).

Die Hemmnisse bzw Hindernisse bei der Ergreifung
des RA-Berufs verorteten die RAA mit 86,1% damit, dass
sich die Ausbildung nicht mit Privatem vereinbaren lässt,
85,5% damit, dass das Arbeitspensum zu hoch ist, bzw
82,3% mit der niedrigen Entlohnung während der Ausbil-
dung (s Abbildung 4).

Befragt wurden die RAA auch danach, ob die fehlende
Durchlässigkeit der Sozialversicherungssysteme ein Grund

gegen den RA-Beruf bzw die RAA-Ausbildung ist, was von
76,5% mit „ja definitiv bzw eher schon“ und nur von 18,1%
mit „nein eher bzw überhaupt nicht“ beantwortet wurde.

Fazit
Der ÖRAK hat in den vergangenen Jahren bereits einige
bedeutende Fortschritte auf den Weg gebracht, darunter
die Möglichkeit zur vorübergehenden Ruhendstellung der
Rechtsanwaltschaft aufgrund von Elternschaft, Erweiterun-
gen der Befreiungen und Ermäßigungen bei Geburt von
Kindern und Verbesserungen beim Nachkauf von Versiche-
rungszeiten.

Der ÖRAK ist kontinuierlich darum bemüht, zusätzliche
Schritte zu unternehmen, um den Beruf von RA und RAA
nicht nur ansprechender zu gestalten, sondern auch das
Image dieses Berufsbildes in der öffentlichenWahrnehmung
zu fördern und zu verbessern. Dabei legen wir besonders
großen Wert auf Ihre Anregungen. Die Resultate der Studie
werden von uns sorgfältig ausgewertet, und wir freuen uns
darauf, auch Ihre ganz persönlichen Erfahrungen und Anre-
gungen unter office@oerak.at entgegenzunehmen.

ALEXANDER DITTENBERGER
ÖRAK, Juristischer Dienst

Der neue Dekan der Juristischen Fakultät:
Wilhelm Bergthaler
Der Rechtsanwalt Univ.-Prof. Dr. Wilhelm Bergthaler wurde zum neuen Dekan der Fakultät für
Rechtswissenschaften ernannt.

Wilhelm Bergthaler Foto: JKU

Bergthaler ist renommierter Partner bei Haslinger/Nagele
Rechtsanwälte GmbH und langjähriger Professor für Um-
weltrecht an der JKU. Seit Jahren prägt Univ.-Prof. Dr.Wil-
helm Bergthalermaßgeblich das Umweltrecht in Österreich.
Sein Fokus liegt auf Umweltverfahren für Industrie- und
Infrastrukturanlagen sowie umfassender Beratung im öf-
fentlichen Wirtschaftsrecht – von Produkt- über Energie-

bis hin zum Haftungsrecht. Bergthaler ist auch bekannt
für seine wissenschaftlichen Aktivitäten, zahlreiche Publika-
tionen als Redakteur und seine Anerkennung durch inter-
nationale Veröffentlichungen. Im Rahmen der Internatio-
nal Bar Association fungiert er als „Co-Chair“ des „Envi-
ronmental, Health and Safety Law Committee“.

Zu seiner Bestellung als Dekan der Fakultät für Rechtswis-
senschaften an der JKU Linz meint Bergthaler: „Jus an der
JKU hat einen einzigartigen Standortvorteil: In einem interdis-
ziplinären Umfeld werden die vielfältigen Dimensionen des
Rechts erfahrbar – als Instrument zur Konfliktlösung, zur Be-
wältigung der gesellschaftlichen, technologischen, ökologischen
und wirtschaftlichen Herausforderungen unserer Zeit. Ich ha-
be mich schon als Anwalt gern an die JKU gewandt, wenn es
darum ging, rechtliche Probleme nicht nur zu analysieren, son-
dern konstruktiv vorauszudenken. Es ist mir eine Ehre, hier als
Professor zu lehren und als Dekan zu wirken. Ich freue mich,
im Team mit Vizedekan David Leeb und Vizedekanin Marti-
na Schickmair für die Fakultät arbeiten zu dürfen.“

JOHANNES KEPLER UNIVERSITÄT
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Legal Tech Konferenz Wien

D ie siebte Legal Tech Konferenz ging am 8. 11. 2023
wie gewohnt in den Räumlichkeiten des Hotel Park

Hyatt Vienna über die Bühne – diesmal wieder ganz tradi-
tionell als Präsenzveranstaltung, ohne Live-Stream. Die
rund 300 Teilnehmerinnen und Teilnehmer kamen aus
den verschiedensten juristischen Sparten, neben Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälten informierten sich Juristin-
nen und Juristen aus der Privatwirtschaft sowie Mitarbei-
tende im öffentlichen Dienst über die neuesten Entwicklun-
gen im Legal-Tech-Bereich.

ÖRAK-Präsident Dr. Armenak Utudjian hielt die Eröffnungsrede Foto:
Max Vintschgau

Veranstalterin Mag.a Sophie Martinetz von Future-Law, ei-
ner Plattform multidisziplinärer Partner, war es erneut ge-
lungen, namhafte Speakerinnen und Speaker zu gewinnen,
die sich mit der Frage beschäftigten, wie es die Digitalisie-
rung Juristinnen und Juristen ermöglicht, sich verstärkt auf
die rechtliche Analyse und maßgeschneiderte Lösungen für
ihre Klientinnen und Klienten zu konzentrieren.

ÖRAK-Präsident Dr. Armenak Utudjian hielt die Eröff-
nungsrede der unter dem Titel „Clients, Clients, Clients!“
laufenden Konferenz und verwies auf die zahlreichen Hilfe-
stellungen, die der ÖRAK über seinen Mitgliederbereich an-
bietet (zB Tool zur Steuerung digitaler Signaturprozesse,
Cyber-Versicherung, Sonderkonditionen für Virtual-Desk-
top-Lösungen etc).

Der allgemeine Tenor der Konferenz war, dass Legal-
Tech-Tools und KI dabei helfen können, die eigenen
Dienstleistungen effizienter und serviceorientiert anzubie-
ten, jedoch die menschliche Arbeit (zumindest in naher
Zukunft) nicht von Maschinen übernommen werden
kann.

Präs. des HG Wien Dr.in Maria Wittmann-Tiwald, Präs. der RAK Wien
Dr. Michael Rohregger Foto: Max Vintschgau

In den Nebenräumen hatten Unternehmen in kurzen
Workshops die Gelegenheit, ihre Produktneuheiten zu prä-
sentieren und ebenjene Tools vorzustellen, die zu Game-
changern im juristischen Alltag werden können.

Der gut gefüllte Konferenzsaal bei der 7. Auflage der Legal Tech
Konferenz Foto: Max Vintschgau

Auch die Justiz war durch DI Philipp Haubner (IT-Enter-
prise Architekt des BMJ) erneut vertreten, der diesmal mit
seinem Schweizer Kollegen Marius Erni, Projektleiter der
Justitia 4.0 Schweiz, interessante Einblicke zur Einführung
des digitalen Justizarbeitsplatzes in unserem Nachbarland
gab.
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Veranstalterin Mag.a Sophie Martinetz und Moderator Michael
Schachner haben bereits Routine in der Abwicklung der Veranstal-
tung Foto: Max Vintschgau

Die Legal Tech Konferenz ist mittlerweile zum größten
Event im DACH-Raum zur Digitalisierung der Rechtsbran-
che aufgeschwungen und soll auch nächstes Jahr ihre Fort-
setzung finden.

CHRISTIAN MOSER
ÖRAK, Juristischer Dienst

Juristenball 2024
Vienna meets Tokyo

Am Faschingsamstag, 10. 2. 2024, findet der traditions-
reichste, auf die Zeit des Wiener Kongresses zurück-

gehende Juristenball statt und steht in diesem Jahr unter
dem Motto „Vienna meets Tokyo“.

Der Einzug der Ehrengäste nach dem Sektempfang von
Schlumberger gehört zur Tradition des Balls ebenso wie die
Balleröffnung, die in den bewährten Händen von Prof. Tho-
mas Schäfer-Elmayer liegt. Das Jungdamen- und Jungher-
renkomitee und die Walzerformation der Tanzschule El-
mayer unter der Leitung von Mag. iur. Reinhard Hoheneg-
ger werden die klassische Eröffnung tanzen und gesanglich
bestreiten der internationale Musicalstar Máté Kamerás
und seine japanische Gattin, die Sängerin Natsuki Yamagu-
chi, in deutscher und japanischer Sprache den ersten Teil
der Eröffnung. Opernstar Eugenia Dushina wird themenge-
recht die berühmte Arie aus der Oper Madama Butterfly zu
Gehör bringen, bevor Bundesministerin für Justiz Dr.in Al-
ma Zadić, LL.M. den Ball feierlich für eröffnet erklärt. Die
Mitternachtsshow mit Axel Herrig und seinen Show-Tänze-
rinnen hat den Titel FALCO – Welcome to Japan.

Für die Disco-Fans gibt es wieder das Justizclubbing De-
Luxe mit den beliebten Richter-DJs Waldi & Wolf, wofür
man alternativ zum Vollpreisticket des Balls auch ermäßigte
Clubbing-Tickets erwerben kann.

Mit seinen Orchestern, den zahlreichen Bands und wei-
teren Highlights bietet der Juristenball wie gewohnt Unter-
haltung und Tanzmusik für jeden Geschmack!

Tickets unter www.juristenball.at, office@juristenball.at
oder nach persönlicher Terminvereinbarung unter +431
5122600 im Büro des Juristenverbands, Weihburggasse 4/
Top 9, 1010 Wien.
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Bericht über die ordentliche
Plenarversammlung der Vorarlberger
Rechtsanwaltskammer vom 18. 10. 2023 in
Feldkirch (Schattenburg)
A n der ordentlichen Plenarversammlung der Vorarlber-

ger Rechtsanwaltskammer nahmen 67 Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte und 21 Rechtsanwaltsanwärte-
rinnen und Rechtsanwaltsanwärter teil, womit die Be-
schlussfähigkeit des Plenums gegeben war.

Nach der Begrüßung und den einleitenden Worten des
Herrn Präsidenten MMMag. Dr. Franz Josef Giesinger folgte
der Tätigkeitsbericht, mit welchem die Anwesenden über
die aktuellen standes- und justizpolitischen Entwicklungen
sowie über die Tätigkeiten der Vorarlberger Rechtsanwalts-
kammer, des Ausschusses und die Tätigkeiten des ÖRAK
informiert wurden.

Der Präsident des Disziplinarrats Dr. Alexander Matt in-
formierte in seinem Tätigkeitsbericht über die Anfallszah-
len sowie über die standesrechtlichen Entwicklungen im Be-
reich des Disziplinarrechts.

Die nachfolgenden Wahlen brachten folgende Ergeb-
nisse:

Disziplinarrätin aus dem Kreis der Rechtanwaltsanwär-
terinnen und Rechtsanwaltsanwärter:

Mag.a Gamze EREN-YESILYURT
Prüfungskommissäre aus dem Kreis der Rechtsanwältin-

nen und Rechtsanwälte
(Funktionsperiode: 1. 7. 2024–30. 6. 2028):
Dr. Michael BRANDAUER
Dr. Adolf CONCIN
Mag.a Andrea CONCIN
Dr. Andreas FUSSENEGGER
Dr.in Sabine GANTNER-DOSHI
MMMag. Dr. Susanne MANHART
Dr. Gerhard PREISL
Mag. Martin ULMER
Dr. Felix VOGL
Dr. Alexander WITTWER
Nach dem Bericht des Rechnungsprüfers Dr. Marco

FIEL wurde der Rechnungsabschluss 2022 der Kammer
und der Versorgungseinrichtung einstimmig genehmigt.
Ebenso erfolgte die einstimmige Genehmigung des Voran-
schlags 2024 der Kammer und der Versorgungseinrichtung
Teil A.

In der Umlagenordnung zur Versorgungseinrichtung
Teil A wurde für das Jahr 2024 dem Vorschlag des Aus-
schusses folgend der Normbeitrag um 5,45% erhöht und be-
trägt dieser somit für das Jahr 2024 € 12.264,00, was nach
Abzug des Anteils der Pauschalvergütung für Verfahrens-
hilfen einen tatsächlich zu entrichtenden Jahres- und Zahl-

betrag von € 7.530,00 ergibt. Auch der Beitrag zur Versor-
gungseinrichtung für die Rechtsanwaltsanwärter wurde um
diesen Prozentsatz erhöht und beträgt dieser für das Jahr
2024 € 3.394,00. Keine Änderung erfolgte in der Versor-
gungseinrichtung Teil B und es bleibt somit bei der Fest-
setzung des Jahresbeitrags iHv € 8.000,00.

Des Weiteren erfolgte eine Anpassung beim § 12 (Bei-
tragsermäßigung bei Geburt eines Kindes), in dem nun
auch die Annahme an Kindes Statt und die Übernahme ei-
nes minderjährigen Kindes in unentgeltliche Pflege Berück-
sichtigung finden.

Auch die Neufassung des § 15 zu den Kosten des Nach-
kaufs wurde einstimmig beschlossen:

„(1) Für jeden nach § 8 der Satzung Teil A 2018 nach-
kaufbaren Versicherungsmonat sind Euro 1.338,75 zu ent-
richten.

(2) Für jeden Kalendermonat, der nach § 10a Abs 1 Sat-
zung Teil A 2018 nachgekauft wird, ist jener Betrag zu be-
zahlen, der im Zeitraum der Befreiung als Normbeitrag zu
entrichten gewesen wäre.

(3) Für den Nachkauf nach § 10a Abs 1a und 1b Satzung
Teil A 2018 ist die Differenz aus dem geleisteten Betrag zum
Normbeitrag, der im Zeitraum der Befreiung zu entrichten
gewesen wäre, zu bezahlen.“

Die Basis-, Grund- und Mindestrenten wurden um
5% und im selben Verhältnis die zuerkannten (laufen-
den) Pensionen erhöht. Zudem wurde eine Einmalzah-
lung in der Höhe von € 3.000,00 aus der Versorgungsein-
richtung Teil A für die pensionierten Anwälte beschlos-
sen, für die Witwen 60% und für die Waisen 40% davon.
Diese Einmalzahlung ist aus steuerlichen Gründen noch
vor Ablauf des Jahres, also noch im Jahr 2023, zur Aus-
zahlung zu bringen. Die Beschlussfassung zur Leistungs-
ordnung 2024 erfolgte mit einer Enthaltung aus dem
Kreis der Rechtsanwälte.

Der Kammerbeitrag 2024 wurde mit € 2.400,00 festge-
setzt. Gleich geblieben ist der Kammerbeitrag für die
Rechtsanwaltsanwärterinnen und Rechtsanwaltsanwärter
iHv € 250,00.

Folgende Änderung des Treuhandstatuts erfolgte eben-
so einstimmig:

„5. Begriffe
5.9. „Einzugskonto“: Das Einzugskonto ist jenes Konto des

Rechtsanwaltes, über welches der Gebühreneinzug der
Rechtsanwaltskammer erfolgt.

13a. Gebühren
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Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann beschluss-
mäßig Gebühren für die Verwendung des eTHB festsetzen.
Diese Gebühren gelten als Barauslagen, die der Rechtsanwalt
entsprechend weiterverrechnen kann.“

Nach der einstimmigen Beschlussfassung über die Kam-
merausgaben für humanitäre Standeszwecke und der ein-
stimmigen Beschlussfassung über Ermächtigungen an den
Kammerausschuss, bedankte sich der Vorsitzende bei allen
Anwesenden für ihr Kommen und erklärte die Versamm-
lung um 18.50 Uhr für beendet.

Die Ergebnisse der Wahlen wurden auf der Homepage
der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer www.rechtsan-
waelte-vorarlberg.at im Sinne des § 25 Abs 5 RAO und
§ 7 Abs 5 DSt kundgemacht.

FRANZ JOSEF GIESINGER
Präsident der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

Flexibel zur FlexCo: AWAK-Special
zu neuer Rechtsform
Wählen Sie zwischen LIVE-WEBCAST und Seminar

GmbH und AG sind als Rechtsform international aner-
kannt, erweisen sich aber speziell für Start-ups und

Entrepreneurs als zu starr. Die „Flexible Kapitalgesell-
schaft“, international kurz „FlexCo“, soll die Unterneh-
mensgründung erleichtern und damit die Wettbewerbsfä-
higkeit in der Frühphase verbessern. Welches Potenzial
die neue Rechtsform in- und außerhalb der Start-up-Bran-
che hat und wo Gefahren lauern, erfahren Sie in einem
brandaktuellen AWAK-Special.

Über einzelne Punkte im Gesetz wurde bis zuletzt gerun-
gen, Univ.-Lektor MMag. Dr. Christoph Diregger, Rechtsan-
walt in Wien und Lektor am Institut für Zivil- und Zivilver-
fahrensrecht der WU Wien, hat die Verhandlungen genau
beobachtet. Er wird über die Einbettung der neuen Rechts-
form im GmbH-Recht berichten, Expertinnen und Exper-
ten beschreiben die FlexCo als Hybridform zwischen
GmbH und AG. Um die Unternehmensgründung zu er-
leichtern, werden die Kapitalanforderungen deutlich redu-
ziert. Im laufenden Betrieb soll zudem die Beschlussfähig-
keit verbessert werden, Diregger erläutert hierzu die Form-
vorschriften.

Ein weiterer Schwerpunkt ist der „Unternehmenswert-
Anteil“. Mit dieser Beteiligungsform will der Gesetzgeber
speziell Mitarbeitenden ermöglichen, am wirtschaftlichen
Erfolg „ihres“ Unternehmens teilzuhaben. Hier gab es in
den Verhandlungen allerdings bis zuletzt offene Streitpunk-
te, Diregger analysiert mit den Teilnehmenden den Letzt-
stand.

Flexibilität bietet nicht nur die FlexCo, sondern auch die
Anwaltsakademie. Besuchen Sie unsere Präsenzveranstal-
tung am 21. 2. 2024 in Wien oder nehmen Sie am Live-
Webcast am 17. 4. 2024 teil. Treffen Sie gleich jetzt Ihre
Wahl auf www.awak.at – wir freuen uns auf Sie!

Termine:
„Die flexible Kapitalgesellschaft – Potenziale, Gestal-

tungsmöglichkeiten und Gefahrenpotenziale“
Präsenzseminar: 21. 2. 2024, 17.00 bis 20.30 Uhr, Wien,

Fleming‘s Hotel Wien
LIVE-WEBCAST: 17. 4. 2024, 17.00 bis 20.30 Uhr

Foto: Canva/Stockfoto

ANWALTSAKADEMIE GESELLSCHAFT ZUR FÖRDERUNG
ANWALTLICHER AUS- UND FORTBILDUNG M.B.H.
Reisnerstraße 5/3/2/5, 1030 Wien, www.awak.at
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Anwaltsakademie
JÄNNER

BASIC

Insolvenzrecht – Grundbegriffe,
Verfahrensabläufe, Sanierungsverfahren
12. und 26. 1. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240112–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Das neue europäische Recht für
Kryptowährungen, Plattformen, Künstliche
Intelligenz und Daten
15. und 17. 1. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240115–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Judikatur im Schadenersatz- und
Versicherungsrecht
23. und 24. 1. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240123–9

SPECIAL

Der Scheidungsvergleich – best practice
24. 1. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240124–8

LIVE-WEBCAST FLEX

GELDWÄSCHE: Aktuelle Berufspflichten für
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. –
Systematik. Compliance. Praxis.
25. 1. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240125–9

BRUSH UP

Aktuelle Judikatur und Rechtsentwicklung im
Liegenschafts- und Wohnrecht – Wegweisende
Entscheidungen zu Grunderwerb,
Wohnungseigentum und Vermietung
26. und 27. 1. 2024 LINZ
Seminarnummer: 20240126–3

BASIC

Strafverfahren I – von der Mandatserteilung
zur erfolgreichen Verteidigungsstrategie
26. und 27. 1. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240126–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Gesellschaftsrecht in der Praxis
30. 1. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240130–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Judikatur des OLG zu Kostenfragen
31. 1. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240131–9

FEBRUAR

LIVE-WEBCAST FLEX

Massencausen und Sammelklagen –
Kollektiver Rechtsschutz als Ausfluss des
Private Enforcements
1. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240201–9

BASIC

Arbeitsrecht – Vertragsarten, Beendigung und
arbeitsrechtliche Ansprüche sowie typische
Klagsbeispiele
2. und 3. 2. 2024 INNSBRUCK
Seminarnummer: 20240202–6

SPECIAL

Mietrecht in der anwaltlichen Praxis – von der
Vertragsformulierung zur mietrechtlichen
Interessensvertretung
2. und 3. 2. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240202–8

BASIC

Europarecht in der anwaltlichen Praxis
2. und 3. 2. 2024 LINZ
Seminarnummer: 20240202–3

BASIC

Die Ehescheidung und ihre Rechtsfolgen in der
Praxis – von Unterhaltspflicht bis
Güteraufteilung
9. und 10. 2. 2024 LINZ
Seminarnummer: 20240209–3

LIVE-WEBCAST FLEX

Der Verkehrsunfall
12. und 15. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240212–9
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LIVE-WEBCAST FLEX

Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker –
vertragliche Regelungen im Bauprojekt
erfolgreich anwenden!
14. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240214–9

SPECIAL

Wie vermeide ich kapitale Fehler im Berufs-,
Haftungs- und Versicherungsrecht?
Erfahrungsberichte von anerkannten Experten
15. 2. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240215–8

BASIC

Verwaltungsverfahren,
Verwaltungsstrafverfahren und Rechtsschutz
im Öffentlichen Recht I (AVG, VStG, VfGG)
16. und 17. 2. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240216–8

SPECIAL

Finanzstrafverfahren und BAO:
Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung
gegenüber Abgaben- und
Finanzstrafbehörden
19. 2. 2024 INNSBRUCK
Seminarnummer: 20240219–6

LIVE-WEBCAST

Prüfungsvorbereitung RAP: Intensivkurs
Strafrecht inkl. Strafvollzug und Nebengesetze
20. 2. bis 14. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240220–9

SPECIAL

Die flexible Kapitalgesellschaft – Potentiale,
Gestaltungsmöglichkeiten und
Gefahrenpotentiale
21. 2. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240221–8

SOFT SKILLS

Soft Skills für Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte
23. 2. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240223–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Das Sicherheitspolizeigesetz:
Sicherheitsverwaltung, Befugnisse und
Rechtsmittel
26. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240226–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Brush-up: Neueste Trends im Bereich der
Judikatur des EGMR, des EuGH und nationaler
Höchstgerichte
27. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240227–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Pauschalreiserecht insbesondere nach der
Covid-19-Krise
28. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240228–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Die Privatstiftung: Zivilrechtliche und
steuerrechtliche Aspekte – Was der Vorstand
und seine Rechtsberatung über die
Privatstiftung wissen müssen
29. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240229–9

MÄRZ

BASIC

Das Exekutionsrecht in Fallbeispielen –
Grundlagen, Exekutionsmittel,
Durchsetzungsstrategien und einstweilige
Verfügungen
1. und 2. 3. 2024 FELDKIRCH
Seminarnummer: 20240301–7

SPECIAL

Leistungsstörungen – Gewährleistung und
Schadenersatz anhand neuester Judikatur
1. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240301–8

SPECIAL

Insolvenzrecht: Konkursverfahren –
Sanierungsverfahren –
Entschuldungsszenarien
1. und 2. 3. 2024 GRAZ
Seminarnummer: 20240301–5
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BASIC

Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
1. und 2. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240301A-8

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Entwicklungen im E-Commerce-Recht
– Rechtsprechung und Gesetzgebung
4. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240304–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Umgang mit digitalen Beweismitteln –
Beweisführung und forensische Behandlung
5. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240305–9

SPECIAL

start-up für Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte – der Sprung ins kalte Wasser
7. bis 9. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240307–8

SPECIAL

Medienrecht – Persönlichkeitsschutz versus
Meinungsfreiheit im Straf-, Zivil- und
Mediengesetz anhand praktischer Fälle
8. und 9. 3. 2024 INNSBRUCK
Seminarnummer: 20240308–6

SPECIAL

Die Liegenschaftsverträge –
Grundlagenwissen, Vertragsrecht,
Grundbuchsrecht und Steuerrecht
8. und 9. 3. 2024 LINZ
Seminarnummer: 20240308–3

BASIC

Gesellschaftsrecht I – Das Recht der Kapital-
und Personengesellschaft – Rechtsformwahl
und steuerrechtliche Aspekte
11. und 12. 3. 2024 INNSBRUCK
Seminarnummer: 20240311–6

SPECIAL

Fehlerhafte ZPO-Rechtsmittel: Ein Fressen für
die Instanz! – Aus Fehlern lernen oder besser
erst keine machen
11. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240311–8

SPECIAL

Asyl- und Migrationsrecht – Ein Überblick für
die anwaltliche Praxis
12. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240312–8

LIVE-WEBCAST

AGB im B2C-Vertrag – Fehler bei der
Gestaltung vermeiden – Rechtliche Chancen
für Vertragspartnerinnen und Vertragspartner
erkennen
13. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240313–9

BASIC

Das Zivilverfahren – vom ersten Kontakt zu
Klientinnen und Klienten bis zum
rechtskräftigen Urteil – der Alltag im
Prozessverlauf anhand praktischer Beispiele
14. bis 16. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240314–8

LIVE-WEBCAST

Update-Mietzinsminderung – Aktuelle
Entscheidungen – Parameter – Prozesse –
Prozente
18. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240318–9

LIVE-WEBCAST

Update: Zivilprozess, Exekution, Insolvenz –
Rechtsprechung und Gesetzgebung (auch EO-
Reform und Reorganisationsrecht) –
Kompaktinformationen mit
Kurzkommentierungen (auch zum EU-
Zivilverfahrensrecht)
19. und 20. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240319–9

SPECIAL

Datenschutz SPEZIAL: Digitalisierung,
Datenschutzverträge und internationaler
Datenverkehr
21. und 22. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240321–8

BASIC

Das Exekutionsrecht in Fallbeispielen –
Grundlagen, Exekutionsmittel,
Durchsetzungsstrategien
21. und 22. 3. 2024 SALZBURG
Seminarnummer: 20240321–4
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SPECIAL

Der Scheidungsvergleich – best
practice
Warum Sie teilnehmen sollten:
Die Erstellung von Scheidungsfolgenvereinbarungen gehört
zu unserer täglichen und an sich routinemäßigen Arbeit.
Dennoch stellt uns die konkrete, juristisch richtige, wasser-
dichte, klare und praxistaugliche Formulierung der einzel-
nen Vereinbarungspunkte unter Berücksichtigung der
künftigen Rechtsfolgen immer wieder vor große Herausfor-
derungen.

Im Seminar werden die optimalen Lösungsmöglichkei-
ten für einzelne Problembereiche aufgezeigt und Musterfor-
mulierungen auf ihre Stärken und Schwächen untersucht.

Vortragender: Dr. Marco Nademleinsky, Lehrbeauftragter
an der Universität Wien – Institut für Europarecht, Inter-
nationales Recht und Rechtsvergleichung; Rechtsanwalt in
Wien
Termin: 24. 1. 2024
Veranstaltungsort: Wien
Seminarnummer: 20240124–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Judikatur des OLG zu
Kostenfragen
Warum Sie teilnehmen sollten:
Gegen Kostenentscheidungen der zweiten Instanz ist der
Revisionsrekurs gemäß § 528 Abs 2 Z 3 ZPO ausgeschlos-
sen. Der OGH kann daher zu Kostenfragen nur dann Stel-
lung nehmen, wenn im Rahmen eines Honorarprozesses bei
entsprechendem Streitwert die Anrufung des Höchstgerich-
tes möglich ist. In aller Regel ist also das OLG letzte Instanz
in Kostenfragen.

Im Referat wird die aktuelle Judikatur des OLG Wien in
Kostenfragen dargestellt und werden Chancen aufgezeigt,
wo bei unterschiedlicher Judikatur der Senate Änderungen
möglich bzw zu erwarten sind.

Die gravierenden Auswirkungen des neuen § 54 Abs 1a
ZPO auf die Kostenbestimmung und die dazu ergangene
Rechtsprechung werden ausführlich erläutert.

Vortragende: Dr. Thomas Hofer-Zeni, Rechtsanwalt in
Wien
Dr. Andreas Lindner, Vortragender Zivilprozessrecht, Sig-
mund Freud Universität in Wien
Termin: 31. 1. 2024
Veranstaltungsort: Online
Seminarnummer: 20240131–9

BASIC

Arbeitsrecht – Vertragsarten,
Beendigung und arbeitsrechtliche
Ansprüche sowie typische
Klagsbeispiele
Warum Sie teilnehmen sollten:
Es werden arbeitsrechtliche Basics aus der Praxis für die
Praxis vermittelt:

Abgrenzung, Abschluss und Befristung von Dienstver-
trägen, Betriebsübergang, Ende von Dienstverhältnissen,
Verzicht, Vergleich, Verfall, Verjährung, arbeitsrechtliche
Klauseln, Urlaub, Dienstnehmerhaftpflicht, Dienstzeugnis
und Konkurs samt Insolvenzentgeltsicherung.

Vortragende: Dr. Stephan Rainer, Rechtsanwalt in Inns-
bruck
Dr. Peter Wallnöfer, LL.M., Rechtsanwalt in Innsbruck
Termin: 2. und 3. 2. 2024
Veranstaltungsort: Innsbruck
Seminarnummer: 20240202–6

BASIC

Europarecht in der anwaltlichen
Praxis
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dies ist ein Grundlagenseminar, das keine spezifischen
Vorkenntnisse voraussetzt. Es ist speziell an der Tätigkeit
der österreichischen Rechtsanwältin bzw des österreichi-
schen Rechtsanwalts in der Praxis orientiert. Durch die Ver-
mittlung von ausbaufähigen Grundlagen wird der Zugang
zur komplexen Materie „Europarecht“ eröffnet.

Vortragende: Prof. Dr. Günter Herzig, Universität Salzburg,
Bereichsteil für Europarecht
Univ.-Lektor Dr. Peter Thyri, LL.M. (NYU), LL.M. (DUK),
Rechtsanwalt in Wien
Termin: 2. und 3. 2. 2024
Veranstaltungsort: Linz
Seminarnummer: 20240202–3
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SPECIAL

Wie vermeide ich kapitale Fehler
im Berufs-, Haftungs- und
Versicherungsrecht?
Erfahrungsberichte von
anerkannten Experten
Warum Sie teilnehmen sollten:
Sie lernen die wichtigsten berufsrechtlichen Pflichten sowie
berufliche Haftungsgefahren anhand von Fällen aus der
Praxis kennen, Sie verstehen, was versichert ist und was
nicht, und Sie erhalten Tipps und Hinweise zum richtigen
Risiko- und Versicherungsmanagement.

Vortragende: VP Dr. Eric Heinke, Vizepräsident der Rechts-
anwaltskammer Wien, Rechtsanwalt in Wien
Univ.-Lektor Dr. Clemens Völkl, Universitätslektor an der
Wirtschaftsuniversität Wien – Institut für Unternehmens-
recht, Abteilung Informations- und Immaterialgüterrecht,
Donau-Universität Krems, Rechtsanwalt in Wien
Dr. Hermann Wilhelmer, Geschäftsführer von Lauff und
Bolz Versicherungsmakler GmbH in Wien
Termin: 15. 2. 2024
Veranstaltungsort: Wien
Seminarnummer: 20240215–8

SOFT SKILLS

Soft Skills für Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte
Warum Sie teilnehmen sollten:
Soft Skills ergänzen unser fachliches Rüstzeug in jedem Be-
reich der anwaltlichen Tätigkeit. Sie unterstützen die ge-
richtliche und außergerichtliche Konfliktbereinigung. Sie
sind zudem hilfreich bei jedem Kontakt zu Klientinnen
und Klienten, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie
Kolleginnen und Kollegen und erweitern in vielerlei Hin-
sicht unsere Interventionsmöglichkeiten.

Dieses Seminar mit Workshopelementen gibt einen
Überblick über eine Vielzahl von Soft Skills und lässt die
damit verbundenen beruflichen Chancen erkennen.

Das Seminar richtet sich sowohl an Rechtsanwaltsanwär-
terinnen und Rechtsanwaltsanwärter als auch an Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte, die sich noch nicht intensiv
oder bewusst mit Soft Skills auseinandergesetzt haben.

Vortragende: Präs. Dr. Karin Gmeiner, Rechtsanwältin, Me-
diatorin und Collaborative Lawyer sowie Präsidentin der
AVM – Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koope-
ratives Verhandeln
Termin: 23. 2. 2024
Veranstaltungsort: Wien
Seminarnummer: 20240223–8

LIVE-WEBCAST

Brush-up: Neueste Trends im
Bereich der Judikatur des EGMR,
des EuGH und nationaler
Höchstgerichte
Warum Sie teilnehmen sollten:
Als Folge des Beitritts zur EMRK und zur EU wird die ös-
terreichische Rechtsordnung in zunehmendem Maße durch
die Judikatur des EGMR und des EuGH fremddeterminiert.
Um politische Konflikte, insbesondere Vertragsverletzungs-
verfahren, zu vermeiden, müssen die innerstaatlichen
Höchstgerichte nicht nur selbst die Rechtsprechung beider
europäischer Gerichtshöfe umsetzen, sondern zudem da-
rauf achten, dass sich auch die unterinstanzlichen Gerichte
daran halten, sodass das Europarecht in Österreich tatsäch-
liche Effektivität erlangt.

Wollen Parteienvertreter erfolgreich sein, bedingt dies
wiederum, sich abzeichnende und verfestigende Trends in
diesem Bereich möglichst frühzeitig zu erkennen. Hierfür
soll dieses Seminar eine entsprechende Unterstützung bie-
ten, indem einerseits die grundlegend-komplexen Zusam-
menhänge zwischen Europarecht und innerstaatlichem
Recht dargestellt und andererseits anhand dieser paradig-
matisch die aktuellsten höchstgerichtlichen Entscheidungen
analysiert werden.

Schwerpunkte:
• Änderungen durch das am 1. 8. 2021 in Kraft getretene
15. ZPMRK – Entlastung des EGMR, Verkürzung der Be-
schwerdefrist, . . .

• Das Verhältnis zwischen EMRK und EGRC – Harmoni-
sierungsmöglichkeiten angesichts dualer Letztkompetenz,
„Bosphorus-Vermutung“, . . .

• Vorrang des Unionsrechts und Grundprinzipien der Ver-
fassung: „Integrationsfester Verfassungskern“?

• Tragende Elemente eines fairen Verfahrens als neuralgi-
sche Punkte der innerstaatlichen Verfahrensordnungen,
va im Bereich der Gerichtsbarkeit des Öffentlichen Rechts

• Spezielle Grundrechtsgewährleistungen, insbesondere
unter dem Aspekt der gegenwärtigen COVID-Pandemie

• Wirtschaftliche Grundfreiheiten der EU, im Besonderen
das Verbot der Inländerdiskriminierung

Vortragende: Hofrat Dr. Alfred Grof, Richter am Landesver-
waltungsgericht Oberösterreich
Dr. Johann Postlmayr, Rechtsanwalt in Mattighofen
Termin: 27. 2. 2024
Veranstaltungsort: Online
Seminarnummer: 20240227–9
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Die Terrorlisten im Strafrecht

D ie aktuellen restriktiven Maßnahmen gegen Russland
zwingen dazu, uns vermehrt mit Sanktions- und Ter-

rorlisten zu beschäftigen. Der Aufwand für die Prüfung von
Sanktions- und Terrorlisten ist zwischenzeitig mitunter be-
trächtlich geworden. Unternehmen haben eine ganze Reihe
an unterschiedlichen Listen zu prüfen. Die damit im Zu-
sammenhang stehende Rechtslage ist komplex. Es fließen
hier nicht nur völkerrechtliche, sondern auch europarecht-
liche und nationalstaatliche Regelungen ein. Zudem haben
sich Unternehmen in der täglichen Praxis häufig auch mit
„fremden“ Listen, wie jenen der USA und Großbritanniens,
zu beschäftigen. Da tut es gut, einen Blick auf Literatur zu
werfen, die sich diesem Thema widmet. Dies kann selbst
dann lohnend sein, wenn der Zeitpunkt des Erscheinens
dieser Literatur schon etliche Jahre zurückliegt.

Martin Stricker hat für seine 2015 ein-
gereichte Dissertation das Thema der
Sanktions- und Terrorlisten beackert.
Schon einleitend stellt er klar, dass sich
Rechtsunterworfene bereits vor langer
Zeit mit Sanktions- und Terrorismuslis-
ten zu beschäftigen hatten. Er weist da-
rauf hin, dass etwa „der römische Dikta-
tor Lucius Cornelius Felix Sulla [. . .] be-

reits im Jahr 81 v Chr zur Aufrechterhaltung seiner errich-
teten Diktatur immer länger werdende Listen von
innenpolitischen Feinden veröffentlichen“ habe lassen,
„die zu Geächteten erklärt wurden und somit vogelfrei wa-
ren.“ Nach diesem historischen Rückblick geht Stricker ar-
beitsrelevant auf die Rolle des Sicherheitsrats der Vereinten
Nationen ein, dessen „Aufgabe primär die Wahrung der in-
ternationalen Sicherheit und des Weltfriedens ist.“ Er unter-
streicht hier die Bedeutung der Resolution 1267, mit der
erstmals Vermögen von Einzelpersonen und Gruppen ein-
gefroren wurde. Hintergrund für dieses politische Vorgehen
war, dass sich Sanktionen davor vor allem gegen Staaten
richteten und „sich [. . .] Personen aus dem Kreis der Staats-
führung, die Verantwortung für das staatliche Verhalten
tragen, den Wirtschaftsbeschränkungen [. . .] weitgehend
entziehen“ konnten, „indem sie die Last der Sanktionen
auf andere überwälzten.“ Später, konkret mit der Resolution
1373, wurde sogar allgemein auf den internationalen Terro-
rismus und die damit verbundene erhöhte Gefährdung ab-
gestellt. Diese Resolution machte dann „alle Förderer des
Terrorismus weltweit zum Sanktionsadressaten“.

Nachvollziehbar werden in dem Buch dann auch die
Trias der Sanktionen (Asset Freezing/Travel Ban/Arms Em-
bargo) und die Gegebenheiten im Zusammenhang mit der
Listung und der De-Listung von Menschen beschrieben
und grundrechtlich kritisch gewürdigt.

Nachdem sich der Autor mit den Terrorlisten der Euro-
päischen Union beschäftigt, in diesem Zusammenhang
auch die dazu ergangene Rechtsprechung erörtert, schließt

das Buch mit nationalstaatlichen Regelungen und es werden
insbesondere die in Österreich auf Embargobrüche anzu-
wendenden Tatbestände des Sanktionsgesetzes und des Au-
ßenwirtschaftsgesetzes erörtert.

Das Buch ist mittlerweile freilich veraltet. Wiewohl es für
die praxisrelevante Umsetzung von einschlägigen Compli-
ance-Maßnahmen in Unternehmen wenige Anhaltspunkte
liefert, gibt es einen Einblick in die Systematik der Terroris-
mus- und Sanktionslisten sowie der hinter diesen liegenden
völkerrechtlichen, europäischen und nationalen Rechts-
grundlagen. Es eröffnet also die rechtstheoretischen Hinter-
gründe der anzuwendenden Bestimmungen.

Die Terrorlisten im Strafrecht.

Von Martin Stricker. 1. Auflage. Jan Sramek Verlag KG,
Wien 2016, 282 Seiten, geb, Softcover, € 78,–.

WOLFGANG GAPPMAYER

Der Aufsichtsratsvorsitzende

E s ist nunmehr eine Lücke in der gesellschaftsrechtlichen
Literatur mit diesem Werk geschlossen worden. Der

Aufsichtsratsvorsitzende vertritt in seiner Position den Auf-
sichtsrat und ist gleichzeitig dessen Repräsentant. Der Auf-
sichtsrat ist einerseits eine Unterstützung als auch gleichzei-
tig eine Kontrolle des Vorstandes, und er legitimiert sich –

ausgenommen durch die Mitglieder, die vom Betriebsrat
entsandt werden – durch die Wahl der Hauptversammlung,
somit der Aktionäre. Gleichzeitig ist der Aufsichtsratsvor-
sitzende auch direkter Ansprechpartner des Vorstandes, bei
vielen Gesellschaften hat der Aufsichtsratsvorsitzende eben-
falls ein Dirimierungsrecht, dies bedeutet, dass bei Stim-
mengleichheit seine Stimme entscheidet. Es ist somit sehr
einleuchtend, dass aufgrund der oben genannten und dar-
gestellten Eckpunkte die Position des Aufsichtsratsvorsit-
zenden einer genauen Analyse bedarf.

Diese liefert Leonhartsberger mit sei-
ner Arbeit, die eine Dissertation vom
Oktober 2021 an der Wirtschaftsuniver-
sität Wien ist. Die Arbeit gliedert sich in
mehrere Abschnitte, wobei sich der ers-
te, „Stellung des Aufsichtsratsvorsitzen-
den im Aufsichtsrat“, mit der Stellung
und insbesondere den Details seiner Tä-
tigkeiten beschäftigt. Von besonderem

Augenmerk ist die Darstellung der Einberufung sowie der
Durchführung von Aufsichtsratssitzungen.

Für die Praxis äußerst relevant befasst sich der Autor im
zweiten Kapitel „Der Aufsichtsratsvorsitzende als Schnittstel-
le zumVorstand“mit den dazugehörigen Fragen. Dies wird in
sehr differenzierter Weise dargestellt, Fragen, die nicht direkt
beantwortet werden können, können durch die sehr gute Zi-
tierung aller großen Kommentare näher vertieft werden.
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Im dritten Kapitel „Der Aufsichtsratsvorsitzende als
Schnittstelle zu den Aktionären“ wird, wie oben dargelegt,
nicht nur die Frage des Verhältnisses des Aufsichtsrates zu
den Aktionären, sondern auch des Vorsitzenden zu den Ak-
tionären dargestellt.

Im vierten Kapitel „Rolle des Aufsichtsrates“ als Vertre-
tung der Gesellschaft kommen praxisrelevante Punkte hin-
sichtlich der aktiven als auch der passiven Vertretungsrolle
des Aufsichtsratsvorsitzenden vor.

Die Kapitel „Das Aufsichtsratsbüro“ sowie „Die Qualifi-
kation des Aufsichtsratsvorsitzenden“ runden das Buch ab.

Dem Rezensenten seien zwei Anmerkungen erlaubt. Ei-
ne nähere Auseinandersetzung mit den Fragen der Haftung
des Aufsichtsratsvorsitzenden als Teil des gesamten Auf-
sichtsrates hätte das Werk abgerundet. Gerade in der Posi-
tion als Repräsentant/Vertreter des Aufsichtsrates sowie als
Organisator und Vorbereiter der Sitzungen ist diese Frage
von durchaus erhöhter Relevanz.

Jedem, der Mitglied eines Aufsichtsrates ist oder gar
Vorsitzender eines solchen Organs, ist dieses Werk ans
Herz zu legen.

Der Aufsichtsratsvorsitzende.

Von Alexander Leonhartsberger. Verlag Manz, 2023, XXVIII,
300 Seiten, geb, € 98,–.

WOLF-GEORG SCHÄRF

EMRK – Europäische
Menschenrechtskonvention

D ie 5. Auflage des Handkommentars zur EMRK, he-
rausgegeben von Dr. Jens Meyer-Ladewig, Prof. Dr.

Martin Nettesheim und Stefan von Raumer, beinhaltet nicht
nur die aktuelle Rechtsprechung, sondern vielmehr behan-
delt diese auch aktuelle Themen wie COVID-19, welches
uns die letzten Jahre begleitet hat.

Dieser Handkommentar hat es sich
zum Ziel gesetzt, den Rechtsanwendern
aus Verwaltung, Justiz und Anwaltschaft
ein praktisches Werkzeug zu bieten, mit
dem sie einen schnellen Zugriff auf die
wesentlichsten Entscheidungen aus der
Rechtsprechung des EGMR zu allen Fra-
gen des materiellen Rechtes erhalten.
Ausführliche Inhalts- und Stichwortver-

zeichnisse ermöglichen weiters ein rasches Auffinden der
gesuchten Paragrafen.

Wie bereits erwähnt, ist die EMRK bedeutungsvoll,
wenn es um aktuelle Themen wie COVID-19 geht. Vor
allem ist ein Augenmerk zu legen auf Art 2 EMRK, wel-
cher das Recht auf Leben jedes Menschen festlegt. Denn
gemäß dem deutschen BVerfG hat der Staat bereits vor-
beugend einzugreifen, um Grundrechte zu schützen, bevor

überhaupt eine Verletzung eingetreten ist. Inwieweit hier-
bei die Grenzen wie zB bei der Impfpflicht liegen, ist un-
klar. Einfacher wäre dieses Problem zu lösen, hätte die
Impfung keine Nebenwirkungen. Dies kann man jedoch
bei der Impfung für COVID-19 nicht behaupten. Denn
diese wurde kaum erforscht, Testphasen wurden über-
sprungen und verkürzt. Fraglich ist nun, ob auch bei sol-
chen Impfungen zur Impfpflicht als vorbeugendes Mittel
gegriffen werden darf, um eventuell zu erwartende Schä-
den durch das Virus zu verhindern. Abwägen muss man
hierbei jedenfalls auch immer das Risiko, welches eine
Impfpflicht birgt, mit der Schwere der Folgen einer CO-
VID-Erkrankung.

Nach der Auffassung des EGMR (8. 4. 2021, 4761/13
ua) ist ein Eingriff in das Privatleben nach Art 8 EMRK
nur dann aus gesundheitlichen Gründen gerechtfertigt,
wenn dieser angemessen und verhältnismäßig ist, um
das gewünschte Ziel zu erreichen. Diese Angemessenheit
hat der EGMR bei der Impfpflicht für Kinder gegen zB
Masern, Röteln und Mumps in Tschechien bejaht und so-
mit auch die Schutzpflichten und die Bedeutung von So-
lidarität gegenüber vulnerablen Bevölkerungsgruppen her-
vorgehoben.

Ein besonderes Augenmerk im Zusammenhang mit
der EMRK ist außerdem auf den neuen Pandemievertrag
der WHO zu legen. Dieser befindet sich noch in der Ver-
handlungsphase und ist sohin noch nicht endgültig abge-
schlossen. Festzuhalten ist, dass sich einige Punkte we-
sentlich ändern sollen, welche zu einem massiven Macht-
ausbau der WHO führen und damit einhergehend auch
zu einer gewaltigen Einschränkung der verfassungsrecht-
lich gewährleisteten Grundrechte. Erreicht werden soll
dies durch eine Notrechtskompetenz des WHO-Chefs.
Der Generaldirektor darf also festlegen, wann und wo eine
gesundheitliche Notlage herrscht. Des Weiteren sollen bis-
her nicht verbindliche WHO-Empfehlungen verbindlicher
werden, wodurch zB ein de-facto-Impfzwang möglich
wird. Kontrolliert werden sollen all diese neuen Kompe-
tenzen nicht. Somit gibt es keine Checks and Balances,
welche ein wesentliches Element in einem demokratischen
Staat darstellen.

Auch müssen die betroffenen Staaten nicht mehr ein-
verstanden sein mit den Maßnahmen der WHO und der
Generaldirektor soll auch nicht verantwortlich gemacht
werden können für sein Handeln. Rechtsschutzmöglich-
keiten sollen nicht bestehen, wodurch die Menschen vor
ungerechtfertigten Notrechtsregimes kaum bewahrt wer-
den können und die Länder, durch ihre Gerichte, das Par-
lament oder durch die Regierung, ihre Bürger noch weni-
ger vor schädlichen Vorgaben der WHO schützen können
als bisher. Fraglich ist nun, ob dann überhaupt noch ein
wirksamer Grundrechtsschutz besteht, wenn die Empfeh-
lungen der WHO de facto verbindlich sind und nach ei-
genem Ermessen der WHO zB Lockdowns oder Test-
pflichten eingeführt werden und dadurch gegebenenfalls
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die Menschenwürde und Menschenrechte beeinträchtigt
werden.

Doch auch zwingendes Völkerrecht darf man bei diesem
Pandemievertrag nicht außer Acht lassen. Denn Art 7
ICCPR 1966 schützt alle Menschen unter anderem davor,
ohne freiwillige Zustimmung medizinischen oder wissen-
schaftlichen Versuchen unterworfen werden zu können.

Sohin müsste dieser Schutz insbesondere auch bei kaum
erprobten Impfungen und einem, mit diesem Impfstoff, fol-
gendem Impfzwang greifen. Dieser Schutz greift auch im
Falle eines öffentlichen Notstandes, der das Leben der Na-
tion bedroht und der amtlich verkündet ist.

Dadurch, dass die WHO den einzelnen Ländern de facto
verbindliche Verpflichtungen auferlegen kann und durch
die damit einhergehenden Beeinträchtigungen der Grund-
prinzipien unseres Staates und auch den massiven Grund-
rechts- und Menschenrechtsbeschränkungen könnte man
daher andenken, den Pandemievertrag der WHO einer
Volksabstimmung nach 44 (3) B-VG zu unterziehen.

Die 5. Auflage des Handkommentars der EMRK der He-
rausgeber Dr. Jens Meyer-Ladewig, Prof. Dr. Martin Nettes-
heim und Stefan von Raumer überzeugt in erster Linie
durch die übersichtliche Darstellung der komplexen The-
matik.

Das Werk beeindruckt durch exzellente Gliederung, ho-
he Übersichtlichkeit sowie inhaltliche Tiefe. So kann diese
Auflage neben der ersten Orientierung auch zur vertiefen-
den Lektüre herangezogen werden, weshalb dieser Kom-
mentar nur weiterempfohlen werden kann.

EMRK – Europäische Menschenrechtskonvention.

Von Jens Meyer-Ladewig/Martin Nettesheim/Stefan von
Raumer. MANZ Verlag Wien, Nomos, Helbing & Lichten-
hahn, 2023, 1.018 Seiten, geb, € 142,90.

GEROLD BENEDER

Foto- und Bildrecht

S eit dem Erscheinen der 1. Auflage sind 19 Jahre und
seit dem Erscheinen der Vorauflage sind rund fünf Jah-

re vergangen und auch die sechste und aktuelle Auflage ver-
folgt das Ziel, alle rechtlichen Fragen betreffend Herstellung
und Nutzung von Fotos und Filmen so kompakt und pra-
xisnah wie möglich zu behandeln. Zu diesem Zweck wur-
den relevante foto- und filmrechtliche Entscheidungen so-
wie alle Gesetzesänderungen der letzten fünf Jahre in die
sechste Auflage eingearbeitet.

Inhaltlich gliedert sich das Buch in
vier Großkapitel, welche wiederum in
kleinere Kapitel unterteilt sind. Dem
Hauptteil des Werkes sind das Vorwort
und das Literaturverzeichnis vorange-
stellt. Außerdem sind demWerk ein An-
hang mit Honorarübersichten, dem
Kunsturheberrechtsgesetz sowie ein
Sachregister angeschlossen.

Das erste Großkapitel behandelt das Thema der Bildbe-
schaffung. So haben Bildverwerter allgemein zwei Möglich-
keiten, an das benötigte Bildmaterial heranzukommen: Sie
können das Bildmaterial selbst herstellen oder sie können es
von jemanden herstellen lassen. Zum Zweck der Bildbe-
schaffung werden die Bildverwerter mit rechtlichen Fragen
konfrontiert, wie etwa, was überhaupt fotografiert werden
darf und welche Genehmigungen sie sich dazu einholen
müssen. Eine zweite Möglichkeit der Bildbeschaffung ist
der Erwerb von bereits vorhandenen Aufnahmen aus Ar-
chiven von Fotografen, Verlagen oder Bildagenturen. Das
erste Kapitel widmet sich unter anderem auch der Unter-
scheidung zwischen der Herstellung von Sachaufnahmen,
wie etwa von Häusern, Landschaften oder Autos, und der
Personenaufnahme. So ist die Zustimmung der Eigentümer
bei der Herstellung von Sachaufnahmen grundsätzlich nicht
notwendig, sofern diese aufgrund des Bildinhalts oder der
Kontextinformationen nicht einer konkreten Person zuge-
ordnet werden können. Die Herstellung von Personenfotos
berührt das allgemeine Persönlichkeitsrecht. Diese stellt al-
lerdings keinen Eingriff in das Recht am eigenen Bild der
abgebildeten Person dar, da die Vorschriften des Kunstur-
hebergesetzes erst die Verbreitung und Veröffentlichung
von der Einwilligung des Betroffenen abhängig machen.

Das zweite Großkapitel widmet sich der Veröffentli-
chung von Fotos. Im Näheren geht der Autor vor allem
auf die Veröffentlichung von Sach- und Personenfotos
ein. So stellt die Veröffentlichung von Sachfotos prinzipiell
keinen rechtlichen Eingriff in die Eigentumsrechte dar. Al-
lerdings ist die Publikation von Sachfotos nicht uneinge-
schränkt zulässig. Eine Grenze besteht zum Schutz der Pri-
vatsphäre, insbesondere wenn es um Aufnahmen von
Wohnhäusern oder Innenaufnahmen von Wohnungen
geht. Einen unzulässigen Eingriff in die Privatsphäre stellt
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etwa die Abbildung einer Person dar. Personenfotos dürfen
gemäß §§ 22, 23 Kunsturhebergesetz grundsätzlich nur mit
Einwilligung der abgebildeten Person veröffentlich werden.
Des Weiteren geht der Autor auf urheberrechtliche Be-
schränkungen ein. Da Fotografien von urheberrechtlich ge-
schützten Werken Vervielfältigungen im urheberrechtli-
chen Sinne sind, bedarf es der Zustimmung des Urhebers
zur Verbreitung derselben.

Im dritten Großkapitel werden die Rechtsfolgen der
rechtswidrigen Herstellung oder Verbreitung von Fotos
thematisiert. Hierzu geht der Autor insbesondere auf die
Möglichkeiten der Betroffenen ein, juristische Schritte ein-
zuleiten, um sich gegen Wiederholungen zu schützen oder
finanzielle Entschädigung zu erhalten. So kann etwa der In-
haber des Hausrechts ein Hausverbot aussprechen und so-
mit Fotografie- und Drehgenehmigungen versagen. Auch
Zahlungsansprüche der betroffenen Personen können nach
rechtswidriger Publikation von Bildmaterial entstehen. Zu
den Zahlungsansprüchen zählen etwa die Geldentschädi-
gung oder die fiktive Lizenzgebühr. Anzumerken ist, dass
sich aus der Rechtswidrigkeit der Herstellung einer Aufnah-
me nicht automatisch die Unzulässigkeit der Veröffentli-
chung der Fotos ergibt. Diese Regelung gilt allerdings nur
für den Bereich der redaktionellen Berichterstattung.

Das vierte und letzte Großkapitel beschäftigt sich mit
den Rechtsfragen zwischen Fotografen und Verwertern.
Während das Urheberrecht den Umgang mit Fotos regelt,
gelten für fast alle sonstigen Rechtsfragen die allgemeinen
Regeln des Zivilrechts. Wird etwa ein Fotograf gegen Hono-
rar mit der Herstellung von Aufnahmen beauftragt, entsteht
zwischen den beteiligten Parteien ein Vertrag und es gelten
die Vorschriften des BGB. So regelt das BGB, dass es zur
Entstehung eines Werkvertrags zwischen den beteiligten
Parteien einer übereinstimmenden Willenserklärung be-
darf, diese jedoch keine bestimmte Form aufzuweisen hat.
Die Verschriftlichung der Verträge wird jedenfalls empfoh-
len, da sich etwa Streitigkeiten über den zeitlichen und
räumlichen Umfang der erlaubten Nutzung oft erst längere
Zeit später ergeben.

Das vorliegende Werk vermittelt einen guten Überblick
über den Bereich der visuellen Medien. Aufgrund der Un-
terteilung in Großkapitel und kleinere Unterkapitel bietet
das Lehrbuch eine gute Stütze im Umgang mit juristischen
Problemlagen im Bereich des Foto- und Bildrechts. Zwar
handelt es sich um ein deutsches Werk und somit um deut-
sche Normen, Literatur und Judikatur, gerade im Foto- und
Bildrecht ist ein Blick über die Grenzen in Zeiten von Inter-
net und elektronischen Medien aber höchst angebracht.

Foto- und Bildrecht.

Von Endress Wanckel. 6. Auflage. Verlag C.H. Beck oHG,
München 2023, 301 Seiten, br, € 75,–.

GORICA UROSEVIC

HSchG,
HinweisgeberInnenschutzgesetz

S chon vor Inkrafttreten des zu kommentierenden Geset-
zes erschienen ist das vorliegende Wert, welches (in der

Reihenfolge der vom jeweiligen Autor kommentierten Ge-
setzesstellen) von Elias Schönborn, Katharina Kitzberger,
Sonja Karpf und Georg Kudrna (alle RA in Wien) als Auto-
rinnen und Autoren verantwortet wird.

Kommentiert wird das zur Umset-
zung der RL 2019/1937/EU (ABl L 305
vom 26. 11. 2019, 17) vom Gesetzgeber
erlassene HinweisgeberInnenschutzge-
setz [sic!], wobei Schönborn die §§ 1 bis
5 und 7, Kitzberger die §§ 6 sowie 20 bis
23, Karpf die §§ 8 und 9 sowie 24 bis 28
und Kudrna die §§ 10 bis 19 bearbeitet
hat.

Grundsätzlich ist die Aufgabe, ein neu in Kraft getretenes
Gesetz zu kommentieren, zwar eine reizvolle, kann der Kom-
mentator mit seiner Kommentierung doch für die künftige
Rechtspraxis entscheidende Weichenstellungen tätigen.
Gleichzeitig ist die Aufgabe jedoch besonders herausfor-
dernd, kann der Kommentator doch künftige Entwicklungen
nicht vorhersehen – letztlich erfordert eine solche Kommen-
tierung daher auch ein beträchtlichesMaß an hellseherischen
Fähigkeiten insbesondere im Bezug auf künftig in der An-
wendung des Gesetzes eine Rolle spielende Sachverhalte.

Die Kommentierung fasst die bisher erflossene Fachlite-
ratur zum HSchG zusammen und stellt allen Bestimmun-
gen des Gesetzes einen 1:1-Abdruck der ErläutRV voran,
wodurch der Leser das Maximum dessen erhält, was an Ein-
blick in die voraussichtliche Rechtsanwendung möglich ist.
Einblick in praktisch relevante Fallgruppen (zB Schwierig-
keiten in der Bestimmung des Schutzbereichs für Hinweis-
geber bei Verwendung von Hinweisgebersystemen, die über
den sachlichen Anwendungsbereich des HSchG hinausge-
hen, siehe Kudrna in § 10 Rz 5) sowie Hinweise auf Lücken
im System samt Appellen an den Gesetzgeber, diese zu
schließen, bietet der Kommentar ebenfalls zuhauf (zB die
Kommentierung Schönborns in § 3 Rz 29 samt den in den
Fußnoten angestellten Überlegungen hierzu), sodass den
Autoren, welche durchaus viel an eigener Leistung in den
Kommentar eingebracht haben, und dem Verlag ein für den
praktischen Einsatz in der täglichen Arbeit sehr gut geeig-
neter Wurf gelungen ist.

HSchG, HinweisgeberInnenschutzgesetz.

Von Georg Kudrna/Sonja Karpf/Katharina Kitzberger/Elias
Schönborn, 1. Auflage. Linde Verlag, 2023, 232 Sei-
ten, € 55,–.

FELIX KARL VOGL
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AKTUELLES RECHT ZUM DIENSTVERHÄLTNIS
6874 3 Pallwein-Prettner, Angelika und Elena Rathmayr: Was bringt die neue EU-Entgelttransparenzrichtlinie und welche Auswirkung

hat sie auf österreichische Arbeitgeber?

DATENSCHUTZ KONKRET
5 100 Wagner, Barbara: „Recht auf Kopie“ – praktische Umsetzung

104 Knyrim, Rainer und Fabian Jelicic: Verarbeitung von Mitgliederdaten im Verein
106 Reimer, Sebastian und Daniel Stanonik: Risk-Management in Zeiten des immateriellen Schadenersatzes

DIE PRIVATSTIFTUNG
3 112 Hayden, Tobias, Marco Thorbauer, Benedikt Schachner-Gröhs und Rosa Glunz: Die Privatstiftung im Wandel – ein Rück- und

Ausblick
118 Friedl, Philipp Karl, Paul Wieselmann und Johannes Zoller: Überblick über die höchstgerichtliche Judikatur in Stiftungssachen im

Jahre 2022

IMMO AKTUELL
5 213 Pum, Thomas: Punktation vs Vorvertrag

IMMOLEX
11 362 Gumhold, David und Micha Kriebernegg: Zur Frage der Verbindlichkeit von Sondervorschreibungen im WEG

377 Traxler, Manuel C. und Stefan C. Bart: Der Haftrücklass und die Haftrücklassgarantie im Bauträgervertragsrecht
392 Kothbauer, Christoph: Verlängerte Präklusivfrist auch bei unwirksamen Befristungen

ZEITSCHRIFT FÜR IT-RECHT, RECHTSINFORMATION UND DATENSCHUTZ
5 170 Janisch, Sonja: Immaterieller Schadenersatz bei Datenschutzverstoß – keine Frage der Erheblichkeit

176 Thiele, Clemens: Der netzwerkseitige persönliche Videorekorder (nPVR) in Österreich: Alles aufgezeichnet – eine urheberrecht-
liche Bestandsaufnahme

180 Schmitt, Thomas Rainer: Verwaltungsverfahrensrechtsnovelle 2023 – Neuerungen bei elektronischen Anbringen und Verhand-
lungen

185 Szücs, Christian: Vom COVID-19-Sonderrecht zum Dauerrecht: Die virtuelle Hauptversammlung
192 Haupt, Robert: Die Durchsetzung des Auskunftsrechts nach Art 15 DSGVO für Betroffene vor österreichischen Zivilgerichten –

ein Leitfaden
197 Pachinger, Michael M.: Gesetzgebungsmonitor EU-US Data Privacy Framework: Zum Angemessenheitsbeschluss für einen siche-

ren und vertrauenswürdigen Datenverkehr zwischen der EU und den USA

JOURNAL FÜR MEDIZIN- UND GESUNDHEITSRECHT
3 212 Stiebellehner, Kathrin: Die Neuregelung des Verfahrens zur Unterbringung in den Maßnahmenvollzug durch das Maßnahmen-

vollzugsanpassungsgesetz 2022
222 Brühwasser-Gastl, Harald: VwGH: Notwendige Verbindung einer ärztlichen Kontrolluntersuchung mit einer amtsärztlichen

Nachuntersuchung bei befristeten Lenkberechtigungen iZm Epilepsie
227 Streit, Georg: Ischgl und die Folgen: zum Anspruch auf Warnung vor einer Corona-Infektion
228 Toyooka, Ulrike: Unterbrinungsgesetz (UbG) Novelle: Was ändert sich bei Beschränkungen und medizinischen Behandlungen?

(Teil 3)
233 Gruber, Elisa: Gruppennützige klinische Arzneimittelprüfung mit volljährigen einwilligungsunfähigen Personen – ein Vergleich

zwischen der österreichischen und der deutschen Rechtslage
238 Schickmair, Martina und Wolfgang Kröll: Schmerz(engeld)bemessung bei eingeschränktem bzw fehlendem Schmerzempfinden

von Intensivpatienten aus juristischer und medizinischer Sicht
252 Hauser, Werner: OGH: Zur Reichweite der ärztlichen Überprüfungspflicht bei der mündlichen Anordnung einer Medikamenten-

vorbereitung in einer außergewöhnlichen Notsituation
258 Huber, Gerhard W. und Jakob Dietrich: Tun oder Unterlassen als Kriterien für eine Anklage
262 Rudda, Johannes: Langzeitpflege(teil)reformen in Deutschland und Österreich
269 Grimm, Markus und Klara Eichler: EuGH: Zum Verhältnis von täglicher und wöchentlicher Ruhezeit im Sinne der EU-Arbeits-

zeit-Richtlinie
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277 Stoffels, Markus und Maximilian König: Sondergebühren in Deutschland – Teil 2
284 Queissner, Robert: Grundzüge der Psychiatrie und der psychiatrischen Krankheitsbilder
292 Putz, Herwig: Die Pflege von Menschen mit psychischen Gesundheitsstörungen: Von der Ausbildung in die Pflegepraxis
297 Rungg, Christine: Burnout
304 Hinteregger, Marie-Christin: Die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die psychische Gesundheit

JURISTISCHE BLÄTTER
10 617 Griller, Stefan und Walter Obwexer: Völker-, unions- und verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen für militärische Koopera-

tionen Österreichs
637 Baumgartner, Andreas: Mangelhafte Aufsichtsratsbeschlüsse – ein Plädoyer für mehr Orientierungssicherheit

ÖSTERREICHISCHE JURIST:INNENZEITUNG
15 884 Bydlinski, Sonja: Von der Austrian Limited zur FlexCo

891 Rizzi, Paul und Maximilian Ringhofer: Die neue Gesellschaftsform der FlexKapG
897 Told, Julia: Die FlexCo im Spannungsfeld multipler Gesellschafterkategorien
904 Zollner, Johannes: Das Mitverkaufsrecht der Unternehmenswert-Beteiligten
911 Foglar-Deinhardstein, Heinrich: Die FlexCo als flexible Gesellschafterin ihrer selbst
918 Hartlieb, Franz: Hybride Finanzierung von Flexiblen

ÖSTERREICHISCHE NOTARIATSZEITUNG
10 482 Kepplinger, Jakob: Strafrechtskonnexe Erbunwürdigkeit und § 166 StGB

493 Fischer, Elisabeth und Thomas Frad: Zur Haftung von Notar-Partnerschaften

ÖSTERREICHISCHE BLÄTTER FÜR GEWERBLICHEN RECHTSSCHUTZ UND URHEBERRECHT
6 235 Ivanova, Alexandra und Sebastian Reiter: Horizontal-LL und Data Act

240 Hirsch, Antonia und Anna Katharina Tipotsch: Weiterentwicklung des Schutzes geografischer Angaben

ÖSTERREICHISCHES RECHT DER WIRTSCHAFT
11 778 Andrieu, Lukas und Alexander Aichmayr: Merkantiler Minderwert bei Immobilien

783 Schmidt, Lukas: Zur Solidarhaftung von Gesellschaftern einer GmbH für Notarkosten gemäß § 12 NTG
785 Schiemer-Haberl, Vera und Roman Rohatschek: Bilanzierung von Reverse Factoring auf dem Vormarsch – Lösungsansatz nach

UGB
805 Firneis, Isabel und Julia Marboe: Umsetzung der Work-Life-Balance-Richtlinie – Was ändert sich für Arbeitnehmer und Arbeit-

geber?
820 Gensluckner, Sebastian: Das Progressionsabgeltungsgesetz 2023 – Überblick und Einordnung
825 Zorn, Nikolaus: VwGH zur Weisungsfreiheit des GmbH-Geschäftsführers aufgrund gesellschaftsvertraglicher Sonderbestimmung
826 Zorn, Nikolaus: VwGH zum Ansatz einer Forderung aus verbotener Einlagenrückgewähr
828 Zorn, Nikolaus: VwGH zum Abzug vergeblicher Finanzierungsaufwendungen für die Anschaffung von Beteiligungen
830 Thomasberger, Thomas und Benjamin Twardosz: Steuerpolitik zum Beispiel von Zinsenabzugsverboten
836 Zorn, Nikolaus: VwGH zur Umsatzsteuer bei der Grundstücksvermietung einer Gemeinde

ÖSTERREICHISCHE STEUERZEITUNG
20 557 Beiser, Reinhold: Effektive Kapitalerhöhungen durch neue Gesellschafter bei Personen- und Kapitalgesellschaften in den Ertrag-

steuern – die unterschiedlichen Folgen nach dem Trennungs- und Durchgriffsprinzip
560 Amberger, Harald und Sophie Hafran: Reduziert § 10 KStG die grenzüberschreitende Gewinnverlagerung? Eine empirische Ana-

lyse
568 Geringer, Stefanie: Differenzbesteuerung in grenzüberschreitenden Sachverhalten mit einem Wiederverkäufer – Status quo und

mögliche Änderungen aufgrund der ViDA – Initiative
573 Eder, Martin und Marliese Wolf: Gesundheits- und Sozialbereich-Beihilfegesetz (GSBG): Änderungen iRd Abgabenänderungs-

gesetz (AbgÄG) 2023 – Verfahrensdigitalisierung

ÖSTERREICHISCHE ZEITSCHRIFT FÜR KARTELLRECHT
4 119 Böhler-Grimm, Philipp und Leo Lehr: Urteile des Europäischen Gerichts in den Rechtssachen T-606/30 und T-607/20 – Austrian

Power Grid ua/ACER
127 Zelger, Bernadette: Jüngste Entwicklungen im EU-Kartellschadenersatzprozessrecht – Teil I

01_2024 österreichisches anwältinnenblatt

76

Zeitschriftenübersicht



STEUER UND WIRTSCHAFTSKARTEI
31 1186 Tumpel, Michael: Österreich kann die Tätigkeit des öffentlichen Rundfunks der Mehrwertsteuer unterwerfen

1198 Polt, Benjamin: Die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von Baugeräten
1207 Beiser, Reinhold: Deutschkurse in Kombination mit Reiseleistungen
1209 Bourke, Sandra: Verjährung von Einkommen- und Körperschaftsteuer

TAXLEX
10 299 Daxkobler, Katharina und Oliver Mavher: Schaffung einer neuen abgabenrechtlichen Begünstigung für Start-Up-Mitarbeiterka-

pitalbeteiligungen
305 Hack, Doris und Dominique Harzhauser: Forschungsprämie – nachhaltige FuE-Nutzung bei Investitionen?
309 Bieber, Thomas und Peter Pichler: Ausgewählte Themen zum Energiekrisenbeitrag-Strom
313 Reindl, Maximilian: Überlegungen zum energiesteuerlichen Rahmen von „E-Fuels“
317 Steiger, Stefan: E-Auto versus Verbrenner-Auto
320 Stetsko, Iryna und Peter Pichler: Aktuelle Entscheidungen des BFG und VwGH in Leitsätzen
329 Stöger-Frank, Angela: Verfahrensrechtliche Entscheidungen des BFG

WIRTSCHAFTLICHE BLÄTTER
10 545 Koppensteiner, Hans-Georg: Individual- und Minderheitenrechte im Gesellschaftsrecht

555 Jaeger, Thomas: Europarecht: Das Neueste auf einen Blick

WOHNRECHTLICHE BLÄTTER
10 399 Fidler, Philipp: Inflationsbewältigung durch Vertragsrecht? Ein Beitrag zur Auslegung der § 6 Abs 2 Z 4 KSchG, § 879 Abs 3

ABGB
414 Kronthaler, Christoph: Zum (möglichen) Verstoß von Wertsicherungsklauseln in Mietverträgen gegen § 6 Abs 2 Z 4 KSchG
422 Leitner, Max: Wirksamkeit von Indexklauseln in Mietverträgen

ZEITSCHRIFT FÜR ARBEITS- UND SOZIALRECHT
6 267 Brameshuber, Elisabeth, Susanne Kalss, Sandra Maier und Christina Schnittler: Vorstand, Geschäftsführung und Elternschaft

281 Ludvik, Christoph Paul und Anna Diensthuber: Drittanstellung organschaftlicher Vertreter
289 Obermeyr, Leonie: Genderquote – friend or foe?
293 Tomandl, Theodor: Mehrarbeit und Mehrarbeitszuschlag

ZEITSCHRIFT FÜR BEIHILFENRECHT
3 131 Petzold, Arno: Rechte der Beteiligten im EU-Beihilfenverfahren

142 Petrov, Petar: Staatliche Beihilfen und COVID-19 im Luftverkehrssektor (Teil 1)

ZEITSCHRIFT FÜR EUROPARECHT, INT. PRIVATRECHT UND RECHTSVERGLEICHUNG
5 196 Heinzle, Philipp: Individueller Schadenersatzanspruch im Rahmen der Staatshaftung bei der Verletzung der EU-Luftqualitäts-

richtlinie
218 Bu, Yuanshi: Sicherungsübereignung in China – sinnvolle Alternative oder überflüssige Doppelung?
229 Schultess, Paul: Nutzungsbeeinträchtigung zwischen Eigentumsverletzung und reiner Vermögensschädigung

ZEITSCHRIFT FÜR FAMILIEN- UND ERBRECHT
6 243 Velisek, Viviane: Das Kontenregister im ehelichen Aufteilungsverfahren

248 Garber, Thomas: Brüssel IIb-VO und die Bestimmung der internationalen Zuständigkeit für Verfahren betreffend die elterliche
Verantwortung

252 Brunner, Jonathan: Verfassungsrechtliche Probleme der Bewertung geschenkter Sachen nach § 788 ABGB
257 Christandl, Gregor: „Ultra vires-Haftung“ des beschränkt haftenden Erben – Teil 2
261 Perscha, Alice: Der alternative Gerichtsstand des Art 13 EuErbVO

ZEITSCHRIFT FÜR FINANZMARKTRECHT
10 477 Edelmann, Ulrich: Erwerb zu besseren Bedingungen und Verbesserung des Angebotspreises nach österreichischem Übernahme-

recht – aus Anlass von BGH II ZR 219/21
481 Peschetz, Katharina: WiEReG-Novelle 2023: Wesentliche Änderungen aus Sicht von Kredit- und Finanzinstituten
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ZEITSCHRIFT FÜR GESELLSCHAFTSRECHT
6 260 Koppensteiner, Hans-Georg: Notizen zur Betriebsaufspaltung

265 Szep, Christoph und Alexander Müller: Altes und Neues zu Regelungsmöglichkeiten bei Aufgriffsfällen und Aufgriffspreisen
282 Hartlieb, Franz und Johannes Zollner: Gemeinsame Aufsichtsratssitzungen im GmbH-Konzern?
292 Klement, Felix Michael und Paul Fitz: Sicherstellungsmittel im Aktienrecht – vor und nach dem EU-UmgrG

ZEITSCHRIFT FÜR INFORMATIONSRECHT
4 370 Weidinger, Tobias: Zur Eigentumsrechtsfähigkeit nach § 354 ABGB: Ein Plädoyer zur Abkehr von der strikten Dichotomie zwi-

schen körperlichen und unkörperlichen Sachen anhand von Bitcoin
382 Burtscher, Bertram, Marie-Luise Fellner und Katharina Raabe-Stuppnig: Klassifizierung und Risikobewertung von KI-Systemen

nach dem Entwurf für ein EU Gesetz über Künstliche Intelligenz

ZEITSCHRIFT FÜR VERBRAUCHERRECHT
5 160 Rosifka, Walter: Preisänderungsklauseln in Wohnungsmietverträgen

165 Kemetmüller, Maximilian und Daniel Brennsteiner: Vom Begriff der „Änderung der vertraglich vereinbarten Entgelte“ im Ener-
gierecht

171 Boyer, Teresa: Neues zur Produkthaftung

ZEITSCHRIFT FÜR VERGABERECHT UND BAUVERTRAGSRECHT
7 303 Lengauer, Siegmar: Wettbewerbsbeschränkende Absprachen in Vergabeverfahren

337 Heck, Detlef, Markus Allram, Lukas Andrieu und Francisca Andic: Die Bauzeit
343 Wiesinger, Christoph: Abbruch und Entsorgung des Abbruchmaterials als Gesamtleistung

ZEITSCHRIFT FÜR VERKEHRSRECHT
11 423 König, Bernhard: Die Haftung der Pistenhalter nach „Pistenschluss“

431 Jahn, Stefan und Samuel Loibl: Schadenersatzrechtliche Entwicklungen in Europa 2022

ZIVILRECHT AKTUELL
18 344 Schimböck, Marion: Vertragsverhältnisse in Krisensituationen

348 Wollmann, Theresa: OPEC-Amtssitzabkommen: Verfassungswidriger Staatsvertrag

Die Zeitschriftenübersicht wurde freundlicherweise zur Verfügung gestellt von:
Lorene Fenkart und Paul Kessler, Singer & Kessler Rechtsanwälte OG.
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Disziplinarverfahrensrecht
DISZIPLINARRECHT

§ 25 DSt; § 22 Abs 2a RAO
Delegierungsanträge sind spätestens vier Wochen nach Zustellung des Einleitungsbeschlusses oder
nach Bekanntwerden des Delegierungsgrundes einzubringen. Verspätete oder unzulässige Delegie-
rungsanträge sind vom Disziplinarrat zurückzuweisen.
Die Betreibung von Geldbußen erfolgt nicht durch den Disziplinarrat oder einzelne Mitglieder des
Disziplinarrates, sondern durch den nach außen zur Vertretung befugten Präsidenten der Rechts-
anwaltskammer.
OGH 5. 9. 2023, 20 Ns 3/23f

Sachverhalt:
Dem Beschuldigten wurden mehrere Einleitungsbeschlüsse
im Zeitraum zwischen 29. 4. 2022 und 14. 10. 2022 zuge-
stellt. Mit am 23. 3. 2023 bereitgestelltem Schriftsatz bean-
tragte er, die Durchführung dieser Disziplinarverfahren we-
gen Befangenheit des Disziplinarrats einem anderen Diszip-
linarrat zu übertragen.

Begründend führte er aus, dass die Rechtsanwaltskam-
mer eine über ihn mit Urteil des Obersten Gerichtshofs
vom 17. 6. 2021, GZ 26 Ds 7/20h-9, verhängte Geldbuße
„in dem Wissen, dass diese vorgebliche Forderung auf ei-
nem Verbrechen beruht“ exekutiv betreibe, was „auf Seiten
der Rechtsanwaltskammer * somit das Delikt des § 165
Abs 2 StGB (Geldwäscherei) iVm § 15 StGB zumindest
dem Anschein nach“ verwirklichen würde. Davon habe er
durch Zustellung des Beschlusses des Bezirksgerichts * vom

17. 2. 2023, GZ 64 E 359/23h-8, am 23. 2. 2023, mit dem
sein Einspruch gegen die Exekutionsbewilligung vom
23. 1. 2023 abgewiesen wurde, Kenntnis erlangt.

Aus den Entscheidungsgründen:
Angesichts dieser zeitlichen Abfolge steht fest, dass der Be-
schuldigte bereits vor dem 23. 2. 2023 davon Kenntnis hat-
te, dass die Rechtsanwaltskammer die in Rede stehende
Geldbuße exekutiv betreibt.

Der OGH wies daher den Delegierungsantrag aus den im
Leitsatz erwähnten rechtlichen Gründen zurück, und zwar
ungeachtet dessen, dass der hiefür zuständige Disziplinarrat
nicht nach § 25 Abs 4 erster Satz DSt vorgegangen ist.

MICHAEL BURESCH

Vertretbare Rechtsansicht
WETTBEWERBSRECHT

§ 24a AWG; § 1 Abs 1 Z 1 UWG
Ein Verstoß gegen eine nicht dem Lauterkeitsrecht im engeren Sinn zuzuordnende generelle Norm
ist nur dann als unlautere Geschäftspraktik oder als sonstige unlautere Handlung im Sinne von § 1
Abs 1 UWG zu werten, wenn die Norm nicht auch mit guten Gründen in einer Weise ausgelegt wer-
den kann, dass sie dem beanstandeten Verhalten nicht entgegensteht. Wer Abfälle sammelt, bedarf
gemäß § 24a Abs 1 AWG einer Erlaubnis durch den Landeshauptmann. Die Beklagte verfügt nach
den Feststellungen über aufrechte Gewerbeberechtigungen für Denkmal-, Fassaden- und Gebäude-
reinigung, Schneeräumung und Entrümpelung. Es wird zwar keines dieser Gewerbe in § 24a Abs 2
Z 11 AWG angeführt. Trotzdem ist es zumindest vertretbar, auch die Vornahme von Entrümpelun-
gen unter diese Ausnahme zu subsummieren.
OLG Wien 27. 7. 2023, 2 R 91/23a

Sachverhalt:
Die Beklagte betreibt die Webseite, welche ua folgenden
Text enthält:

„Wir übernehmen Entrümpelungen bzw Räumungen –

vom Dachboden bis zum Keller. Eine ordnungsgemäße Ent-
sorgung ist für uns dabei selbstverständlich.“

Die Beklagte verfügt über aufrechte Gewerbeberechti-
gungen für die Gewerbe Denkmal-, Fassaden- und Gebäu-
dereinigung, Schneeräumung und Entrümpelung. Für das
Sammeln und Behandeln von Abfällen hat die Beklagte we-
der eine Gewerbeberechtigung noch eine Genehmigung
nach § 24a AWG. Die Beklagte beschäftigt sich hauptsäch-

MICHAEL BURESCH

Der Autor ist Rechtsan-
walt in Wien und An-
waltsrichter beim OGH.

2024/34

MARKUS PETROWSKY

Der Autor ist Rechtsan-
walt in Wien.

2024/35
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lich mit der Gebäudereinigung und der Entrümpelung. Ab-
fälle im Zuge der Entrümpelung bringt und übergibt die
Beklagte der MA 48 sowie einer anderen Gesellschaft, wel-
che über eine aufrechte Gewerbeberechtigung als Abfall-
sammler verfügt.

Die Klägerin begehrte die Unterlassung dieser Anprei-
sungen samt Urteilsveröffentlichung nach dem UWG. Die
Beklagte wendete im Wesentlichen ein, sie übe zulässiger-
weise die Tätigkeit eines Gebäudemanagers („Facility Ma-
nagers“) aus und verfüge über die dafür nötigen Gewerbe-
berechtigungen. Die Entsorgung werde lediglich als Neben-
leistung im Sinne des § 24a Abs 2 Z 11 und 12 AWG
durchgeführt und beworben.

Das Erstgericht gab dem Klagebegehren statt. Das Beru-
fungsgericht hat der Berufung Folge gegeben und das Kla-
gebegehren abgewiesen.

Aus den Entscheidungsgründen:
Nach § 24a Abs 2 Z 12 AWG sind Hausverwalter und Ge-
bäudemanager, deren Tätigkeit nicht auf die Sammlung von
Abfällen gerichtet ist und die, in Ausübung dieser Tätigkeit,
angefallene Abfälle Dritter übernehmen und nachweislich
einem berechtigten Abfallsammler oder -behandler überge-
ben, von der Erlaubnispflicht ausgenommen.

Auch wenn die Beklagte zwar nicht über eine Gewerbe-
berechtigung als Immobilienverwalter verfügt, erscheint es
zumindest vertretbar, sie durch ihre Gewerbeberechtigun-
gen für Denkmal-, Fassaden- und Gebäudereinigung sowie

Schneeräumung als Gebäudemanager im Sinne des § 24a
Abs 2 Z 12 AWG anzusehen.

Eine weitere Ausnahme von der Erlaubnispflicht eröff-
net § 24a Abs 2 Z 11 AWG für Personen, die aus Anlass
einer wirtschaftlichen Tätigkeit, die nicht auf die Sammlung
von Abfällen gerichtet ist, [. . .] im Zuge der Ausführung ei-
nes Auftrags, anfallende Abfälle Dritter übernehmen und
nachweislich einem berechtigten Abfallsammler oder -be-
handler übergeben. Es ist zumindest vertretbar, auch die
Vornahme von Entrümpelungen unter diese Ausnahme zu
subsumieren. Es ist auch vertretbar, dass die Tätigkeit als
Entrümpler nicht auf die Sammlung von Abfällen gerichtet
ist, besteht doch das Ziel einer Entrümpelung vor allem da-
rin die entrümpelten Räume in einen ordentlichen Zustand
zu bringen.

Anmerkung:
Der klagende Schutzverband hat laut Berichten – ua der
Wirtschaftskammer – gegen zahlreiche Entrümpelungs-
unternehmen gleichartige Klagen nach dem UWG ein-
gebracht. Das OLG Wien hat dazu klargestellt, dass die
Tätigkeit von Gebäudereinigern und Entrümplern nicht
zwingend auf die Sammlung von Abfällen gerichtet ist,
sodass kein Wettbewerbsverstoß vorliegt. Diese Ent-
scheidung wurde von der Klägerin nicht weiter bekämpft.

MARKUS PETROWSKY

Gefahrenbescheinigung beim Europäischen
Kontenpfändungsbeschluss
EUROPÄISCHES ZWANGSVOLLSTRECKUNGSRECHT

Art 7 Abs 1 EuKopfVO
Der Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung setzt die Bescheinigung voraus, dass die Vollstre-
ckung der Forderung aufgrund eines dem Schuldner zurechenbaren Verhaltens (subjektive Gefahr)
gefährdet ist. Das Aufkündigen von Vertragsverhältnissen mit Drittschuldnern, sobald Forderungs-
pfändungen bekannt werden, stellt eine solche subjektive Gefahr dar.
OGH 25. 5. 2023, 3 Ob 219/22k

Aus der Begründung:
[2] Der Antragsteller verfügt über einen rechtskräftigen und
vollstreckbaren Zahlungstitel gegen die in Malta ansässige
Antragsgegnerin (Anbieterin von Online-Glücksspiel). Er
beantragte die Erlassung eines Europäischen Beschlusses
zur vorläufigen Kontenpfändung, wobei er ein zu pfänden-
des Bankkonto in Malta anführte und im Übrigen die Ein-
holung von Kontoinformationen in sämtlichen anderen
Mitgliedstaaten beantragte, weil die Antragsgegnerin in
der gesamten EU Glücksspiele anbiete. Zur Gefährdung

brachte er im Wesentlichen vor, dass die Antragsgegnerin
bereits in anderen Verfahren, in denen es rechtskräftige und
vollstreckbare Urteile gegen sie gebe, Vermögen beiseitege-
schafft habe. Konkret habe eine näher bezeichnete Rechts-
anwälte-OG für drei Mandanten, die Zahlungstitel gegen
die Antragsgegnerin erwirkt hätten, beim Bezirksgericht In-
nere Stadt Wien Anträge auf Bewilligung der Forderungs-
exekution eingebracht und als Drittschuldner insbesondere
die D. Europe GmbH (im Folgenden: Drittschuldnerin) an-
geführt. Die Antragsgegnerin betreibe unter anderem ein

HUBERTUS
SCHUMACHER

Der Autor ist Rechtsan-
walt in Innsbruck.

2024/36
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Online-Casino über Handydienstanbieter, wobei die
Glücksspiel- und Sportwetteinsätze direkt mit der Hand-
yrechnung abgerechnet würden und die Zahlungsabwick-
lung über die Drittschuldnerin erfolge, die die Spiel- und
Wetteinsätze an die Antragsgegnerin transferiere; die An-
tragsgegnerin habe daher regelmäßig Forderungen gegen
die Drittschuldnerin. Letztere habe in ihren Drittschuldner-
erklärungen angegeben, dass die Antragsgegnerin zwar
Guthaben bei ihr zur Verfügung gehabt habe, dieses Ver-
tragsverhältnis jedoch aufgelöst worden sei. Es sei lediglich
ein Restguthaben bei der Drittschuldnerin verblieben, mit
dem die damals betriebenen Forderungen zur Gänze befrie-
digt worden seien. Eine Nachfrage bei der Drittschuldnerin
habe ergeben, dass nicht diese das Vertragsverhältnis aufge-
löst habe, sondern vielmehr die Antragsgegnerin nach Ein-
langen der ersten Pfändungen; die Drittschuldnerin be-
dauere dies, weil ein gutes Geschäftsfeld wegfalle, zumal
das Konto von der Antragsgegnerin für die gesamten Zah-
lungsströme in Österreich verwendet worden sei. Hinter-
grund der Vertragsbeendigung sei gewesen, dass die An-
tragsgegnerin sich mit einer Vielzahl von Spielerklagen in
Österreich auseinandersetzen müsse, die sie alle verloren
habe und noch verlieren werde. Der Vorstand der Antrags-
gegnerin habe sich deshalb entschlossen, die Vertragsbezie-
hung zur Drittschuldnerin zu beenden, um in weiterer Fol-
ge den Gläubigern die Vollstreckung ihrer Forderungen zu
erschweren. Durch dieses Vorgehen habe die Antragsgegne-
rin den Tatbestand des § 162 StGB iVm § 3 VbVG erfüllt;
dazu legte der Antragsteller (unter anderem) eine entspre-
chende Sachverhaltsdarstellung an die Staatsanwaltschaft
Wiener Neustadt vor.

[3] Das Erstgericht erließ den Europäischen Beschluss
zur vorläufigen Kontenpfändung antragsgemäß. Es sei
gerichtsnotorisch, dass bereits mehrere eingeleitete Exe-
kutionsverfahren gegen die Antragsgegnerin ins Leere ge-
gangen seien. Weiters sei bereits in anderen Exekutions-
verfahren bescheinigt worden, dass die Antragsgegnerin,
wenn sie von einer gegen sie geführten Forderungsexeku-
tion Kenntnis erlange, das Vertragsverhältnis mit dem
betreffenden Drittschuldner aufkündige, um ihr Vermö-
gen dem Zugriff der Gläubiger zu entziehen. Somit be-
stehe aufgrund konkreter Handlungen des Schuldners,
Vermögenswerte zu verschieben, die Gefahr, dass ohne
den Kontopfändungsbeschluss die spätere Vollstreckung
der Forderung des Gläubigers unmöglich oder erschwert
werde.

[4] Die Antragsgegnerin erhob gegen den Kontenpfän-
dungsbeschluss Widerspruch. Die vom Antragsteller be-
hauptete Verschiebung von Vermögenswerten habe nicht
stattgefunden. Im Fall der Vertragsbeendigung mit der
Drittschuldnerin habe das Landesgericht Wiener Neustadt
zu AZ 15 Bl 69/21i festgestellt, dass es zu keiner Vermö-
gensverschiebung gekommen sei, weshalb der Antrag auf
Fortführung des Verfahrens gegen die beiden Geschäftsfüh-
rer der Antragsgegnerin und gegen diese selbst wegen § 3

VbVG, § 162 Abs 1 und 2 und § 163 StGB abgewiesen wor-
den sei.

[5] Mit Beschluss vom 22. 8. 2022 gab das Erstgericht
demWiderspruch der Antragsgegnerin gegen die vorläufige
Kontenpfändung nicht Folge. Der dem Pfändungsbeschluss
zugrunde gelegte Sachverhalt, durch den die erforderliche
Gefährdung bewiesen worden sei, sei durch die mit dem
Widerspruch vorgelegte Urkunde nicht entkräftet worden.
Aus der Tatsache, dass die Staatsanwaltschaft Wiener Neu-
stadt durch das Verhalten der (Vorstände der) Antragsgeg-
nerin den Tatbestand der §§ 162, 163 StGB nicht als ver-
wirklicht angesehen habe, sei für diese nichts zu gewinnen.
Die Staatsanwaltschaft habe die mangelnde subjektive Tat-
seite nämlich daraus abgeleitet, dass die Antragsgegnerin
bei Kündigung des Vertrags mit der Drittschuldnerin nicht
das gesamte Vermögen vom Konto behoben, sondern ein
Guthaben von € 100.000,– belassen habe, weshalb es für
die dortigen Gläubiger zu keiner Vermögensverringerung
gekommen sei. Dieser Umstand könne aber nichts daran
ändern, dass die Antragsgegnerin ihre Geschäftsbeziehung
mit der Drittschuldnerin eingestellt habe, um weiteren
Gläubigerforderungen auf dem österreichischen Rechtsweg
zu entgehen. Die von der Antragsgegnerin vorgelegte Ent-
scheidung des Landesgerichts Wiener Neustadt stütze sogar
die Behauptung des Antragstellers, dass die Antragsgegne-
rin Vermögen aus Österreich verbracht habe, um es dem
Zugriff der vielen österreichischen Gläubiger zu entziehen
bzw den Zugriff darauf erheblich zu erschweren. Der Vor-
satz der Antragsgegnerin, keine Zahlungen zu leisten und
ihr Vermögen, sofern eines gefunden werde, zu verbringen,
resultiere schon daraus, dass eine Vielzahl von Exekutions-
verfahren gegen die Antragsgegnerin geführt würden, von
denen sie Kenntnis habe, in denen sie aber bisher – trotz
vorauszusetzender ausreichender Liquidität – keine Zah-
lungen geleistet habe.

[6] Das Rekursgericht gab dem Rekurs der Antragsgeg-
nerin Folge und änderte den angefochtenen Beschluss dahin
ab, dass der Pfändungsbeschluss widerrufen wurde. Gegen-
stand des Rekursverfahrens sei nur die Frage, ob die Vo-
raussetzungen des Art 7 Abs 1 EuKoPfVO gegeben gewesen
seien. Aus der vom Antragsteller vorgelegten Stellungnah-
me der Antragsgegnerin gegenüber dem „First Hall Civil
Court“ ergebe sich bloß, dass ein nicht näher spezifizierter,
als offenkundig bezeichneter Verstoß gegen den maltesi-
schen ordre public vorgebracht werde, nicht aber, worin ge-
nau dieser gelegen sei oder dass es bereits eine rechtskräftige
Entscheidung eines maltesischen Gerichts zu diesem Ein-
wand gebe. Damit sei weder vorgebracht noch bescheinigt,
dass eine Exekutionsführung gegen die Antragsgegnerin in
Malta aussichtslos oder erheblich erschwert wäre. Schon aus
diesem Grund sei die Gefahr einer Exekutionsvereitelung
oder -erschwerung zu verneinen. Aus dem zur Bescheini-
gung der Verschiebung von Vermögenswerten in Öster-
reich vorgelegten Aktenvermerk über ein Telefonat mit
dem Geschäftsführer der Drittschuldnerin ergebe sich bloß,
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dass das Vertragsverhältnis von der Antragsgegnerin und
nicht von der Drittschuldnerin aufgelöst worden sei; hinge-
gen ergebe sich der Grund für die Beendigung des Vertrags-
verhältnisses daraus nicht. Der zeitliche Zusammenhang
mit einer Exekutionsbewilligung bedeute noch nicht, dass
diese kausal für die Vertragsauflösung gewesen sei. Es sei
auch nicht bescheinigt, dass die Antragsgegnerin mit kei-
nem anderen Unternehmen eine Vertragsbeziehung habe
oder sämtliches Vermögen aus Österreich abgezogen habe.
Nach dem Inhalt des Beschlusses des Landesgerichts Wie-
ner Neustadt sei auch die objektive Tatseite nicht verwirk-
licht worden, weil eine Vermögensverringerung bei der An-
tragsgegnerin nicht eingetreten sei. Insgesamt sei es dem
Antragsteller daher nicht gelungen, eine Gefährdung iSd
Art 7 Abs 1 EuKoPfVO zu behaupten und zu bescheinigen.

[7] Das Rekursgericht ließ den ordentlichen Revisions-
rekurs mangels erheblicher Rechtsfrage nicht zu.

[8] Mit seinem außerordentlichen Revisionsrekurs be-
gehrt der Antragsteller die Wiederherstellung der erstge-
richtlichen Kontopfändung; hilfsweise wird ein Aufhe-
bungsantrag gestellt.

[9] Die Antragsgegnerin beantragt in der ihr vom Obers-
ten Gerichtshof freigestellten Revisionsrekursbeantwor-
tung, den Revisionsrekurs zurückzuweisen, hilfsweise ihm
nicht Folge zu geben.

[10] Der Revisionsrekurs ist wegen einer vom Obersten
Gerichtshof aufzugreifenden Fehlbeurteilung des Rekursge-
richts zulässig und berechtigt.

Rechtliche Beurteilung
[11] 1. Gemäß Art 7 Abs 1 EuKoPfVO setzt die Erlassung
eines Beschlusses zur vorläufigen Kontopfändung (unter
anderem) voraus, dass der Gläubiger hinreichende Beweis-
mittel vorgelegt hat, die das Gericht zu der berechtigten An-
nahme veranlassen, dass eine Sicherungsmaßnahme in
Form eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung dringend
erforderlich ist, weil eine tatsächliche Gefahr besteht, dass
ohne diese Maßnahme die spätere Vollstreckung der Forde-
rung des Gläubigers gegenüber dem Schuldner unmöglich
oder sehr erschwert wird.

[12] 2. Der Gläubiger muss die ohne die Kontenpfän-
dung bestehende Gefährdung der späteren Vollstreckung
seiner Forderung nicht beweisen, sondern bloß glaubhaft
machen, also bescheinigen (Köllensperger in Schumacher/
Köllensperger/Trenker, EuKoPfVO Art 7 Rz 4 mwN).
Wenngleich es nach demWortlaut des Art 7 Abs 1 EuKoPf-
VO nicht darauf ankommt, dass die drohende Verschlech-
terung der Vollstreckungsaussichten in einem dem Schuld-
ner zurechenbaren Verhalten begründet sein muss, wird
doch aus ErwG 14, Abs 3 deutlich, dass auch die EuKoPfVO
– wie § 379 Abs 2 Z 1 EO – einen subjektiven Maßstab an-
legt; als Beispiele für eine Gefahr werden nämlich aus-
schließlich bestimmte Verhaltensweisen des Schuldners ge-
nannt, konkret, dass er seine Vermögenswerte aufbraucht,
verschleiert oder vernichtet oder aber unter Wert oder in

einem unüblichen Ausmaß oder durch unübliche Handlun-
gen veräußert, noch bevor der Gläubiger die Vollstreckung
der bestehenden oder einer künftigen gerichtlichen Ent-
scheidung erwirken kann (vgl Köllensperger in Schuma-
cher/Köllensperger/Trenker, Art 7 EuKoPfVO Rz 11).

[13] 3. Es kann deshalb im vorliegenden Fall die Recht-
sprechung zu § 379 Abs 2 Z 1 EO herangezogen werden.
Danach genügt ein rein passives Verhalten des Antragsgeg-
ners wie das unbegründete Nichtzahlen fälliger Forderun-
gen, für die ein Exekutionstitel besteht, für die Annahme
einer Gefährdung nicht (vgl RS0005400). Die Veräußerung
des Vermögens des Schuldners rechtfertigt nur dann die Er-
lassung einer einstweiligen Verfügung, wenn zu besorgen
ist, dass aus dem Vermögen des Schuldners unberechtigter-
weise einige Gläubiger begünstigt werden oder dass der
Schuldner beabsichtigt, den Erlös dem Zugriff des Gläubi-
gers zu entziehen (RS0005390). Der bloße Umstand, dass
der Schuldner ein Kontoguthaben von einem Mitgliedstaat
in einen anderen transferiert, reicht für sich allein noch
nicht aus (vgl Höllwerth in Deixler-Hübner § 422 EO Rz 7
mwN).

[14] 4. Mit seiner Argumentation, aus dem vom Antrag-
steller vorgelegten Aktenvermerk über das Telefonat vom
22. 2. 2021 ergebe sich der Grund für die Beendigung des
Vertragsverhältnisses zwischen der Antragsgegnerin und
der Drittschuldnerin nicht, ignoriert das Rekursgericht die
Feststellung des Erstgerichts im Kontenpfändungsbe-
schluss, wonach die Antragsgegnerin, wenn sie von einer
gegen sie geführten Forderungsexekution Kenntnis erlange,
das Vertragsverhältnis mit dem betreffenden Drittschuld-
ner aufkündige, um ihr Vermögen dem Zugriff der Gläubi-
ger zu entziehen. Damit hat der Antragsteller aber die für
die Erlassung des Kontenpfändungsbeschlusses notwendige
Gefährdung hinreichend bescheinigt. Das bescheinigte sys-
tematische, von Gläubigerschädigungsabsicht getragene
Vorgehen der Antragsgegnerin ist nämlich mit dem bloßen
Transfer eines Kontoguthabens in einen anderen Mitglied-
staat keinesfalls vergleichbar. Darauf, ob eine Exekutions-
führung gegen die Antragsgegnerin in Malta prinzipiell
möglich wäre, kommt es hier nicht an, weil nach dem be-
scheinigten Sachverhalt davon auszugehen ist, dass die An-
tragsgegnerin auch in diesem Fall Maßnahmen setzen wür-
de, um dem Antragsteller den Zugriff auf ihr Vermögen zu-
mindest erheblich zu erschweren.

[15] 5. Auch die von der Antragsgegnerin in ihrem Wi-
derspruch – und ihr folgend vom Rekursgericht – hervor-
gehobene Einstellung des strafrechtlichen Ermittlungsver-
fahrens gegen die Antragsgegnerin bzw die Abweisung des
Fortführungsantrags ist in diesem Zusammenhang nicht
von entscheidender Bedeutung. Relevant ist nämlich nicht,
ob die bescheinigte Vorgangsweise der Antragsgegnerin in
früheren Exekutionsverfahren einen Straftatbestand (in ob-
jektiver und subjektiver Hinsicht) erfüllt hat, sondern nur,
ob die Gefahr besteht, dass die Vollstreckung der titulierten
Forderung des Antragstellers ohne die Kontenpfändung ge-
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fährdet ist. Dies ist, wie oben dargelegt, hier als bescheinigt
anzusehen.

[16] 6. In Stattgebung des berechtigten Revisionsrekur-
ses ist daher die erstgerichtliche Entscheidung wiederherzu-
stellen.

Anmerkung:
Die Bedeutung der Europäischen Kontenpfändungsver-
ordnung (EuKoPfVO) für die zwangsweise Einbringung
von Forderungen in grenzüberschreitenden europä-
ischen Fällen hat sich in der anwaltlichen Praxis noch
nicht so richtig herumgesprochen. Die erfreuliche Ent-
scheidung des OGH zeigt nun das Potenzial der EuKopf-
VO deutlich auf:
Der Antragsteller, ausgestattet mit einem rechtskräftigen
und vollstreckbaren Zahlungstitel gegen eine in Malta
ansässige Antragsgegnerin (sie bietet Online-Glücksspie-
le an), beantragte die Erlassung eines Europäischen Be-
schlusses zur vorläufigen Kontenpfändung. Das Vollstre-
ckungsbegehren richtete sich auf Pfändung eines be-
stimmten, in Malta befindlichen Bankkontos und im Üb-
rigen auf die Einholung von Kontoinformationen in
sämtlichen anderen Mitgliedstaaten. Hier zeigt sich die
Bedeutung der besprochenen OGH-E, zumal ein neues
Gesetz in Malta (Bill No 55) vorsieht, dass nur maltesische
Gerichte Urteile gegen maltesische Glückspielunterneh-
men vollstrecken können.1 Im Bewilligungsverfahren
ging es im Wesentlichen um die Frage der Bescheinigung
einer Gefahr iSd Art 7 Abs 1 EuKoPfVO durch den An-
tragsteller, wonach ein Pfändungsbeschluss nur dann zu
erlassen ist, wenn eine „tatsächliche Gefahr besteht, dass
ohne diese Maßnahme die spätere Vollstreckung der
Forderung des Gläubigers gegenüber dem Schuldner
unmöglich oder sehr erschwert wird.“ Diese Gefahr muss
nicht dem strengen ZPO-Regelbeweismaß der hohen
Wahrscheinlichkeit entsprechen, vielmehr genügt es, die
Gefahr bloß glaubhaft zu machen, also zu bescheinigen.2

Der OGH greift hier zu Recht auf seine Rsp zu § 379 Abs 2

Z 1 EO zurück, zumal auch die EuKoPfVO die drohende
Verschlechterung der Vollstreckungsaussichten in einem
dem Schuldner zurechenbaren Verhalten begründet
sieht.3 Art 7 Abs 1 EuKoPfVO legt insoweit einen subjek-
tiven Maßstab an, sodass die Gefahr vom Schuldner aus-
gehen muss.4 Das Höchstgericht folgert aus den Fest-
stellungen des Erstgerichts, wonach die Antragsgegnerin
nach Einlangen von vorangegangenen Forderungsexe-
kutionen das Vertragsverhältnis mit dem betreffenden
Drittschuldner aufkündigte, um ihr Vermögen dem Zu-
griff der Gläubiger zu entziehen, dass eine Gefahr iSd
Art 7 Abs 1 EuKoPfVO zu bejahen ist. Diese aktive Vor-
gangsweise der Antragsgegnerin – ein rein passives Ver-
halten würde nicht genügen – ist bei Lohnexekutionen
aus Fällen der „rechtzeitigen“ (offiziellen) Beendigung des
Arbeitsverhältnisses, aus dem Forderungen entstehen
(können), bestens bekannt.
Insbesondere auch das vom OGH bewilligte Begehren,
über die Konten der Antragsgegnerin in der EU informiert
zu werden (Art 14 EuKopfVO), was im Fall des Vorliegens
eines vollstreckbaren Titels nur die Angabe von Gründen
erfordert, warum der Schuldner ein oder mehrere Konten
bei einer Bank in einem bestimmten Mitgliedstaat un-
terhält (hier schon aufgrund der europaweiten Online-
Spiele gegeben),5 sollte bei der Exekution von offenen
Forderungen in grenzüberschreitenden Fällen grds be-
dacht werden.

1 Vgl Quarch,Wie mit Maltas Hilfe das deutsche Glückspielrecht umgangen
wird, FAZ-Einspruch 18. 6. 2023.
2 Köllensperger in Schumacher/Köllensperger/Trenker, Kommentar zur EU-
Kontenpfändungsverordnung [2017] Art 7 Rz 4.
3 Vgl König/Weber, Einstweilige Verfügungen im Zivilverfahren6 [2022]
Rz 3.7ff.
4 Köllensperger in Schumacher/Köllensperger/Trenker, EuKoPfVO Art 7
Rz 11; Höllwerth in Deixler-Hübner, EO § 422 Rz 7.
5 Hiezu Schumacher in Schumacher/Köllensperger/Trenker, EuKopfVO
Art 14 Rz 14ff; Neumayr/Geroldinger in Neumayr/Geroldinger, Internationa-
les Zivilverfahrensrecht II [2022] Art 14 EuKopfVO Rz 5.
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SUBSTITUTIONEN

WIEN

Übernehme Substitutionen in Wien und Umge-

bung, auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen

(Nähe Justizzentrum), auch Verfahrenshilfe und

Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsan-

walt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien. Telefon und

Fax (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch

außerhalb der Bürozeiten, oder Mobiltelefon

(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,

E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Claudia Stoitzner übernimmt – auch kurz-

fristig – Substitutionen aller Art in Wien und

Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Straf-, Zivil-

und Verwaltungssachen sowie Ausarbeitung

von Rechtsmittel und gänzliche Übernahme

von Verfahrenshilfesachen. Dr. Claudia Stoitz-

ner, Rechtsanwältin, Mariahilfer Straße 45/5/36,

1060 Wien, Tel.: (01) 585 33 00,

Fax: (01) 585 33 05, Mobil: (0664) 345 94 66,

E-Mail: office@rechtsanwaeltinstoitzner.com

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen –

auch kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch

in Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsa-

chen und Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies

in Wien und Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstra-

ße 11/4, Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,

Telefax (01) 713 07 96,

E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Um-

gebung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt

gerne Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwal-

tungssachen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechts-

mittel). Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99), Mobil

(0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net, Lo-

quaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Erfahrener Prozessanwalt übernimmt Substi-

tutionen aller Art in ganz Wien. RA Dr. Stephan

Messner, 1130 Wien, Hietzinger Hauptstraße

22/D/B10A, Telefon: 01/876 30 96,

Telefax: 01/876 30 96-4.

E-Mail: ra.dr.messner@aon.at,

homepage: www.ra-messner.at

KÄRNTEN

Substitutionen alle Art (auch Strafsachen und

gänzliche Übernahme von Verfahrenshilfe-

sachen), insbesondere für die Bezirksgerichte

Villach, Klagenfurt, Spittal/Drau, Feldkirchen,

Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt Rechts-

anwalt Mag. Markus Steinacher, Tiroler Straße 6,

9500 Villach, Telefon (04242) 39 222.

E-Mail: office@ra-steinacher.at

STEIERMARK

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,

Kreuzgasse 2c, übernimmt für Sie gerne – auch

kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und

Strafsachen in Graz und Umgebung. Telefon

(0316) 82 65 54, Telefax DW 30,

E-Mail: office@anwalt-austria.at, Mobil erreichbar:

(0676) 310 48 52.

SALZBURG

ADAM & FELIX Rechtsanwälte KG, 5020 Salzburg,

Sigmund-Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitu-

tionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax DW -6,

office@adam-felix.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg,

mit Kanzleisitz unmittelbar neben Bezirks- und

Landesgericht Salzburg, übernimmt auch kurz-

fristigst Substitutionen in Zivil-, Straf- und Ver-

waltungssachen.

Telefon-Nr.: 0662/843164, Telefax: 0662/844443,

E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Elisabeth Esterer, Urstein Nord 24, 5412

Puch-Urstein, übernimmt Substitutionen aller Art

in der Stadt Salzburg und Hallein.

Tel: 06245/93087, E-Mail: office@ee-law.at.

INTERNATIONAL

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelum-

schreibung, Substitution. Rechtsanwalt aus

München übernimmt sämtliche anwaltlichen

Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und

schnelle Bearbeitung garantiert! Rechtsanwalt

István Cocron, Liebigstraße 21, 80538 München,

Telefon (0049–89) 552 999 50, Telefax (0049–89)

552 999 90. Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert (Mitglied

RAK Tirol/München) steht österreichischen Kol-

legen für Mandatsübernahmen/grenzüberschrei-

tende Angelegenheiten und Substitutionen/

Zwangsvollstreckungen jederzeit gerne in

Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur Verfügung.

Telefon 0049/89/540 239-0,

Telefax 0049/89/540 239-199,

E-Mail: klamert@klamertpartner.de;

www.klamertpartner.de

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Öster-

reich und Griechenland zugelassen, vertritt vor

griechischen Gerichten und Behörden und steht

für rechtliche Angelegenheiten zur Verfügung.

Weyrgasse 6, 1030 Wien, und Ypsilantou 6,

10675 Athen, Telefon (01) 713 14 25

E-Mail: office@diamanti.at, www.diamanti.at

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner

von del Torre & partners), in Österreich und Ita-

lien zugelassene Rechtsanwältin, Alter Platz 23/2,

9020 Klagenfurt und corso Verdi 90, 34170 Goerz,

und 33100 Udine, Via Cussignacco 5, Italien, steht

österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-

men und staatenübergreifende Substitutionen

aller Art zur Verfügung.

Tel. 0039 (0432) 60 38 62,

Telefax 0039 (0432) 52 62 37,

Mobil 0039 334 162 68 13,

E-Mail: udine@euroius.it,

Internet: www.euroius.it

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmidt

Advocatuur aus Amsterdam mit Zweigstelle in

Österreich steht österreichischen Kollegen für

Mandatsübernahmen und bei grenzüberschrei-

tenden Angelegenheiten gerne zur Verfügung.

Bei Fragen zum Niederländischen Wirtschafts-

recht, Urheberrecht und Allgemeinen Zivilrecht

kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno Schmidt

(M: +43 [0]680 118 1515). Amsterdam,

Sarphatistraat 370, NL-1018 GW,

Telefon +31 (0)20 320 03 60,

E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl
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Ungarn: Substitutionen und sonstige anwaltliche

Aufgaben (Insbesondere aus Wirtschaftsrecht,

Handelsrecht, Gesellschaftsrecht, Immobilien-

recht und Arbeitsrecht) übernimmt Dr. Tibor

Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und Budapest bei

GÁLFFY & VECSEY, Vertrauensanwalt der öster-

reichischen Botschaft in Ungarn.

Kontakt: 1111 Budapest, Bartók Béla út 54.

Telefon +36 (1) 799 84 40

E-Mail: bp@ga-ve.com www.ga-ve.com

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herze-

gowina – Serbien –Montenegro –Mazedonien

– Kosovo: Rechtsanwaltskanzlei –

Steuerberatungskanzlei

Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler d.o.o. (GmbH), Trdi-

nova ulica 5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauens-

anwalt, steht sämtlichen Kolleginnen und Kolle-

gen für cross-border-Mandatsübernahmen in

diversen Rechtssachen zur Verfügung.

Telefon +386 (0)1 434 76 12,

Telefax +386 (0)1 432 02 87,

E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,

Web: www.mst -rechtsanwalt.com

BÜROVERMIETUNG

WIEN

Schwedenplatz, acht Gehminuten vom Justiz-

zentrum entfernt, klimatisierte, ruhige, neu-re-

novierte Bürozimmer im 2. Liftstock ab EUR 750

zu vermieten. Bodenreinigung, Postentgegen-

nahme, Mandantenempfang, WCs (Damen/Her-

ren) und Klimagerätewartung inkludiert. Großer

Besprechungsraum kann dazugemietet werden.

office@taiyolegal.at oder 01/3050574.

REGIEPARTNER:IN/
KANZLEIRÄUMLICHKEITEN

WIEN

Wir bieten bzw suchen einen Regiepartner oder

reine Büroflächenvermietung in repräsentativer

Wiener Innenstadtkanzlei. Anwaltszimmer, Kon-

zipientenzimmer und max. 3 Sekretariatsplätze.

Mitnutzung der Infrastruktur (Besprechungszim-

mer, Küche, Serverraum sowie Bürobedarf) mög-

lich. Einzug ab sofort möglich. Anfragen an:

kanzlei@bvm.co.at

JOBSUCHE

WIEN

Langjährig erfahrener Rechtsanwalt sucht nach

kürzlich (vorzeitiger) Emeritierung die Anstellung

in einer Kanzlei, ca 20 bis 25 Stunden wöchent-

lich. Ich bin ein klassischer Zivilrechtler, Fami-

lienrecht, Liegenschaftsverträge, Erbrecht und

Verfügungen, Arzthaftung und vieles mehr. Ant-

worten bitte an josef.lachmann@chello.at oder

telefonisch, 069910264430.

KONZIPIENTEN

OBERÖSTERREICH

Wirtschaftskanzlei in Ried im Innkreis sucht Kon-

zipienten mit großer LU zum sofortigen Eintritt.

Aussicht auf spätere Partnerschaft. Zuschriften

mit aussagekräftigen Unterlagen bitte unter

Chiffre Nr A-100923 an den Verlag.
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Indexzahlen 2023 September Oktober

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2015 (Ø 2015 = 100) 131,4 131,8*)

Großhandelsindex 2015 (Ø 2015 = 100) 135,3 133,8*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 2010 (Ø 2010 = 100) 145,4 145,9*)

Index der Verbraucherpreise 2005 (Ø 2005 = 100) 159,3 159,8*)

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) 176,0 176,6*)

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) 185,3 185,9*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) 242,2 243,0*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) 376,5 377,7*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) 660,8 663,0*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) 841,9 844,7*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) 844,7 847,5*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 7397,5 7421,9*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 6375,6 6396,6*)

Großhandelsindex (Ø 2010 = 100) 140,2 138,6*)

Großhandelsindex (Ø 2005 = 100) 155,3 153,5*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) 170,9 169,0*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) 176,1 174,1*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) 183,6 181,6*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) 244,6 241,8*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) 407,0 402,4*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 3970,9 3925,9*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG · WOLLZEILE 1–3 · 1010 WIEN
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Österreichische Rechtsanwaltskammertag Rechtsanwälte, emeritierte Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter über die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art 13 DSGVO
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‚LIEGENSCHAFTEN SCHAFFEN
LEIDENSCHAFTEN‘
Immobilienrecht im anwaltlichen Fokus

11. bis 13. April 2024
Hilton Vienna Danube Waterfront

Das AWAK Immo-Update 2024: Bleiben Sie auf dem neusten Stand!

Beim AWAK-Intensivseminar „Liegenschaften schaffen Leidenschaften“ steht wieder das 
Immobilienrecht im Fokus. Um in dieser Querschnittsmaterie reüssieren zu können, ist 
Fachkunde in sämtlichen Teilgebieten unumgänglich. Die AWAK versammelt aus diesem 
Grund für das beliebte Intensivseminar hochkarätige Vortragende aus ganz Österreich, 
die alle praxisrelevanten Themen abdecken. Das Rahmenprogramm bietet zudem die 
Möglichkeit sich mit Kolleginnen und Kollegen sowie Vortragenden auszutauschen.

Wir freuen uns, Sie beim Intensivseminar 
begrüßen zu dürfen!

Mehr Details: awak.at

INTENSIVSEMINAR

DER FORTBILDUNGSSCHECK DER ANWALTSAKADEMIE

Gilt für eingetragene Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Einmalig auf die Buchung einer Präsenzver-
anstaltung oder eines DIGITALEN ANGEBOTS, wobei der Kaufwert mindestens 200,- EUR netto betragen 
muss. Voraussetzung für die Einlösung ist ein myawak-Konto. 
Weitere Details unter https://www.awak.at/info/fortbildungsscheck/

Gutschein im Wert von 200,- EUR netto – jetzt einlösen und profi tieren




